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Vorwort 

Das generelle Spannungsverhältnis, in dem das Strafverfahren steht, erfäh1t auf 
dem Gebiet, in dem Verdeckte Ermittler und V-Personen eingesetzt werden, eine 
Zuspitzung. Es gibt wohl kaum einen anderen Bereich im Strafverfahrensrecht, 
möglicherweise sogar im Recht überhaupt, in dem die Auffassungen über die 
Legitimität staatlich zurechenbaren Handelns so weit auseinandergehen. Dabei 
ist die Problematik Verdeckter Ermittlungen in Anbetracht mehrerer unlängst 
ergangener obergerichtlicher Entscheidungen gegenwärtig von ganz besonderer 
Aktualität. Vor diesem Hintergrund veranstaltete die Kriminologische Zentral-
stelle vom 20. - 21. Juni 2000 im Großen Sitzungssaa l des Hessischen Mini-
steriums der Justiz in Wiesbaden zu diesem Thema eine Fachtagung. Ziel der 
Veranstaltung war, aus unterschiedlichen Perspektiven Einblicke in die Proble-
matik Verdeckter Ermittlungen zu gewähren, besonders problematische Berei-
che näher zu beleuchten, Informationen auszutauschen sowie ein kritisches 
Forum für eine Diskussion zu bieten. Dabei bildeten die praktischen Problem-
aspekte den Schwerpunkt. Der vorliegende Band enthält die überarbeiteten 
Beiträge zu dieser Fachtagung sowie eine Auswahlbibliographie zum Thema. 

Nach den Grußworten folgt ein Einführungsreferat (Claudius Geister}, in dem 
versucht wird, den Gründen für die „neue" Aktualität des Themas nachzugehen. 
Der zweite Beitrag skizzie1t die einschlägige Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs. Heinrich Maul, langjähriges Mitglied des 1. Strafsenats beim 
Bundesgerichtshof, ze igt in seinem Referat aus der Perspekti ve des Revisions-
richters die „großen Linien" der höchstrichterlichen Rechtsprechung auf. Der 
Strafverteidiger Gunter Widmaier nimmt im Anschluß daran eingehend - und 
teilweise sehr kritisch - zu dieser Rechtsprechung Stellung. Roland Bank und 
Nico Krisch legen in ihrem Beitrag die wachsende Bedeutung der EMRK für den 
Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-Personen offen. Staatsanwalt Hartmut 
Schneider, persönlicher Referent des Generalbundesanwalts, erörtert in seinem 
Beitrag eingehend die spezifische Problematik von verdeckten Ermittlungen in 
Haftanstalten und gelangt dabei zu differenzierten Ergebnissen . Kriminaloberrat 
Dieter Schiflels (Bundeskriminalamt) gibt in seinen Ausführungen einen aktuel -
len Überblick über einen ganz anderen Aspekt - nämlich über Grund und Gren-
zen des internationalen Einsatzes und Austausches von Verdeckten Ermittlern. 
Aus einer wiederum ganz anderen Perspektive berichtet Kriminalhauptkommis-
sar Michael Pfeil. Er schildert aus polizeilicher Sicht das ambivalente und in 
mancher Hinsicht äußerst schwierige Innenverhältnis zwischen V-Person und 
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VP-Führer. Oberstaatsanwalt Peter Köhler, Leiter der OK-Abteilung bei der 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Frankfurt am Main, nimmt sch li eßli ch 
zum Einsatz vom Verdeckten Ermittlern und V-Personen aus dem Blickwinkel 
des erfahrenen Justi zpraktikers Stellung. Christoph Sowada, Strafrechtslehrer 
an der Ruhruniversität in Bochum, zieht in seinem Schlußreferat eine Art Bilanz 
der Tagung. In seinem Beitrag werden die zahlreichen Einzelprobleme, die auf 
der Tagung angesprochen wurden, übergreifenden Aspekten zugeordnet sowie 
die Ergebnisse der Tagung zusammenfassend dargestellt und gewürdigt. Der 
Band schließt mit einer Literaturauswahl der Bibliothek der Kriminologischen 
Zentra lstel le (Michael Dollmann) sowie mit einem Verze ichnis der Autoren und 
der Teilnehmer der Tagung. 

Zu danken habe ich einer Vielzah l von Personen: Zuall ererst den Autoren für 
ihre Referate und den daraus hervorgegangenen Beiträgen zu diesem Band sowie 
den Tagungsteilnehmern für ihre engagierte Mitwirkung; He,rn Staatssekretär 
Herbert Landau für seine Begrüßungsansprache sowie für die gewährte Gast-
freundschaft in den Räumen des Hessischen Justizministeriums, Frau Bundesju-
stizministerin Professor Dr. Herta Däubler-Gmelin für ihr schriftlich mitgeteil-
tes Grußwo1t. Nicht zuletzt g ilt mein Dank den Mitarbeitern der Kriminologi-
schen Zentralstelle, die an der Vorbereitung der Tagung und an der Erstellung 
dieses Bandes aktiv mitgewirkt haben; namentlich Frau Gabriele Adler für ihre 
Arbeit an der Druckvorlage. 

Wiesbaden , im April 2001 C laud ius Geis ter 
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Grußwort 

Professor Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Bundesministerin der Justiz 

Verehrte Anwesende, 
sehr geeh rte Damen und Hen·en, 

viel e G rüße nach Wiesbaden! Ich bedauere es, daß ich wegen anderer Termine 
nicht an Ihrer Tagung über Verdeckte Ermittl er und V-Personen im Strafver-
fa hren te ilnehmen kann und übermittle Ihnen meine guten Wünsche für Ihre 
Veranstaltung. 

Es ist ja fas t ein Markenzeichen der Kriminologischen Zentralstell e, daß es 
ihren Fachtagungen immer wieder gelingt, aktue lle Themen der Strafrechtspo-
litik aufzugreifen, Wissenschaftler mit den Vertreteri nnen und Vertretern der 
strafrec htlichen Praxis zusammenzubrin gen und Forum für den Austausch von 
Erkenntni ssen un d Meinungen zu se in. 

Einen offenen, leb haften und ertragreichen Austausch wün sche ich Ihnen auch 
in di esen Tagen ; das Thema, das Sie sich geste llt haben, braucht wegen seiner 
Aktualität ei n solches qu alitätsvo ll es und viele Aspekte ei nbez iehendes Ge-
spräch. Es geht - wie so oft bei der Erörterung strafp rozessuaier Themen in 
den letzten Jahren - um das Spannungsfeld zwischen effekti ver Strafverfo l-
gung und der Kontroll e und Begrenzun g von Eingriffen in die G rundrechts-
sphäre. Wie kontrovers und schwierig sich di e rechtspo liti sche Di sku ssion in 
diesem Bereich immer wieder gestaltet, haben w ir zul etzt anschauli ch be i den 
Beratungen zum Strafverfahrensänderungsgesetz erlebt , das die Postulate des 
Bundesverfassungsgerichts in seinem sog. Volkszählungsurteil zum Recht auf 
in forn1a ti onell e Se lbstbestimmung für den Bereich des Strafprozeßrechts um-
setzen so ll. 

Ein nach langen und zähen Verhandlungen erreichter Kompromiß war am En-
de de r vergangenen Legislaturperiode in letzter Minute gesc he itert. Im Januar 
dieses Jahres hat der Bundestag nach w iederum schw ieri gen Beratungen das 
Strafverfahrensänderungsgesetz 1999 verabschi edet , nach e inem Vermitt-
lungsverfahren hat ihm j etzt auch der Bundesrat zugestimmt. Im Bereich der 
Ermittlungsmaßnahmen stehen damit nunmehr auch di e Fahndung und di e 
längerfristige Observation auf verläßlichen gesetz lichen G rundlagen . 
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So sehr ein „offenes" Handeln der Stra fverfo lgungsbehörden in allen Phasen 
eines Ermittlungsverfa hrens wünschenswert ist - angesichts der Erscheinungs-
formen von Kriminalität, denen sich die Ermittlungsbehörden heute gegenü-
bersehen, sind auch andere Ermittlungsmethoden nöti g. Der freiheitliche 
Rechtsstaat muß sich aber stets neu die Frage stellen, we lche Mittel und Me-
thoden unter welchen Voraussetzungen zur Kriminalitätsbekämpfung einge-
setzt werden so llen und müssen. 

Ihre Tagung hat sich zum Ziel gesetzt, den aktuell en Sach- und Erkenntnis-
stand zu rechtlichen und prakt ischen Problemen beim Einsatz Verdeckter Er-
mittler und V-Leute zu refl ektieren und zu erörtern , also eine Bestandsauf-
nahme der gegenwärtigen Situation zu liefern . Sie werden sich gewiß auch 
intensiv mit den jüngst in diesem Bereich ergangenen höchstrichterli chen Ent-
scheidungen beschäfti gen, die sehr deutlich machen, mit welchen Problemen 
und auch Gefahren der Einsatz von V-Leuten verbunden sein kann . Ich will 
nur einen Hinweis anfügen auf den Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
im Fa ll „Sedlrnayr", auf den „Hörfa llen"-Beschluß des Großen Senats für 
Strafsachen und auf das Urteil des 1. Stra fsenats vorn 18. November 1999, das 
sich eingehend mit den Folgen einer Tatprovokation durch eine poli zeilich 
geführte „Vertrauensperson" beschäfti gt. Der BGH betrachtet die Tatprovoka-
tion einer unverdächtigen und zunächst nicht tatgeneigten Person durch eine 
Vert rauensperson - wie ich meine zu Recht - al s einen Verstoß gegen den 
durch Art . 6 EMRK gewährleisteten Grundsatz eines fa iren Verfa hrens. 
Ich werde dem Problemfeld der verdeckten Ermittlungen auch we iterhin gro-
ße Aufmerksamkeit zuwenden. Ich hoffe und wünsche, daß Ihre Erörterungen 
wertvolle Anregungen für die weitere rechtspolitische Diskussion in diesem 
wichtigen Bereich des Strafprozeßrechts geben werden. 



Grußwort 
Herbert Landau 

Hessisches Ministerium der Justiz 

Meine sehr verehrten Damen und Herren , 

ich begrüße Sie ganz herzlich zu der Fachtagung „Der Ei nsatz von Verdeckten 
Ermittlern und von V-Personen im Strafverfahren", hi er im Großen Sitzungs-
saal des Hess ischen Ministeriums der Just iz. Zunächst möchte ich dem Vor-
stand der Kri minologischen Zentralstelle mei nen Dank dafü r aussprechen, daß 
er di ese Tagung zu di esem ebenso umstrittenen wie aktuellen Thema ausge-
ri chtet hat. Wir in Hessen sind sto lz darauf, daß di e Kriminologische Zentral-
stell e ihren Sitz in Wiesbaden hat und begrüßen es, wenn sie Beiträge lei stet , 
die im Rahmen des rechtspolitischen Entscheidungsprozesses wertvoll s ind . 

Bei di eser Gelegenheit möchte ich ins Bewußtse in ru fe n, daß es gar nicht so 
einfach ist, in einem föderalen System zu konsensfähigen Entscheidungen zu 
gelangen. Das mag in hierarchi sch stärker strukturi erten Systemen leichter 
und reibungsloser funkti onieren als in unserem komplexen System. Gerade 
deshalb ist es notwendig, Dia logforen zu schaffen. Sie sind der geeignete Ort, 
um zu diskuti eren, unterschi edli che Positionen deutlich zu machen , aber auch 
gemeinsame Z iele zu formulieren. Insbesondere auf dem Gebiet der Strafver-
folgung sind gemeinsame Z ielbeschreibungen wichtig, auch wenn sie meist 
nur schwer zu erreichen sind . Denn die Strafverfolgung steht in ganz besonde-
rem Maße im Spannungsverhältnis von Effektivi tät und Rechtsstaatlichkeit 
und Gewi nne für das e ine legitime Interesse sind viel fach mit Einbußen für 
das andere verbunden. Hinzu kommt, daß Zielbeschreibungen auf dem Gebi et 
der Strafverfolgung sehr häufig Fragen des G rundverhä ltni sses zwischen 
Poli zei, Staatsanwaltschaft und Ri chterschaft berühren und auch deshalb 
sorgfältige Abwägungen notwendi g machen . Dennoch kann auf gemeinsame 
Zielbeschre ibungen nicht verzichtet werden . Sie sind im fö deral en Staat not-
wendig, um gemeinsame Aufgaben zu definieren und anstehende Probleme zu 
lösen. 

Es liegt auf der Hand, daß solche gemeinsamen Zielbeschreibungen auf dem 
Gebiet, das Gegenstand dieser Fachtagung ist, besonders schwer zu erzielen 
s ind . Das generelle Spannungsverhältn is, in dem das Strafverfahren steht, 
erfährt auf dem Gebiet, in dem Verdeckte Ermittler und V-Personen e inge-
setzt werden, e ine ganz besondere Zuspitzung. In keinem anderen Bereich des 
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Strafverfahrensrechts tritt das Interesse an der Wahrung der Effektivität staat-
lichen Strafens mit dem Grundsatz der Gewährleistung von Rechtsstaatlich-
keit deutlicher in Konflikt. Dabei hängt die rechtliche Bewertung des Einsat-
zes von Verdeckten Ermitt lern und V-Personen im Strafverfahren im Ansatz 
von der Einschätzung der tatsächlichen Gefahr ab, die von der Organisierten 
Kriminalität ausgeht. Jede Diskussion muß an diesem Gravitationspunkt 
ansetzen . Wer die Problematik der Organisierten Kriminalität in tatsächlicher 
Sicht eher für gering erachtet , wird dem Einsatz von Verdeckten Erm ittl ern 
und V-Personen tendenziell skeptisch-ablehnend gegen überstehen. Wer aller-
dings im Organisierten Verbrechen e ine reale Gefahr für diesen Staat sieht, 
wird den Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-Personen a ls unumgäng-
li ch betrachten. Was ist nun richtig und angemessen? Kriminalstati stische 
Analysen oder empirische Untersuchungen helfen uns in dieser Frage nicht 
weiter. Denn es ist geradezu eine wesent li che Pointe der Organisierten Krimi-
nalität, daß sie auf dieser Ebene nicht s ignifikant in Erscheinung tritt. ,,Gute" 
Organisierte Kriminalität ist in diesem Sinne unauffä lli ge Krimina lität. Wer 
daher aus der fehlenden Nachweisbarkeit einer schwerwiegenden Bedro-
hungssituation kurzerhand deren Nichtexistenz fo lge11, unterliegt einem - w ie 
ich meine: gefährlichen - Fehlschluß. Denn er verliert ei ne sehr wesentliche 
Dimension aus dem Blick: die Wirklichkeit. Ich für meinen Teil bevorzuge es 
jedenfalls, mich auf mein eigenes Erfahru ngswissen und das vieler Kollegen 
aus der Praxis zu verlassen. Danach besteht kein ernstli cher Zweifel: Die 
Organ isierte Kriminalität befindet sich seit Jahren auf dem Vormarsch. Sie 
fo lgt auf ihrem Wege der politischen und wi11schaft li chen Internationalisie-
rung und Globalisierung und richtet dabei schweren Schaden an . Die Organi-
s ierte Kriminalität ist mit anderen Wo11en e ine Gefahr für diesen Staat und ihr 
zu begegnen, ist unser a ll er Aufgabe. Ich vertrete daher die Position , daß a ll es 
dafür getan werden muß, Polizei und Staatsanwaltschaft in die Lage zu verset-
zen, dieser großen Gefahr effektiv zu begegnen . Ich spreche mich deshalb 
nachdrücklich für eine konsequente Optimierung des Instrumentariums der 
Strafverfolgungsbehörden aus, a ll erdings nur unter zwei Voraussetzungen , die 
aus rechtsstaatlicher Sicht unverzichtbar sind: Zum einen muß gewährlei stet 
sein, daß die Sachl eitungsbefugn is der Staatsanwaltschaft nicht angetastet 
wird. Zum anderen muß dort, wo es notwendig ist, dem Richtervorbehalt 
Rechnung getragen werden. 

Ich möchte meine grundsätzliche Position zur Verbrechensbekämpfung gerne 
an einigen Punkten festmachen und zugleich verdeut lichen. Vielleicht kann 
die eine oder andere Anmerkun g der Diskussion auf dieser Fachtagung e inen 
Impuls geben. 
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Mein erster Punkt betrifft die Kronzeugenregelung für terroristische Strafta-
ten . Ihre Abschaffung ist in meinen Augen ein Fehler. Ich komme gerade von 
einem offiziellen Besuch aus Italien zurück und habe dort die großen Erfolge 
der italienischen Strafverfolgungsbehörden bei der Bekämpfung der Mafia 
beeindruckt zur Kenntnis genommen. 850 führende Mafiamitglieder konnten 
dort zu Gefängnisstrafen verurteilt werden. Nach übereinstimmender Ein-
schätzung der Strafverfolgungsbehörden ist dieser Erfolg, den vor 20 Jahren 
noch niemand für möglich gehalten hätte, maßgeblich auf die Kronzeugenre-
gelung zurückzuführen. In Anbetracht dieser Erfolge ist es nicht leicht zu 
verstehen, weshalb wir in Deutschland jetzt ohne Not den entgegengesetzten 
Weg einschlagen und die Kronzeugenregelung abschaffen. Dagegen läßt sich 
auch nicht einwenden, daß die aktuelle Situation bei uns eher zur Entwarnung 
rate. Denn Situationen können sich ändern und dies oftmals schneller, als man 
es erwartet. 

Zweitens möchte ich auf die Rolle des Verfassungsschutzes bei der Bekämp-
fung der Organisierten Kriminalität eingehen. Sie wissen, daß Bayern sich 
insoweit für eine Einbeziehung des Verfassungsschutzes ausgesprochen hat 
und auch Hessen diesen Weg gehen will. Dabei legen wir allerdings Wert 
darauf, daß Vorkehrungen getroffen werden müssen, damit der Staatsanwalt-
schaft die Sachleitungsbefugnis verbleibt. Unter dieser Voraussetzung bin ich 
ausdrücklich dafür, daß auch der Verfassungsschutz in diesem wichtigen 
Kriminalitätsfeld eingesetzt wird. Alte rechtspolitische Diskussionen, die von 
Argumenten getragen werden, die heute längst überholt sind, sollten dabei 
keine Rolle mehr spielen. 

Als dritten Aspekt möchte ich eine allgemeine Entwicklung ansprechen, die 
unsere derzeitige Gesetzgebung im Bereich des Strafverfahrensrechts charak-
teri sie11 und die in mir zunehmend Mißbehagen weckt: Ei nerseits bin ich froh 
und dankbar, daß der Gesetzgeber gesetzliche Grundlagen für den Verdeckten 
Ermittler geschaffen hat. Andererseits habe ich sehr erhebliche methodische 
Bedenken , wenn ich sehe, wie er das gemacht hat. Unsere derzeitige Gesetz-
gebung geht insoweit von einem falschen Grundansatz aus. Man glaubt, man 
könne durch möglichst komplexe Verfahrenssicherungssysteme - nehmen Sie 
den § 1 00c StPO als Beispiel - real ein Mehr an Rechtsstaatlichkeit erreichen. 
Ich halte dies für einen Irrglauben, der auch im Strafverfahrensänderungsge-
setz, wo das Zensusurteil meines Erachtens ideologisch überhöht worden ist, 
seinen Niederschlag gefunden hat. Der Ansatz, möglichst viele Verfahrenssi-
cherungen und Richtervorbehalte, Staatsanwaltsvorbehalte, Subsidiaritäts-
klauseln etc. ineinander verschachtelt vorzusehen in der Erwartung, auf diese 
Weise könne man rechtsstaatliche Sicherung betreiben, führt in die falsche 
Richtung. Diese Regelungen mögen für denjenigen zu handhaben sein, der in 
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der „ruhigen" Revisionsinstanz zur Entscheidung berufen ist und genügend 
Zeit zum Überlegen hat. Aber denjenigen, der in einer Drucksituation, etwa 
bei Gefahr in Verzug, gleichsam hie et nunc zu entscheiden hat, droht die 
große Komplexität solcher Befugnisnormen in seiner praktischen Alltagsar-
beit zu überfordern. Gewiß: Man kann die zunehmende Verbreitung komple-
xer Verfahrenssicherungssysteme in den letzten Jahren als einen Wendepunkt 
in der Rechtsentwicklung feiern, der zum Bruch mit einer alten und gewohn-
ten Betrachtungsweise nötigt. Aber irgendeinen rechtsstaatlichen Gewinn 
vermag ich in alledem nicht zu erblicken und ich bezweifle, daß rechtliche 
Gründe uns zu derartigen Konsequenzen zwingen. Dies gilt in ganz ähnlicher 
Weise im Hinblick auf die Frage, ob der sogenannte NoeP, der nicht offen 
ermittelnde Polizeibeamte, einer speziellen gesetzlichen Ermächtigungsgrund-
lage bedarf. Wenn jetzt nach dem Gesetzgeber gerufen wird, wird ein ähnli-
cher Grundkonflikt wie beim Strafverfahrensänderungsgesetz deutlich. Man 
überhöht die Wesentlichkeitstheorie des Bundesverfassungsgerichts und ver-
langt mit rechtlichen Argumenten gesetzgeberische Lösungen, die im Ergeb-
nis nur und erst dazu führen werden, daß die Abläufe im Strafverfahren kom-
plexer, unüberschaubarer werden und jedenfalls unter Entscheidungsdruck 
kaum noch handhabbar sind . Für meine Begriffe ist 161 StPO, was den 
NoeP angeht, völlig ausreichend. 

Was wir in den letzten Jahren erlebt haben, kann man demnach nur als Hyper-
trophie der formalen Verfahrenssicherung kennzeichnen. Die Problematik und 
Evidenz dieser Entwicklung erfordern die Rückkehr zu einer ganz grundsätz-
lichen Frage: Setzt man das Vertrauen in eher personale Instanzen oder setzt 
man das Ve11rauen in solche komplexen Verfahrenssicherungssysteme? Ich 
meine, wir sollten wieder verstärkt auf personale Instanzen zurückgreifen und 
ich bin überzeugt, daß sich hierüber zu diskutieren lohnt. 

Mein vierter Punkt betrifft die Rechtsprechung. Es ist zu erwarten, daß auf 
dieser Fachtagung auch richtungsweisende Judikate der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung intensiv diskutiert werden, etwa die unlängst ergangene Ent-
scheidung des 1. Strafsenats des Bundesgerichtshofs vom 18. November 1999 
zur rechtsstaatswidrigen Tatprovokation oder die Hörfallenentscheidung des 
Großen Senats in Strafsachen. Ich möchte der Diskussion insoweit nicht 
vorgreifen und beschränke mich daher nur auf eine kurze Anmerkung: Der 1. 
Strafsenat hat sich in der Frage, welche Konsequenzen die rechtsstaatswidrige 
Tatprovokation nach sich zieht, im Ergebnis gegen ein Verfahrenshindernis 
und für eine „Strafzumessungslösung" ausgesprochen . Diese Entscheidung ist 
umstritten und wird sicherlich umstritten bleiben. Gleichwohl begrüße ich die 
vom Senat gefundene Lösung, und zwar aus ähnlichen Erwägungen heraus, 
wie sie bereits angeklungen sind. Die Strafzumessungslösung ist flexibel und 
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gewährt der Praxis hinreichenden Spielraum, um sachangemessene Entschei-
dungen treffen zu können. Zugleich trägt sie, ohne den Grundsatz der effekti-
ven Strafverfolgung zu stark einzuschränken, den rechtsstaatlichen Interessen 
des Beschuldigten hinreichend Rechnung. So muß jetzt festgeste llt werden, 
daß ein Verstoß vorliegt, und dieser Verstoß ist bei der Festsetzung der 
Rechtsfo lgen zu kompensieren. Dabei ist das Maß der Kompensation bei der 
Strafzumessung gesondert auszuwei sen. Daß vernünftige Lösungen möglich 
sind, hat ebenso die Hörfallenentscheidung des Großen Senats in Strafsachen 
gezeigt. Ohne dies hier vertiefen zu können, bin ich der Meinung, daß auch 
mit di eser Entscheidung ein gelungener Kompromiß zwischen effektiver 
Strafverfolgung und rechtsstaatlichem Beschuldigtenschutz gefunden wurde. 

Damit komme ich zum fünften und letzten Punkt. Er ist mir ebenfalls ein 
Anliegen . Organisierte Kriminalität und die Methoden ihrer Bekämpfung 
kann man nicht nur vor dem Hintergrund des födera len Bundesstaats Bundes-
republik Deutschland sehen. Es geht um Europa. Der Rückstand, den die 
justitielle Seite hier hat, erfüllt mich mit großer Sorge. Die Polize i erweitert 
gegenwärtig auf europäischer Ebene die Ansätze zur Kooperation vehement. 
Demgegenüber sind entsprechende Ansätze im Bereich der Justi z ni cht vor-
handen . Natürli ch gibt es auch hier viele informelle Kontakte zu europäischen 
Nachbarstaaten. Aber es fehlt die Grundabsicherung, die es mögli ch macht, 
hi er zu einer wi rklich rechtsstaatlichen Verfahrenssicherung zu kommen. 
Eurojust befi ndet sich noch im status nascendi . Durch den Ausbau supranatio-
naler Strukturen im Zuge der Europäisierung der Strafverfolgung wird sich die 
Dominanz der Polizei noch verstärken. Diese Entwicklung ist unter den Ge-
sichtspunkten der Machtkontrolle und Machtbalance bedenklich. Wir müssen 
daher alles daran setzen, daß dieser Rückstand der Justi z gegenüber der Poli-
ze i, der bereits sehr erheblich ist, aufgeholt wird. Es muß uns mit anderen 
Worten ge lingen, daß es im Bereich der Strafverfolgung auf europäischer 
Ebene zu einem Gleichgewicht der Kräfte kommt. 

Meine sehr verehrten Damen und He1Ten, das Programm dieser Veranstaltung 
ist vielversprechend. Es lädt zur Information sowie zum kontroversen Gedan-
kenaustausch ein. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen all en einen erfolgrei-
chen Verlauf dieser Fachtagung. 





Anmerkungen zum Einsatz von Verdeckten 
Ermittlern und V-Personen im Strafverfahren 1 

Claudius Geisler 

1. Einführung 
Das Z ie l des Strafverfahrens ist bekanntli ch komplexer Art : Zum ei nen ist es 
geri chtet auf die Überführung und Verurte ilung des Schuldigen, parall e l schützt 
es j edoch auch den Unschudigen; zum anderen geht es um di e Gewährle istung 
von Rechtsstaatli chke it bei g le ichzeitiger Wahrung der Effektivität der Straf-
rechtspflege. Es liegt auf der Hand, daß di ese sehr unterschied! ichen Interessen 
nicht ohne weiteres unter e inen Hut zu bringen sind. Tatsächlich können s ie 
bi swe il en in scharfe Konkurrenz treten und schwierige, mitunter sogar schmerz-
li che Abwägungen erforderlich machen. Dieses genere ll e Spannungsverhä ltni s, 
in dem das Strafverfa hren steht, erfä hrt auf dem Ge biet, in dem Verdeckte 
Ermittl er und V-Personen e ingesetzt werden - Staatssekretär Landau sprac h es 
soeben an-, e ine ganz besondere Zuspitzung. Es g ibt wohl kaum e inen anderen 
Bere ich im Strafverfa hrensrec ht, möglicherwe ise sogar im gesamten Rechts-
system überhaupt, in dem di e Auffass ungen über die Legitimität staat li ch 
zurechenbaren Handelns so we it auseinandergehen. Während di e e inen den 
Einsatz von Verdeckten Ermittl ern und von V-Personen gewisserm aßen a ls 
notwendi ge Konzess ion an di e Verbrechenswirklichkeit betrachten, sehen di e 
anderen „di e Fa ll e im Rechtsstaat"2 zuschnappen. 

A uch wenn es mir aufgrund berufli cher Vorbefassung begre ifli cherwe ise 
schwerfa ll en muß, An nahmen über di e Rechtswirklichkeit empiri sch ungeprü ft 
zugrunde zu legen, so möchte ich es hier - auch auf d ie Gefahr hin , Widerspruch 
zu erfa hren - dennoch tun und die Ausgangs lage w ie fo lgt beschre ibe n: Auf der 
e inen Se ite ist der Einsatz von Verdeckte n Ermittl ern und von V-Personen für 
e ine effekti ve Kriminalitätsbekämpfung erforderlich. 3 Er ist für die Verfo lgung 
gefährli che r und schwer aufk.l ärbarer Krimina lität, zu der nament li ch die Betäu-

Im Text wurde der Vort ragsstil beibehalten. 

2 Vg l. den T ite l des von Lüderssen im Jahre 1985 herausgegebenen Sammelbandes zu der Prob le-
mat ik des Einsatzes von .,V-Leuten·' . 

3 Siehe insoweit auch die Dar legungen in BG HSt (GS) 32 . 115 ( 120 ff.). 
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bungsmittelkriminal ität gehören kann , geradezu unverz ichtbar. In diesem Punkt 
stimme ich der kriminalpolitischen Einschätzung von Staatssekretär Landau 
nachdrücklich zu. Auf der anderen Se ite kann der Einsatz von Verdeckten 
Ermittlern und von V-Personen mit sehr erheb lichen Gefährdungen für die 
Rechtsposition des Beschuldigten verbunden sein. Der Beschuldigte, als ein mit 
Verteidigungsrechten ausgestatteter „Gegenspieler" der Strafverfolgungsorgane, 
der zu selbstbelastender Aktivität nicht gezwungen werden darf~ hat begre i fli-
cherweise ein elementares Interesse an der Wahrung seiner Belange. Ihm ist 
insbesondere daran ge legen, nicht gegen seinen Willen und ohne se in Wi ssen ihn 
belastende Informationen an die Strafverfol gungsorgane prei szugeben , so z. B. 
wenn er nicht weiß, daß er s ich nicht gegenüber e iner Privatperson, sondern 
gegenüber einem Polizeibeamten eröffnet. 

Nun könnte man sich im Ansatz möglicherwei se mit der Überlegung beruhigen 
wol len , der Einsatz von Verdeckten Ermittlern und von V-Leuten im Straf-
verfahren sei zur Vermeidung einer A11 Ermittlungsnotstand eben unumgänglich 
und betreffe ohnehin nur ausgewählte Kriminalitätsbereiche. Die allgemeine 
Rechtsstaatlichkeit des Strafverfahrens könn e hierdurch nicht in Frage gestellt 
werden. Wirklich beruhi gend und überzeugend wäre eine solche Haltung 
indessen nicht. Der Rechtsstaat ist keine Kutsche, mit der man ein Stück mit-
fährt , um dann , wenn der Weg sch lechter wi rd , e infach auszusteigen." Der 
Rechtsstaat kann sich mit anderen Worten nicht von se inen se lbstauferlegten 
Bindungen nach Belieben lösen. Diese Bindungen sind nämlich für den Rechts-
staat konstitutiv. Wer sie gerade dort löst, wo es entscheidend auf sie ankommt, 
g ibt diesen Staat letztlich prei s. Ich habe diese Worte nicht in polemischer 
Absicht gewählt, um meinem Einführungsreferat gewissermaßen ein Pflicht-
pensum an effekt-heischender Dramatik gewaltsam anzuhängen. Ich möchte nur 
ins Bewußtsein rufen , daß di e Problematik, der wir auf dieser Tagung nachgehen 
wo llen , für di e Frage der Rechtsstaatlichkeit des Strafverfahrens insgesamt von 
zentra ler Bedeutung ist. Denn der Rechtsstaat muß sich gerade unter schwierigen 
Ermitt lungsbedingungen behaupten. Der Zweck darf auch in einem Teilbereich 
nicht die Mittel he iligen. 

II. Gründe für die „neue" Aktualität des Themas 

Wir werden sogleich detai II iet1 über die höchstrichterliche Rechtsprechung zum 
Einsatz von Verdeckten Ermitt lern und V-Leuten informie11 werden. Vor diesem 

4 In Abwandlung eines (auf die Stellung und Bedeutung des Schuldprinzips bezogenen) Diktum s 
von Richard Lange, JR 1957. 242 (244). 
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Hintergrund möchte ich die recht! iche Problematik von verdeckten Ermittlungen 
nicht direkt aufgreifen. Ich möchte vielmehr Ihre Aufmerksamkeit auf die 
gle ichsam vorgelagerte Frage lenken, weshalb unser Tagungsthema eigentlich 
wieder zu besonderer Aktualität avanciert ist. Es ist doch auffällig: Seit etwa 
Mitte der neunziger Jahre ist das Interesse an diesem Thema erneut rasant 
angestiegen. Die Di skuss ion ist abermals hefti g in Bewegung geraten, was sich 
nicht zuletzt an einer Flut von wissenschaftlichen Beiträgen dokumentiert. Und 
auch das sehr rege Interesse an di eser Fachtagung ze igt mir, daß nicht von e iner 
konkurrenzlosen Selbstverständlichkeit der gegenwärtigen Praxis auszugehen 
ist. Mit anderen Wo11en: Es „gärt" wieder unter der Oberfläche. Wenn dieser 
Befund ri chtig ist, so drängt sich mir di e Frage auf, warum es eigentlich zu 
dieser Entwicklung gekommen ist. Nun möchte man mir v ielleicht antworten, die 
besondere Aktualität habe s ich unmittelbar aus mehreren spektakulären höchst-
richterlichen Entscheidungen zu diesem Themenkreis aus jüngerer Ze it entw ik-
kelt. In di esem Zusammenhang sei insbesondere auf die hoch umstrittene Hörfal-
lenentscheidung des Großen Senats in Strafsachen5 oder auf die unlängst ergan-
genen Entscheidungen zum Einsatz von sog. Lockspitzeln6 hinzuweisen. Dazu : 
Der Hinweis auf di ese Judikate ist s icherlich nicht falsch. Doch sind die genann-
ten Entscheidungen weniger Ursache denn Folge der soeben erwähnten Entwick-
lung. Di e Dinge li egen demnach komplizierter und ihre Ursachen reichen in 
ti efere Schichten. Di e „neue" Aktualität des Themas „verdeckte Ermittlungen" 
ist in meinen Augen das Ergebnis eines Zusammenspiels höchst unterschied li-
cher Faktoren. 

1. Fehlen eines stabilen Grundkonsenses 

Zunächst erscheint es mir wichtig hervorzuheben, daß wir im Problembereich 
„verdeckte Ermittlungen" ni e einen wirklich stabi len Grundkonsens hatten. Das 
Thema war von Beginn an heftig umstritten. Ich erinnere hier nur an di e Kontro-
versen der 80er Jahre, an die wissenschaftliche Diskussion, die damals in sehr 
fruchtbarer We ise von der sog. Frankfurter Schule und dort namentli ch von 
lüderssen themati siert und problemati sie11 wurde. Dabei war der Streit schon 
damals keineswegs akademisch. Er ging zurück auf aktuelle Entwicklungen in 
der Praxis und verlief parallel zu einem „Orientierungsprozeß" innerhalb der 
Rechtsprechung. Dabei gab es im Bundesgerichtshof, gerade was di e rechtliche 
Behandlung der V-Mann-Problematik anging, sehr unterschiedliche Positionen 

5 BGHSt 42, 139. 

6 EGMR (Teixe ira- Urteil), NStZ 1999, 4 7 sowie BG H ( 1. Strafsenat), St V 2000, 57 und St V 2000, 
114 (Berichti gungsbeschluß) . 
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und heftige Diskussionen. Sie drehten sich zum einen um die Frage, ob es e inen 
bestimmten Anlaß geben muß, um einen V-Mann oder Verdeckten Ermittler auf 
eine Person anzusetzen und - daran anknüpfend - welche rechtlichen Folgen die 
unzulässige Tatprovokation nach sich zieht. Zum anderen war umstritten , auf 
welche Weise das Wi ssen des V-Manns in die Hauptverhandlung überhaupt 
eingeführt werden darf. Eine Vielzahl von Entscheidungen war die Folge. 
Insbesondere bei der unzuläss igen Tatprovokation fiel es den Senaten des 
Bundesgerichtshofs schwer, zu einer gemeinsamen Lösung vorzudringen. So 
neigte namentlich der 5. Strafsenat7 zur Bej ahung eines persönlichen Strafaus-
schließungsgrundes, während der 2. Strafsenat8 die Annahme eines Verfahrens-
hinderni sses favorisie11e. Dieser rückte j edoch hiervon nach einer diese Lösung 
zurückweisenden Entscheidung des 1. Strafsenats9 wieder ab. Der Große Senat 
in Strafsachen konnte daher im Jahre 1985 feststellen, daß di e Anerkennung 
e ines Verfahrenshinderni sses der unzul ässigen Tatprovokation vom Bundes-
gerichtshofs nicht mehr vertreten werde. Trotz des Einschwenkens auf eine 
e inhe itliche Linie konnte e in wirklich stabiler Grundkonsens im Sinne e iner 
gemeinsamen Überzeugung oder wirklichen Konfliktbereinigung nicht erzi e lt 
werden. Das Problem blieb im Grunde ungelöst. 

2. Bedeutungszuwachs des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte 

Fre ilich kann das Fehlen e ines stabilen Grundkonsenses nur e ine Teilerklärung 
dafür se in , daß uns die Gesamtthematik heute wieder e ingeholt hat. Wichti g 
erscheint mir ferner zu se in , daß wir es - ich will es einmal so ungesc hütz t 
formulieren - im höchstrichterlichen Machtdreieck (gemeint: Bundesgeri chtshof, 
Bundesverfassungsgericht, Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte) 
offenbar mit veränderten Konstellationen zu tun haben. Während der Bundes-
geri chtshof - mit Blick auf di e Sachzwänge bei der Verbrechensbekämpfung -
in den vergangenen Jahren di e Grenzen für verdeckte Ermittlungen eher we it 
abgesteckt hat, ist zunehmend deutlich geworden, daß der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte augenscheinlich zu e iner deutlich restriktiveren Linie 
tendiert. Dies betrifft sowohl di e Einführung des Wissens von V-Personen und 
Ve rdeckten Ermittlern in den Strafprozeß als auch die Frage der Bewertung 

7 BGH. St V 1984, 58 (59) . 

8 NJW 198 1. 1626; NStZ 1982, 126; NStZ 1984. 78. 

9 BGHSt 32. 34 5 ff. ; ihm fo lgend der 2. Strafsenat , BGH, St V 1985, 309 sowie de r 5. Strafsenat, 
BG HSt 33. 283. 
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konventionswidriger Tatprovokation. Wir werden hierauf heute noch zurück-
kommen. 

Dabei nimmt der Einfluß der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte im Zeichen eines zusammenwachsenden Europas stetig zu. 10 

Zwar werden sie vie lleicht einwenden: Letztlich fallen die Würfel über den 
nationalen Kurs sch ließlich immer in Karl sruhe. Die jüngste ergangene Ent-
scheidung des 1. Strafsenats des BGH zum konventionswidrigen Lockspitze le in-
satz demonstriere doch auf sehr eindringliche Art und Weise die Fähigkeit der 
nationalen obergerichtlichen Rechtsprechung, sich gegenüber dem Einfluß des 
Europäischen Gerichtshofs erfo lgreich zu behaupten. Gleichwohl ist zu beden-
ken , daß sich in den 80er Jahren ein Strafsenat des Bundesgerichtshofs woh l 
nicht so eingehend mit einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte auseinandergesetzt hätte. Mit anderen Wotten: Der Druck, der 
von Straßburg ausgeht, ist stärker und spürbarer geworden. 

3. Irritationen durch die unlängst ergangene Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts 

Zusätzlich Unruhe ins Gefüge ist durch die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgeri chts gekommen. So kommt es einer kl einen Sensat ion g leich, daß das 
Bundesverfassungsgericht nun im Fall „Sed/mayr" (do11 hatten V-Leute die 
Verlobte eines Beschuldigten ausgehorcht) das Fehlen einer speziellen gesetzli-
chen Grund lage angemahnt hat. G leichwohl steht diese Feststellung nur im Rang 
eines obiter dictums. Denn die entsprechenden Verfassungsbeschwerden wurden 
nicht zur Entscheidung angenommen 11

, und zwar deshalb nicht, weil sie, so das 
Verfassungsgericht, nicht den Begründungsanforderungen genügt hätten. Die 
Tatsache, daß für diesen Beschluß ein Zeitraum von fast 6 Jahren vergehen 
mußte, kann - bei allem Respekt vor dem höchsten deutschen Gericht - nicht 
gerade als Ausdruck unbändiger Tatkraft gewertet werden. In der Sache macht 
der Beschluß niemanden g lück lich , am wen igsten die Veru11eilten, die nach 
6 Jahren Haft vom höchsten deutschen Gericht bescheinigt bekommen, daß die 
zur Verurteilung führende Informationserlangung zwar nicht rechtmäßig war, 
aber keine Auswirkungen hat, weil die eingelegten Verfassungsbeschwerden 
unzulässig gewesen seien. Dabei werfen die Ausführungen des Verfassungs-
gerichts inhaltliche Fragen auf. Denn das höchste deutsche Gericht läßt es nicht 

10 Z um Bedeutun gszuwachs der EMRK und der Entsche idungen des Europä isc hen Gerichtshofs für 
Menschenrechte eingehend: Weigend, StY 2000, 384 ff. 

11 BYerfG (3. Ka mm er), StV 2000, 466. 
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bei der Feststellung bewenden , daß die heim! iche Befragung ohne spezielle 
gesetzliche Ermächtigungsgrundlage unzul ässig gewesen sei.Vielmehr führt es 
weiter aus, daß di e Mißachtung des Vertrauensverhältnisses zwischen dem 
Beschuldigten und se inem Angehörigen einen Verstoß gegen das Prinzip des 
fairen Verfahrens enthalte, da der in verschiedenen Vorschriften des Straf-
verfahrensrechts garanti erte Schutz des Angehörigenverhältnisses in seinem 
Kernbestand zu den rechtsstaatlich unverzichtbaren Erfordernissen e ines fairen 
Verfahrens zähle. Spätestens an di eser Stelle überkommt den interessierten Leser 
bei der Lektüre eine gewisse Ratlosigkeit: Liegt tatsächlich e in Verstoß gegen 
den mit Verfassungsrang ausgestatteten fa ir-trial-Grundsatz vor, so drängt sich 
di e Frage auf, wie der Gesetzgeber eigentlich eine verfass ungskonforme Rechts-
grundl age etablieren könnte. 12 Hier liegt offenbar e in Bruch in der Argumenta-
tion des Verfassungsgerichts vor. Jedenfalls wird man sagen können, daß die 
Erläuterungen des höchsten deutschen Gerichts der Klarste llungsfunktion e ines 
obiter dictums nicht gerecht werden .13 

In ähnlich formal-lakonischer Wei se wie im Sed/mayr-Urteil verfuhr das Verfas-
sungsgericht bei der Beschwerde in der Auch diese 
wurde aus formalen Erwägungen nicht zur Entscheidung angenommen 15 -

immerhin g ing es diesmal schnell er. Das Verfassungsgericht benötigte rund 
4 Jahre für sei ne knappen Äußerungen. Dem Leser drängt sich auch bei der 
Lektüre di eses Beschlusses der Eindruck auf, das Bundesverfassungsgericht 
habe eine Entscheidung in der Sache gar nicht treffen wollen. Man deutet die 
darin zum Ausdruck kommende richterliche Selbstbeschränkung wohl nicht 
fa lsch, wenn man davon ausgeht, daß sie wen iger Ausdruck von souveräner 
Orientierungsgewißheit a ls v ie lmehr von Unsicherheit ist. Offenbar weiß das 
Bundesverfassungsgericht se lbst noch nicht genau, wohin die Reise eigentlich 
gehen so ll. 

In der Zwischenzeit dürfe n sich die zuständigen Referenten im Bundesjustiz-
mini sterium den Kopf darüber zerbrechen , was der krypti sche Hinweis des 
Verfassungsgerichts in der Sed/mayr-Entscheidung auf die fehlende Rechts-
grundlage beim V-Personen-Einsatz eigentlich konkret bedeuten soll. Bedarf der 

12 So mit Rec ht auc h Weß/au . St V 2000. 468 (470) und Wid111a ier in diesem Band . 

13 Weßlau, aaü; ebenfalls kriti sc h Roga/1. NStZ 2000. 490 (493). 

14 BVerfG (3 . Kammer). NStZ 2000, 488 = St V 2000. 472. 

15 Sehr kritisch dazu de r Be itrag von La111prech1, NJW 2000. 3543 mit dem beze ichn ende n T ite l: 
„Karl sruh e r Lotte ri e--. S iehe in d iesem Zusamm enh ang a uch Weß/au, aaü, S. 471 f. Grundsätzlich 
zu den Begründungsa nforde run gen an die Urte il sve rfassungsbeschwerde in Strafsac he n: Esche/-
bach/Gieg/Sch11/z, NS tl 2000. 565 ff 
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Einsatz von V-Personen nun generell einer Rechtsgrundlage oder nur beim 
Einsatz im Umfeld von Angehörigen des Beschuldigten oder - noch einge-
schränkter - nur dann , wenn es zum kommunikativen Kontakt zwischen der V-
Person und Angehörigen kommt? Und wie soll dabei der mit Verfassungsrang 
ausgestattete fair-trial-Grundsatz gewahrt werden? Alle diese Fragen sind noch 
unbeantwortet. Absehbar ist jedoch schon jetzt: Die wenig klaren und mit großer 
Verzögerung ankommenden Botschaften aus Karl sruhe werden die allgemeine 
Diskussion zusätzlich beleben . 

4. Diskussionsbelebung infolge gesetzgeberischen Handelns 

Zur Belebung der Diskussion hat paradoxerwei se aber auch der Gesetzgeber 
selbst beigetragen. Indem er 1992 nur den Einsatz Verdeckter Ermittler gesetzlich 
rege lte, lenkte er se lbst die Aufmerksamkeit auf di e Frage, ob es nicht ähnlicher 
Rechtsgrundlagen für den Ei nsatz von V-Personen und für den Einsatz nicht 
offen ermittelnder Poli ze ibeamter, den sog. NoePs, bedürfe. Vor diesem Hinter-
grund muß es auch nicht verwundern, daß der Bundesgerichtshof schon wenig 
später mit der Frage konfrontiert wurde, ob die gesetzlichen Regeln über den 
Ei nsatz von Verdeckten Ermittlern nicht auch entsprechend auf den Einsatz von 
V-Personen angewandt werden müßten. Der Bundesgerichtshofs verneinte dies 
damals im wesentlichen mit der Begründung, ,,die Ei nführung der §§ 11 0a ff. 
StPO sei maßgeblich aus Gründen der Fürsorge gegenüber den Verdeckten 
Ermittlern erfolgt". 16 Eine solche Fürsorgepflicht bestehe aber gegenüber den V-
Personen nicht. Wirklich überzeugend war diese Begründung indessen nicht und 
weitere Di skussionen waren die Folge . Denn allein um dem Fürsorgegedanken 
Rechnung zu tragen , hätte es keiner expliziten Regelung gerade im Strafverfah-
rensrecht bedurft. Im übri gen würde das Fürsorgeargument natürlich auch für di e 
sog. NoePs gelten, g leichwohl findet sich für sie keine vergleichbare Rege lung. 

5. Ausbau technischer Möglichkeiten und Veränderung der 
Kriminalitätsstrukturen 

Ein weiterer Grund, weshalb uns das Thema verdeckte Ermittlungen im Straf-
prozeß wieder verstärkt beschäftigt, mag auch im Ausbau der techni schen 
Entwicklungen li egen. Die Möglichkeiten heimlicher Informationseingriffe sind 
gestiegen; die heftig umstrittene Einführung der akustischen Wohnraumüberwa-
chung tat ein übri ges. Auch halte ich es nicht für ausgeschlossen , daß die Ver-

16 BGHSt 4 1, 42. 
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änderungen in den Kriminalitätsstrukturen selbst zur Aktualität der Problematik 
beigetragen haben. Gleichwohl bin ich überzeugt davon, daß a ll e der bi s lang 
genannten Gründe den Kern noch nicht treffen. Der Hauptgrund dafür , weshalb 
di e Problematik verdeckter Ermittlungen se it der zweiten Hälfte der 90er Jahre 
wieder so stark an Aktualität ge wonnen hat, ist in einem anderen Bereich zu 
suchen. 

6. Der durch BGHSt 38,214 eingeleitete Kurswechsel 

In der Rückschau ist klar erkennbar, daß es e ine Entscheidung des 5. Stra fsenats 
des BGH aus dem Jahre 1992 war, die eine ganz neue Situation schuf. Obwohl 
s ich di e Entscheidung unmittelbar nur auf den Bereich der „offenen„ Ermi tt-
lungen bezog, mußte von ihr dennoch e in sehr starker Druck auf di e Probl ematik 
verdeckter Ermittlungen ausgehen . Die Entscheidung des 5. Strafsenats 17 befaßte 
s ich mit den rechtlichen Konsequenzen der unterbliebenen Belehrung bei 
poli ze ili cher Beschuldigtenvernehmung. Die Rechtsprechung des Bundes-
gerichtsho fs hatte nach E inführung der in § 136 StPO statui erten Belehrungs-
pflicht im Jahre 1964 stets di e Auffassung vertreten, die Mi ßachtung des Be-
lehrungsgebots durch di e Poli ze i mache die Einlassungen des Beschuldige n 
nicht unverwertbar. Diese Auslegung sti eß im Schrifttum nahezu e inhellig auf 
Ablehnung. Dabei wurde in di esem Punkt die Differenz zur Rechtsprechung a ls 
grav ierend angesehen . In gewisser Weise bezeichnend war insowe it der Festvor-
trag von Roxin anläßlich des 40j ähri gen Jubil äum s des Bundesgerichtshofs. In 
se inem Vortrag brachte Roxin damals zum Ausdruck, daß di e Pos it ion des 
Bundesgerichtshofs zu § 136 StPO im Grunde der e inzige Punkt sei, der die 
Wi ssenschaft von der obergerichtlichen Rechtsprechung wirklich trenne.18 Die 
Entscheidung des 5. Strafsenats aus dem Jahre 1992 brachte di e Wende. Erstmals 
wurde unter Aufgabe der früheren Rechtsprechung ein Verwertungsverbot a ls 
Fo lge e iner unterl assenen Belehrung bei e iner poli ze ilichen Beschuldigten-
vernehmung angenommen. Es wurde damals noch gar nicht klar gesehen, daß 
di e Entscheidung nicht nur für „offene", sondern auch für di e „verdeckten" 
Ermittlungen erhöhte Bedeutung erl angen würde . Dabei muß es im Rückbli ck 
fas t paradox anmuten, daß gerade e ine Erhöhung der rechtsstaatlichen Standards 
die Diskussion um die Rechtsstaatli chkeit des Strafverfahrens wiederbelebte. 
Dabei lag di e Folgeproblematik eigentli ch au f der Hand. Denn was mac ht es für 
e inen Sinn, in § 136 StPO ein Belehrungsgebot zu schaffen und se ine Verl etzung 

17 BG HSt 38, 2 14. 

18 Roxin, in : Jauem ig/Rox in , 40 Jahre Bund esgerichtshof. 199 1. S. 66 (89 f. ). 
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mit einem Verwe11ungsverbot auszustatten, wenn die Poli ze i auf diesen Weg der 
In formationsbesc haffung verzichten kann und den Beschuldigten durch schein-
bare Privatgespräche ohne Belehrung und ohne Gefahr eines Verwertungsver-
bots aushorchen darf. 19 Im Schrifttum war es dabei abermals gerade Roxin, der 
auf die Gefahr der Umgehung der Wertung des § 136 StPO durch „verdeckte 
Befragungen" hinwies und nachdrücklich davor warnte, das Verwertungsverbot 
zu unterlaufen und damit den rechtsstaatlichen Fo11schritt der Entscheidung des 
5. Strafsenats aus dem Jahre 1992 wieder rückgängig zu machen .20 Meine These 
lautet daher: Der durch BGHSt 38,214 einge leitete Kurswechsel im Bereich der 
offenen Ermittlungen stellt einen Hauptgrund dafür dar, daß die Problematik 
verdeckter Ermittlungen seit der zwe iten Hälfte der 90er Jahre wieder so stark 
an Aktualität gewonnen hat. 

III. Enge oder weite Auslegung des Schutzzwecks von 
§ 136 StPO? 

Der Große Senat in Strafsachen ist in der Hörfallenentscheidung dem Argument 
Roxins von der Umgehung der Beschuldigtemechte nicht gefo lgt und baute 
fo lgende Gegen linie auf: Sinn und Zweck des § 136 StPO sei es nicht, so der 
Senat, dem Tatverdächtigen zu Bewußtse in zu bringen, daß er staatlich veran laßt 
von einer Person befragt wird.21 Ginge es nur darum, dem Beschuldigten deutlich 
zu machen , daß vor ihm gewissermaßen der Staat steht, so hätte eine Belehrung 
durch uniformie11e Poli ze ibeamte oder vor Gericht gar keinen Sinn . Durch die 
Belehrung solle vielmehr gegenüber dem Beschuldigten eindeutig klargestellt 
werden, daß es ihm freistehe, nicht auszusagen, obwohl ihn ein Richter, Staats-
anwa lt oder Polizeibeamter in amtlicher Eigenschaft befragt. Mit anderen 
Worten : Nach der Auffassung des Großen Strafsenats dient die Beschuldigtenbe-
lehrung gewissermaßen dazu, Einschüchterungseffekten entgegenzuwirken, die 
gerade durch die Konfrontation mit der staatlichen Autorität entstehen können . 

Als ich diese Passage damals in dem Beschluß des Großen Strafsenats las, war 
ich von ihrer gedanklichen Klarheit und Geschlossenheit beeindruckt. Die enge 
Auslegung des Großen Senats entzieht der auf den ersten Blick so ein leuchtend 
erscheinenden Argumentation der Umgehung des § 136 StPO den Boden. Was 

19 So po inti ert Roxi11 , NS tZ 1997, 18. 

20 Roxin, NStZ 1995 , 465 (467 t). 

21 BGHSt 42, 139 (147) . 
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diesen Punkt angeht, habe ich auch bei sehr genauer Lektüre der „ Rep lik" von 
Roxin kein wi rklich sc hl agendes Gegenargument entnehmen können. 22 

In der unl ängst erschi enenen Dissertation von Pairie Makrutzki13 wird a ll erdings 
gegen di e Argumentation des Großen Strafsenats e ingewandt, daß der Bürger in 
der heuti gen Gese ll schaft kaum noch die Vorstellung habe, daß er sich gegen-
über Amtspersonen äußern müsse. Die Auslegung des Großen Senats wird 
demnac h, wenn man es etwas bösartig zuspitzen möchte, a ls zu wilhelminisch 
kritisiert. Ich habe Zweifel allerdings daran, ob di ese Kritik in der Sache gerecht-
fertigt ist und nicht auf zu opt imistischen Annahmen beruht. Selbst juri stisch 
vorgeb ildete Personen verhalten sich bei Vernehmungen durch Polizeibeamte, 
Staatsanwälte oder Richter keineswegs unbe fa ngen. Wesentlich problematischer 
schei nt mir vom Standpunkt des Großen Senats aus aber zu sein , wie die eben-
fa ll s in § 136 StPO enthaltene Pflicht, über das Recht zur Verteidigerkonsulta-
ti on zu belehren, e igentlich erklärt werden kann.24 Bietet der Aspekt der Amt-
lichke it der Befragung diesbezüglich einen wirklich überzeugenden Di ffere nzie-
rungsansatz? Jedenfall s besteht insoweit noch eine Begründungs lücke, die von 
Rechtsprechung und Wissenschaft noch geschlossen werden müßte. 

Ich betone den Streit um di e Auslegung des § 136 StPO hier nicht deshalb so 
stark, we il ich Freude am dogmat ischen Glasperlenspiel habe, sondern we il ich 
davon überzeugt bin, daß an dieser Ste lle auch kriminalpolitisch die Würfel 
fa llen . Schli eßt man sich der weiten Aus legung Roxins an , so ist es konsequent, 
die Ergebni sse verdeckter Befragungen in großem Um fang für unverwertbar zu 
halten. Folgt man dem gegenüber der engen Auslegung des Großen Senats, so 
sind die Ergebn isse verdeckter Befragungen in großem Umfang als verwertbar 
anzusehen. Beide Ansätze si nd dabei in meinen Augen gewissermaßen ax ioma-
ti sch abgeschlossen. Das heißt : Beide Ansätze s ind, di e Richt igke it ihrer Prä-
missen unterste! lt und bei Berücksichtigung der oben genannten Einschränk ung, 
in sich sch lüss ig. Es kommtjeweils auf die Prämissensetzung an, und di ese ist 
weder in die eine noch in di e andere Richtung zwingend vorgegeben. Dabei mu ß 
ich gestehen, daß mir e igentli ch beide Ansätze nicht wirklich „sympathi sch" 
sind. In meinen Augen ist die „Schneidigke it" beider Ansätze bedenklich. Vom 
Ergebni s her betrachtet, können beide Ansätze keine verlockenden Perspekti ven 
eröffnen: 

22 NStZ 1997. 18 ff. 

23 Verdeckte Ermi11lungen im Stra fprozeß. 2000, S 84. 

24 Diesen Punkt ebenfall s aufg reifend: Roxin. NStZ 1997, 18 ( 19). 
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Vom Standpunkt Roxins aus wäre es nur konsequent, auch den Einsatz Verdeck-
ter Ermittler, dertypischerwe ise mit heimlichen Befragungen des Beschuldigten 
e inhergeht, für unzulässig zu halten . Daran würde auch die gesetzliche Regelung 
über den Einsatz von Verdeckten Ermittl ern in der StPO nichts ändern . Denn 
wenn der nemo-tenetur-G rundsatz wirklich Verfassungsrang genießt, könnte er 
durch e infaches Gesetz ni cht außer Kra ft. gesetzt werden, und es fällt auf, daß di e 
Ausführungen von Roxin in seiner „Replik" auf die Entscheidung des Großen 
Senats in diesem Punkt äußerst zurückhaltend und weni g konkret ausfallen .25 

Aber auch die enge Auslegung des Großen Strafse nats birgt beunruhigende 
Potenti a le in s ich. Denn wenn es zulässig wäre, den Beschuldigten durch ver-
deckte Befragungen zur Selbstbelastung zu verführen, dann würde dieses 
Vorgehen mög li cherweise immer mehr um sich greifen . Die Poli ze i bräuchte 
sich dann kaum noch mit umständli chen und wenig erfo lgversprechenden 
offenen Vernehmungen abzumühen . S ie könnte vielmehr mit weitaus größeren 
Überführungschancen die Möglichkeiten verdeckter Befragungen optimieren26 -

e in Szenario, das mit dem liberalen Geist der Grundsatzentscheidung des 
5. Strafsenats aus dem Jahre 1992 in der Tat wohl nur schwer zu vere inbaren 
wäre. 

Ich würde es daher sehr begrüßen, wenn wir im Rahmen der Tagung sowohl über 
die we ite Auslegung von Roxin, di e maßgeblich von der Vorste llung der Umge-
hung der Wertung des § 136 StPO „ lebt", al s auch über die enge Auslegung, di e 
der Große Senat in Strafsac hen entwickelt hat, di skuti eren könnten. Dabe i kann 
in meinen Augen di e Frage e iner Umgehung der Belehrungsvorschri fte n und di e 
Frage e ines Verstoßes gegen „nemo tenetur" ni cht getrennt behandelt werden; 
es ist ni cht weiterführend, über den Sinn von Belehrungsvorschriften zu s inni e-
ren, wenn man sich keine Kl arheit über das Recht verschafft hat, auf das s ich di e 
Belehrung bezieht. 27 

Anlaß zu einer grundsätz lichen Refl ex ion ist auch deshalb geboten, we il nac h 
meinem Eindruck die gegenwärti ge Rechtsprechung zu Grund und Grenzen des 
Einsatzes von Verdeckten Ermittl ern und V-Leuten nicht auf der Basis e ines 
Genera lplans e inge le itet wurde. Vielmehr drängt sich mir der Eindruck auf, daß 
di e obergerichtliche Rechtsprechung - im nicht pejorativen Sinne - sozusagen 
pragmati sch vorgeht und sich von Fa ll zu Fall hange lt. Ein so lches Vorgehen ist 
bi s zu e inem gewissen Grade sicher unvermeidlich und der Rechtsprechung 

25 Vg l. Roxin. StZ 1997, 18 (19 1etzterAbsatz). 

26 In diesem Sinne ausdrückl ich Roxin. NStZ 1995, 465 (467). 

27 So mit Recht auch Weß/au. ZStW, Bd. 11 0 ( 1998). S. 1 ( 13). 
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wesensimmanent. Zufriedenste llen kann es aber trotzdem nicht. Insgesamt 
ersche int mir di e systemati sche Absc hi chtung offener und verdeckter Erm itt-
lungen noch sehr unterentwickelt. Es fehlen di e entsprechenden Denkansätze 
und darüber hinaus e ine Art Gesamtvision e ines Stra fverfahrens, in das s ich 
verdeckte Ermittlungen harmoni sch e infügen lassen. 

IV. Schlußbemerkung 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

es ist ke ine neue Einsicht, daß di e Theori e auf der e inen Se ite und die Prax is auf 
der anderen Se ite steht. Daher ist es ni cht Z iel der Kriminologischen Zentra l-
ste ll e gewesen, e in rechtsphilosophi sches Seminar zu veransta lten . Vie lmehr 
sollten di e prakti schen Problemdimens ionen ei nen Schwerpunkt dieser Tagung 
bilden . Diese Prax is wird , wie sie a ll e w issen, sehr maßgeblich durch di e Poli ze i 
bestimmt. All erdings ist ihr Handeln für Externe a ll es andere a ls transparent. Es 
spielt s ich gewisserm aßen in der vie lz itierten „blackbox·' ab. Vor di esem Hinter-
g rund bin ich ausgesprochen g lückli ch darüber, daß au f di eser Tagung ni cht nur 
hochkompetente Vertreter der - ich will es e inmal so nennen - ,,Justi zse ite" 
referi eren werden, sondern auch Vertreter der polize ili chen Prax is. Ich bin sehr 
optimisti sch, daß di e Verbindung diese r beiden Perspekti ven, Justi z und Po li ze i, 
e inen besonderen Reiz dieser Fachtagung ausmachen wird . 

E in letztes Wort : Obwohl di eser schöne Sitzungssaal vollbesetzt ist, befinden 
w ir uns hi er in e inem re lati v kl e inen, man könnte fast sagen, intimen Kre is. Ich 
meine, wir sollten in di eser ungezwungenen Atm osphäre e in fac h di e Chance zur 
Begegnung, zur wechse lseitigen Information, zum zwanglosen Gedankenaus-
tausch, abe r auch zur streitigen Di skussion nutzen. Ein wesentli cher E11rag 
dieser Fachtagung könnte in einer Erwe iterung unseres Problembewußtse ins 
liegen. Schon damit hätte diese Fachtagung ihren Sinn erfüllt. 

Viel en Dank fü r Ihre Aufmerksamkeit! 



Der Einsatz von Verdeckten Ermittlern und 
V-Personen im Spiegel der Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofs 1 

Heinrich Maul 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

bevor ich auf Einzelfragen , die die Rechtsprechung insbesondere zu den 
11 0a ff. StPO ge löst hat , eingehe, möchte ich zunächst einige eher allge-

meine Bemerkungen zu Verdeckten Erm ittlern und V-Personen machen . 

Dieses Problem beschäftigt den Bundesgerichtshof seit ungefähr zwanzig 
Jahren. Die ersten wichtigen Entscheidungen gab es um 1982 - später werde 
ich noch etwas näher darauf eingehen ; vorher war dieses Thema eigent li ch 
gar kein Problem. 1969 habe ich zusammen mit Herrn Professor Pfe iffer, dem 
früheren Präsidenten des Bundesgerichtshofs, einen Kommentar zum StGB 
herausgegeben, der dadurch entstand, daß wir die bi s dahin entstandene 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zusammengetragen haben - das wa-
ren zwanzig Jahre Rechtsprechung. Bei der Suche nach Entscheidungen über 
Verdeckte Ermittler oder V-Personen für den Kommentar gab es eine einzige 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs in diesen zwanzig Jahren. Sie betraf 
einen Fa ll aus der NS-Zeit. Damals hatte ein Gestapo-Spitzel Arbeitsko ll egen 
dazu animiert, gegen die NS-Gewaltherrschaft Opposition durchzuführen. 
Das war natürlich im Hinblick auf die Probleme, die uns heute beschäft igen, 
ein wen ig spezifischer Fal l. Erst mit Beginn der 80er Jahre wurde das Pro-
blem wirklich aktue ll. Das hing auch sicher damit zusammen, daß in dieser 
Zeit der Betäubungsmittelhandel und Betäubungsmittelkonsum in Deutsch-
land erst richtig begannen . Bis dahin galt das Opiumgesetz, ein Spezialgesetz, 
um das sich wenige Leute kümmern mußten. Man hörte ge legent li ch von 
opiumsüchtigen Ärzten und ähnlichen Leuten, aber das waren Randerschei-
nungen, die keine große Rolle spielten. Als ich in den 60er Jahren wissen-
schaft li cher Mitarbeiter am Bundesgerichtshof war, gab es nicht einen einzi-

1 In dem Text wird der Vortragsstil bei behalten. 
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gen Fall , der sich mit dem Opiumgesetz befaßt hätte. Es war absolutes 
Fremdland. Als dann der Betäubungsmittelkonsum zunehmend um sich griff, 
entstanden auch die ersten Probleme mit Verdeckten Ermittlern und V-
Leuten. Sie wurden zunächst sehr unterschiedlich vom Bundesgerichtshof 
gelöst. Dabei gab es eigentlich nie einen Streit darüber, daß der Einsatz von 
Verdeckten Ermittlern und V-Personen grundsätzlich zulässig sei. Der Streit 
ging von vornherein im Grunde darum: Muß es einen bestimmten Anlaß 
geben , solche Leute auf andere Personen anzusetzen oder ist das ohne jeden 
Vorbehalt zulässig? Dieses Problem hat bis zur letzten Entscheidung des 1. 
Strafsenats den Bundesgerichtshof verfolgt und ist meines Erachtens immer 
noch nicht zufriedenstellend gelöst. Darauf werde ich jedoch noch im Detail 
zurückkommen . 

Das zweite, was ich vorab anmerken möchte - und was mich in der Diskussi-
on heute und morgen sehr interessiert - ist, was von seiten der Polizei dazu 
gesagt wird. Verdeckte Ermittler und V-Personen treten in unseren Fällen -
also in den Fällen, die von den Landgerichten abgeurteilt werden und die 
dann bei uns schließlich im Wege der Revision landen - immer nur in der 
Weise auf, als es um den Ankauf geht. Hierbei handelt es sich um den Ankauf 
von allen möglichen verbotenen Waren , natürlich in erster Linie Betäu-
bungsmittel , aber auch Waffen und Falschgeld. Jeder Anbieter solcher Waren 
geht das Risiko ein, daß er auf einen Verdeckten Ennittler stößt und dann als 
Straftäter überführt wird. Ich habe bis jetzt aber keinen Fall gesehen , in dem 
es einem Verdeckten Ermittler gelungen wäre, in eine kriminelle Organisati-
on einzudringen, etwa dort auf Leitungsebene mitzuwirken oder zumindest 
im mittleren Management dabeizusein . Es gibt - jedenfalls in unserer Praxis -
keinen Fall , in dem so etwas erfolgreich durchgeführt worden ist. 

Das ändert natürlich nichts daran , daß durch den Einsatz Verdeckter Ermittler 
und den Einsatz von V-Leuten für die Anbieter verbotener Ware ein erhebli-
ches Risiko besteht. Insofern ist der Einsatz sicher gerechtfertigt, von allen 
Problemen abgesehen, auf die wir noch kommen werden. Andererseits muß 
man jedoch festhalten , daß sich die Hoffnungen , die man zu Beginn der 80er 
Jahre hatte, man könne etwa durch den Einsatz Verdeckter Ermittler den 
Betäubungsmittelmarkt „austrocknen", indem man den auf dem Markt 
befindlichen Stoff aufkaufen ließe, nicht erfüllt haben. Auch spektakuläre 
Aufkäufe durch Verdeckte Ermittler haben im Prinzip gar nichts bewirkt. Vor 
ungefähr 10 Jahren hatte das Bayerische Landeskriminalamt in Südamerika 
780 Kilogramm Kokain bestellt, das mit dem Schiff „Don Juan 4" in Bremen 
ankam. Sofort wurde die ganze Mannschaft verhaftet, mit Kapitän, Erstem 
Offizier und Steuermann insgesamt ca. 20 Personen. Das Kokain wurde 



Einsatz von Verdeckten Er111ittlern und V-Personen 31 

selbstverständlich beschlagnahmt, aber ich glaube nicht, daß dieser Vorfall 
einen wesentlichen Einfluß auf den Kokainmarkt in Deutschland hatte. Wenig 
anders ist es mit Heroin. Vor einigen Monaten hatten wir den Fall, daß an der 
deutschen Grenze - mehr durch Zufall - ein türkischer Lkw „überholt" wurde 
- wie das so schön in der Sprache der Zollbeamten heißt - und man fand 
30 Kilogramm Heroin. Die Schreckensnachricht wurde dem vorgesehenen 
Empfänger alsbald übermittelt. Sein Telefon wurde schon abgehört, was er 
nicht wußte. Er rief darauf in der Türkei an, meldete den „Betriebsunfall" und 
verlangte sofortige Ersatzlieferung, die ihm auch zugesagt wurde. Der Erfolg 
war also in der Form gegeben, daß einige Leute verhaftet wurden, die sich 
strafbar gemacht hatten. Jedoch kann ganz unzweifelhaft auf das Marktge-
schehen an sich auf diesem Wege leider kein Einfluß genommen werden . 
Dies ist ebenfall s ein Punkt, bei dem mich und vielleicht auch Sie, meine 
Damen und Herren, sehr interessie11, einmal von seiten der Polizei zu hören, 
wie dies eingeschätzt wird. 

Als weitere Vorbemerkung möchte ich das folgende sagen: Nachdem sich die 
Problematik - Verdeckte Ermittler und V-Personen - in einem nicht unmittel-
bar rechtsfreien, aber doch wenig geregelten Raum bewegte, hat sich der 
Gesetzgeber im Jahre 1992 im OrgKG, im Gesetz zur Bekämpfung der 
Organisierten Kriminalität - aufgerafft und jedenfalls für die Verdeckten 
Ermittler detaillierte Regelungen getroffen: §§ 11 0a bis 11 Oe StPO. Diese 
Regelungen bereiteten uns dann selbstverständlich auch wieder einige Ausle-
gungsschwierigkeiten. Ich beginne mit den für uns interessanten juristi schen 
Details. 

In § 11 0a Abs. 2 Satz 1 StPO findet man die Legaldefinition . Danach sind 
Verdeckte Ermittler Beamte des Polizeidienstes, die unter einer ihnen verlie-
henen, auf Dauer angelegten, veränderten Identität, der sogenannten Legende, 
ermitteln. Wie schon angemerkt, entfaltet sich diese Tätigkeit jedenfalls 
weitestgehend im Ankauf verbotener Waren . Das spielt sich meistens folgen-
dermaßen ab: Zunächst wird eine V-Person tätig. Sie erfährt etwas und be-
kommt ein Angebot, manchmal provoziert sie auch das Angebot; der Ver-
deckte Ermittler wird oftmals erst, wenn ein Angebot besteht, eingeschaltet. 
Er wird von der V-Person als der wirkliche Interessent vorgeste llt, erscheint 
dann und zeigt sein Interesse, dieses Angebot wahrzunehmen. Dabei ist 
natürlich, und das ist das erste Problem, die Einsatzintensität der verdeckt 
ermittelnden Beamten sehr unterschiedlich, und es gibt in diesem Bereich 
sehr verschiedenartige Fallgestaltungen . In einer der ersten Grundsatzent-
scheidungen hatte der Beamte, nachdem er auf den Fall hingewiesen worden 
war, während einer Zeit von circa 6 Monaten immer wieder mit einem wach-
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senden Personenkreis Verhandlungen über di e Lieferung von Betäubungsmit-
teln geführt. 2 In einem anderen Fa ll lagen die gesamten Verhandlungen in der 
Hand eines V-Manns, der Verdeckte Ermittl er war nur zur Übergabe von 
Waren und Geld erschi enen. ' Dazw ischen gibt es natürlich viele Abstufungen 
und viele Differenzierungen. Hi er tritt schon die erste Frage auf: Ist der in 
Erscheinung tretende Poli zeibeamte nur ein nicht offen ermittelnder Beamter, 
oder ist es wirklich ein Verdeckter Ermittl er? Geht man an diese Frage heran, 
so ist zunächst zu unterscheiden zwischen dem Status des ermittelnden 
Beamten und der Täti gkei t, di e er dann tatsächlich ent fa ltet. Der Status ist in 
diesem Zusammenhang nicht das Wesentl iche. Der Status des Verdeckten 
Ermittl ers wird dem Beamten sozusagen verliehen. Er erhält eine auf Dauer 
veränderte Identität, di e Legende und bekommt neue Personaldaten. Er 
verleiht sich, meist sogar se lbst, einen neuen sozialen Status. So treten die 
Verdeckten Ermittl er gerne als Zuhälter auf, fa hren einen Porsche, tragen die 
un vermeidliche „Rolex-Uhr" und sind in einschläg igen Lokalen wohlbekann-
te Gäste. Di es ist natürlich kein Dauerzustand , sondern sie agieren in di eser 
Weise nur von Zeit zu Ze it. Wir hatten einen Fall , da hat der Poli zeibeamte 
zunäc hst seinen eigenen Einsatz vo rbereitet; dann hat er seine zweite Di enst-
kl eidung ange legt, nämlich die Lederjacke und die „Rolex-Uhr", seinen 
Porsche bestiegen und ist zum Ei nsatzo rt gefahren , um do11 Verhandlu ngen 
mit dem potentiellen Betäubungsmittell ieferanten zu fü hren.4 

Entscheidend für di e Frage, ob di e Voraussetzungen der 11 0a bi s 11 Oe 
StPO erfüllt sind, ist also nicht die Legende, sondern der Einsatz ist das 
Wichtige. Es kann sei n, daß ein Poli zeibeamter eine Legende hat, aber man-
ge ls Gelegenheit ni cht zum Einsatz kommt. Im Rahmen der Gesamtwürdi-
gun g all er Umstände muß dann beurteilt werden, ob der Einsatz eines unter 
einem Decknamen täti gen Beamten den strengen Anfo rderungen der eben 
angeführten Vorschriften unterli egt. 

In der grundsätzli chen En tscheidung aus dem Jahre 1995 hat der 1. Strafsenat 
dargelegt, daß es entscheidend ist, ob der Ermittlungsauftrag über einzelne 
wenige, konkret bestimmte Ermittlungshandlungen hinausgeht, ob es erfo r-
derli ch sein wird, e ine unbestimmte Vielzahl von Personen über di e wahre 
Iden ti tä t des verdeckt operierenden Poli zeibeamten zu täuschen, und ob es 
wegen Art und Umfa ng des Auftrages von vornherein abzusehen ist, daß die 

2 Urt . v. 7.03. 1995 - 1 SIR 685 /94. BG HSt 41 . 64 IT 

3 Urt. v. 6.02. 1996 - 1 StR 544/95. NJW 1996, 2 108 f. 

4 Oben Fn . 2. 
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Identität des Beamten im künftigen Strafverfahren gleichfalls auf Dauer 
geheimgehalten werden muß. 5 Dabei ist darauf abzustellen, ob der allgemeine 
Rechtsverkehr oder die Beschuldigtenrechte im künftigen Strafverfahren eine 
mehr als nur unerhebliche Beeinträchtigung durch den Einsatz des verdeckt 
operierenden Polizeibeamten erfahren können. Danach sind in dem eben 
genannten Fall, in dem der Beamte 6 Monate ermittelt hat und immer wieder 
mit neuen Personen in der Gestalt des Zuhälters zusammengetroffen ist, 
sicher die Voraussetzungen der§§ 11 Oa bis 1 1 Oe StPO gegeben. 

Anders, und das sind sicher die einfachsten Fälle, sind Konstellationen zu 
beurteilen, in denen der Polizeibeamte erst zur konkreten Abwicklung des 
Geschäftes kommt, und die V-Person sagt: ,,Das ist jetzt der, der den Stoff 
kaufen will." Dann zeigt der Beamte vielleicht noch das Geld vor, und schon 
wird der Lieferant verhaftet. Diese Fälle unterfallen nicht den §§ 11 Oa bis 
11 Oe StPO.6 

Aber in aller Regel ist es so, daß das Zustandekommen eines Scheinkaufs 
immer sehr langwierige, umfassende Verhandlungen mit den Anbietern vor-
aussetzt. Die möglichen Verkäufer haben natürlich auch die Gefahr erkannt, 
an Verdeckte Ermittler und V-Personen zu geraten, und sie versuchen, sich 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu schützen. So werden Termine vereinbart 
und dann wieder nicht eingehalten. Proben werden übergeben. Mit zahlrei-
chen Tricks versucht man, möglichst nicht in den Vordergrund zu treten , 
während die Polizei während dieser Verhandlungen und Treffen versucht, die 
Telefone der Anbieter abzuhören und auch die Treffen zu observieren. Ich 
denke, wenn ein Beamter, der unter einer Legende auftritt, in ein solches 
Geschehen eingebunden ist , insbesondere wenn er wiederholt mit den Anbie-
tern verhandelt, dann geht se ine Ermittlungstätigkeit über eine einzelne, 
konkret bestimmte Ermittlungshandlung hinaus, und er kommt nicht daran 
vorbei, eine unbestimmte Vielzahl von Personen über seine wahre Identität zu 
täuschen; in diesen Fällen ist es von vornherein abzusehen, daß die Identität 
des Beamten im künftigen Strafverfahren geheimgehalten werden muß. 

Neben dem bereits erwähnten Fall gibt es auch folgende konkrete Ermitt-
lungsmaßnahmen: Zunächst hat ein Beamter A verhandelt und später bei der 
Übergabe erscheint ein Kollege B mit der Bemerkung, A se i heute gerade 
verhindert und er - B - müsse das nun hier abwickeln . Ein weiterer häufiger 
Fall ist der, bei dem der verdeckt ermittelnde Beamte zur Übergabe, also zu 

5 Oben Fn. 1. 

6 Oben Fn. 2. 
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einem wirklich ri sikoreichen Zeitpunkt, mit einem weiteren Verdeckten 
Ermittler erscheint, der aber eigentlich nur die Aufgabe hat, für Schutz zu 
sorgen und die Angelegenheit abzusichern . 

Schwieri g ist ebenfall s di e Frage zu beurteilen, die auch durch die Rechtspre-
chung noch nicht geklärt ist, wenn nämlich ein Verdeckter Ermittl er, der nur 
als Scheinaufkäufer tätig wird, eine Wohnung betritt, die nicht a llgemein 
zugänglich ist. Dem liegt fo lgender Fall zugrunde: Jemand hatte bei einem 
Betäubungsmittelhändler eine relati v kl eine Menge Haschi sch gekauft und 
war am Ausgang dieses Hauses von der Poli zei festgenommen worden. Man 
hatte schon den Verdacht gehabt, daß in dieser Wohnung Handel getrieben 
wird. Der junge Mann wurde zum Poli zeipräsidium gebracht und man verein-
barte mit ihm ganz kurzfri sti g, daß er umgehend zu der Wohnung geht zu-
sammen mit einem Poli zeibeamten, der aber nicht als so lcher auftritt und der 
sich gleichfa ll s als Interessent an Haschisch ausgibt; dann sollte der Beamte 
versuchen, dort etwas zu kaufen. Wir haben damals gesagt: Der Beamte ist 
kein Verdeckter Ermittler, weil er nicht weiter verhandelt hat. 7 Das Problem 
lag darin , daß er in die Wohnung gegangen ist. Nun gibt es bei den §§ 1 1 Ob 
und II Oe StPO die Möglichke it, daß Verdeckte E,m ittl er di e Wohnung 
betreten - wobei schon hierbei angezweifelt wird , ob diese gesetzli che Rege-
lung überhaupt der Verfassung entspricht. Jedenfall s gibt es für ni cht offen 
ermitte lnde Poli zeibeamte diese Regelung nicht. Dementsprechend war dies 
eine schwieri ge Frage, di e wi r aber letztli ch nicht entschieden haben und auf 
die es auch nicht unbedingt ankam, da der Angeklagte am Ende nämlich 
geständig war und noch dazu durch den Käufe r, der zuerst gekommen war, 
überfüh11 wurde. 

Eine we itere Frage, di e zwar nicht ganz in diesen Rahmen fällt , aber eine 
wirklich problematische Angelegenheit ist, ist di e, ob es erl aubt ist, daß die 
Poli ze i für ein überwachtes Geschäft Betäubungsmittel zur Verfügung stellt. 
Es gab einen Fall , in dem war es in der Tat so, daß die Polizei Betäubungs-
mitte l zwar nicht direkt zur Verfügung gestellt, sie aber schon beschlagnahmt 
hatte; dann hatte man mit dem Bes itzer der Betäubungsmi ttel vereinbart, er 
so lle jetzt mit diesen Betäubungsmi tteln nach Italien fa hren und sie dort den 
Interessenten übergeben. Die Betäubungsmittel wurden dem Mann wieder 
ausgehändigt und er machte sich mit seinem Pkw nach Itali en auf den Weg. 
Dabei wurde er natürlich im Rahmen des Möglichen ständig von deutscher 
und italienischer Polizei überwacht, aber das Risiko, daß er ihnen abhanden 
kommen konnte, war keinesfall s auszuschließen. Es lief all es wie geplant. Er 

7 Urt. v. 6.02. 1997 - 1 StR 527/96, NJW 1997, 15 16 ff. 
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lieferte das Betäubungsmittel bei dem italienischen Interessenten ab und dann 
wurde auch dieser verhaftet. Fraglich ist, ob diese Vorgehensweise noch im 
Rahmen polizeilicher Befugnisse liegt, und ob so ein Verfahren später ge-
rechtfertigt sein kann. Wir hatten in dieser Entscheidung aus dem Jahre 1998 
erhebliche Bedenken angemeldet, aber letztlich kam es auch hierbei wieder 
nicht darauf an, weil alle geständig waren. Das Problem, wie man es eigent-
lich zu handhaben hat, wenn Verfahrensverstöße im Rahmen der §§ l !0a bis 
11 Oe StPO vorliegen, wird sowieso noch zu erörtern sein. Sie sehen schon, 
daß wir die§§ 110a bis ! !Oe StPO doch einigermaßen eng auslegen, soweit 
es darum geht, ob es sich um den Einsatz eines Verdeckten Ermittlers han-
delt. Aber ich denke, das ist auch nötig. 

Die wirklich unerfreulichen Fälle in diesem Bereich, die leider auch immer 
wieder vorkommen, sind die, in denen - jedenfalls nach den Feststellungen 
des landgerichtlichen Urteils (und mehr wissen wir in der Regel nicht) - kein 
Grund zu erkennen ist, warum ein V-Mann oder ein Verdeckter Ermittler sich 
gerade an die von ihm angesprochene Person wegen Erwerbs von Betäu-
bungsmitteln, Waffen oder Falschgeld gewendet hat. Manchmal sind sicher 
die Feststellungen der landgerichtlichen Urteile mangelhaft , wenn es tatsäch-
lich Gründe gab, warum so vorgegangen wurde. Es gibt aber auch die Fälle, 
in denen ganz klar ist, daß der Angesprochene bis dahin keinerlei Beziehun-
gen zum Betäubungsmittelhandel hatte. 

Manchmal ist es schon geradezu tragisch-kornisch, wie sich die angespro-
chenen Leute bemühen, irgendwo Betäubungsmittel zu besorgen. Der V-
Mann ruft alle 2 Wochen an und sagt: ,,Wie ist es denn , wann kommt denn 
endlich die Lieferung?" Und der arme Mensch hat immer noch nichts. Am 
Ende hat er dann vielleicht 50 Gramm Heroin zusammengekratzt und wird 
bei der Übergabe verhaftet. Das ist dann alles, nur kein Ermittlungserfolg. 
Und das war sicher von Anfang an eines der Hauptprobleme bei der ganzen 
V-Mann- und VE-Praxis: Wie kann man vermeiden , daß so etwas passiert? 
Insofern ist immerhin bei den Verdeckten Ermittlern jetzt der Riegel vorge-
schoben worden: Beim Einsatz gegen eine bestimmte Person müssen eine 
richterliche Genehmigung und ein Anfangsverdacht vorliegen, wodurch man 
solche Dinge ausschließen kann , denn der Richter wird nicht genehmigen, 
wenn kein Anfangsverdacht vorliegt. Aber diese Einschränkung ist kein 
wirkliches Heilmittel , weil fast alle diese Geschäfte von V-Leuten in Gang 
gesetzt werden. Wenn die V-Leute dann behaupten : ,,Da ist einer, der bietet 
an.", ist natürlich ein Anfangsverdacht zu diesem Zeitpunkt schon gegeben . 
Auch das ist ein Problem, das noch nicht völlig zufriedenstellend gelöst ist. 
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Ungeklärt ist bisher, ob der Einsatz von V-Leuten ohne besondere gesetzliche 
Ermächtigung auf Dauer lediglich aufgrund der allgemeinen Bestimmungen 
der§§ 161 , 163 StPO erfolgen kann. Diese Problematik wurde im Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts in der Sache Sedlmayr angesprochen, die 
auch beim l. Strafsenat anhängig war8. Der Fall war etwas anders gelage11 als 
die üblichen Fälle. Zum einen war das Verbrechen schon geschehen, als die 
V-Leute eingesetzt wurden. Es bestand also nicht die Gefahr, daß jemand 
ohne Grund in ein Verbrechen verwickelt werden konnte. Zum anderen waren 
die angesprochenen Personen Verwandte der Beschuldigten und hätten ein 
Zeugnisverweigerungsrecht gehabt. Dieses war eine wirklich sehr problema-
tische Fallgestaltung. Der l. Strafsenat hat sich damals dadurch aus der 
Affäre gezogen, daß die Verwandten schon zu dem Zeitpunkt, als sie von den 
V-Leuten angesprochen wurden, polizeilich vernommen worden waren und 
sich bei diesen Vernehmungen nicht auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht 
berufen hatten . Diese Frage hätte sicherlich auch anders beurteilt werden 
können. Das, was das Bundesverfassungsgericht jetzt daraus gemacht hat9

, 

kann man bei allem Respekt vor unseren Nachbarn am Schloßplatz nicht als 
besonders zufriedenstellend betrachten. Es kann nicht angehen , daß man 
einen Fall, in dem es um ein vielleicht schwieriges, aber doch überschaubares 
hoblern geht, 6 Jahre liegen läßt, während die inzwischen Verurteilten im 
Strafvollzug sitzen, und sich dadurch rettet, daß man behauptet, die Verfas-
sungsbeschwerde sei nicht ordnungsgemäß begründet. Also diese Argumen-
tation war wirklich an den Haaren herbeigezogen. Das Problem ist so letztlich 
ohne Lösung geblieben. 

Nun kommen wir zu den Details der Ausführung der Tätigkeit der Verdeck-
ten Ermittler: Grundsätzlich ist eine Zustimmung der Staatsanwaltschaft 
erforderlich. Richtet sich der Einsatz gegen einen bestimmten Beschuldigten 
oder soll der Verdeckte Ermittler eine Wohnung betreten, die nicht allgemein 
zugänglich ist, muß der Richter zustimmen. Bei Gefahr im Verzug genügt die 
- notfalls auch nachträglich einzuholende - Zustimmung des Staatsanwalts. 
Eine solche Zustimmung muß der Richter binnen 3 Tagen genehmigen. In 
einer Entscheidung vorn 7. März 1995 hat sich der 1. Strafsenat mit dem 
Verhältnis befaßt, das zwischen staatsanwaltschaftlicher und richterlicher 
Zustimmung besteht und dazu entschieden, daß die vom Staatsanwalt erteilte 
Zustimmung für ihren zeitlichen Geltungsbereich von 3 Tagen wirksam 
bleibt, auch wenn die richterliche Genehmigung dazu nicht mehr eingeholt 

8 BGH Urt. v. 2 1.07.1994 - 1 StR 83/94, BGHSt 40, 211 ff. 

9 BVerfG, Beschl. v. 1.03.2000 - 2 BvR 2017/94 u. 2039/94, StV 2000, 233 f. 
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wird. 10 In diesem Fall wurde die staatsanwaltschaftliche Genehmigung erteilt, 
alsbald wurden alle Beteiligten verhaftet und dann hat niemand mehr einen 
An laß gesehen, eine richterliche Genehmigung einzuholen, denn weitere 
Aktivitäten der Verdeckten Ermittler fanden naturgemäß nicht mehr statt. Der 
Senat hat gesagt, aus dem dualen System, das Richterkompetenz und staats-
anwaltl iche Eilkompetenz bilden, ergibt sich, daß die staatsanwaltl iche 
Eilkompetenz ihren eigenen Wert hat und auch ihren Wert behält, wenn, wie 
in diesem Fall , eben eine spätere richterliche Genehmigung nicht mehr beige-
bracht wird. Die Zustimmung des Ermittlungsrichters zum Einsatz eines 
Verdeckten Erm ittlers bedarf nach einer Entscheidung des 1. Strafsenats aus 
dem Jahre 1996 einer Begründung, weil sie bis zur Erledigung anfechtbar 
ist. 11 Inhaltli ch muß diese Zustimmung, entsprechend einem Durchsuchungs-
befehl , sämtliche materiellen und prozessualen Voraussetzungen der §§ 11 0a 
und 1 1 Ob StPO abdecken und einzelfal lbezogen mit Tatsachen belegen. 
Al lerdings haben wir damals gesagt, daß gegen die Verwendung von Vor-
drucken und die Bezugnahme des Richters auf den vorgelegten Antrag der 
Staatsanwaltschaft nichts einzuwenden sei. Es müsse deutlich werden , daß 
ein richterlicher Abwägungsprozeß stattgefunden hat. Dabei liegt es in der 
Verantwortung des Richters, die ihm noch erforderlich erscheinenden Infor-
mationen , insbesondere über die Verläßlichkeit des Informanten und die 
Identität der einzusetzenden Verdeckten Ermittler, einzuholen. Eine bloß 
mündliche Zust immung kann nicht genügen , wobei a ll erdings, wenn der 
Staatsanwalt nur mündlich zugestimmt hat, nach einer En tscheidung eines 
anderen Strafsenats des Bundesgerichtshofs ein Verwertungsverbot nicht 
vorliegen soll. 12 

Damit kommen wir zu der Frage, was es für Rechtsfolgen hat, wenn ein Ver-
deckter Ermittler eingesetzt wird, ohne daß die formalen oder materiellen 
Voraussetzungen dafür vorliegen. Soweit es sich um forma le Verstöße han-
delt , etwa die feh lende Genehmigung des Richters oder des Staatsanwalts, 
kommt ein Verwertungsverbot für die vom Verdeckten Ermittler gewonnenen 
Erkenntnisse in Betracht. Das Gesetz enthält Vorschriften über die Verwen-
dung zulässig gewonnener Erkenntnisse von Verdeckten Erm ittlern; über die 
Folgen von Rechtsverstößen bei der Gewinnung von Beweisergebnissen 
schweigt es aber. Doch hat die Rechtsprechung auch außerhalb der Regelung 
des § 136a StPO Verwertungsverbote entwickelt, wobei allerdings die dog-

10 Oben Fn . 1. 

11 Beschl. v. 23.03.1996 - 1 StR 685/95, BGHSt 42, 103 ff. 

12 BeschL v. 5.05.1995 - 2 StR 183/95, St V 1995 , 398. 
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matischen Grundlagen dafür sehr zweifelhaft und wenig geklärt sind. Der 2. 
Strafsenat hat in einer Entscheidung aus dem Jahre 1995 ausdrücklich offen-
gelassen , ob das Fehlen der richterlichen Zustimmung zum Einsatz eines 
Verdeckten Ermittlers gegen einen Angeklagten ein Verwertungsverbot für 
diejenigen Angaben auslöst, die er als Zeuge in der Hauptverhandlung über 
seinen Einsatz und das dabei wahrgenommene Tatverhalten des Angeklagten 
gemacht hat. 13 Dagegen geht der 1. Strafsenat in einem Urteil aus dem Jahre 
1996 unter Berufung auf die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zur 
rechtsfehlerhaften Telefonüberwachung 14 von einem möglichen Verwer-
tungsverbot aus, wobei allerdings bloße Fo1mverstöße unerheblich sein 
sollen. 15 Es so ll insbesondere darauf ankommen, ob die Entscheidung des 
Ermittlungsrichters, dem Einsatz der Verdeckten Ermittler zuzustimmen, 
willkürlich oder unvertretbar war. Der Versuch , dieses Problem durch ein 
Verwertungsverbot zu lösen, ist jedoch wenig zufriedenstellend. Der Fall ist, 
entgegen dem ersten Eindruck, mit der Telefonüberwachung schwerlich 
vergleichbar. Denn in den Fällen, in denen Waren an Verdeckte Ermittler 
geliefert werden , ist es fast immer so, daß die Täter mit der Ware in der Hand 
verhaftet werden, die Aussage des Verdeckten Ermittlers ist deshalb fast 
immer bedeutungslos und sp ielt kaum eine Rolle. Viele dieser so gefaßten 
Personen s ind zudem geständig. Was sollen sie noch groß machen? Um sich 
halbwegs aus der Affäre zu z iehen, greifen sie auch zu der Vorschrift des§ 31 
BtMG und benennen ihre Vorlieferanten oder Helfer. Es spielt also keine 
große Rolle, ob man den Verdeckten Ermittler als Zeugen hat oder nicht hat, 
wobei er in der Regel sowieso nicht vorgeladen werden kann . Das werden nur 
wenige Fälle se in , bei denen es auf diese Weise möglich wäre, das Problem 
zu lösen. 

Die Gespräche, die der Verdeckte Ermittler im Rahmen seines Einsatzes 
führt, können schon vernehmungsähnlich sein . So kann der Verdeckte Ermitt-
ler versuchen , von seinen Geschäftspartnern zu erfahren, wer wiederum deren 
Lieferanten sind. Es ist klar und wurde auch schon angesprochen , daß hier 
natürlich eine Belehrung nach § 136 StPO nicht erfolgen kann. Insofern gibt 
es auch kein Verwertungsverbot für auf diesem Wege gewonnene Erkenntnis-
se. Dies wären in der Tat die wirklich interessanten Erkenntnisse, die dann 
Bedeutung erlangen könnten , wenn der mit der Ware Verhaftete über seine 
eigene Beteiligung hinaus keine weiteren Angaben macht, der Verdeckte 

13 Oben Fn . 11 . 

14 Vgl. Urt . v. 16.02.1995 - 4 StR 729/94, BGHSt 4 1, 30 ff. 

15 Oben Fn . 10. 
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Ennittler jedoch in diesem Bereich etwas erfahren hat. Wie dem auch sei, es 
ist wohl unstreitig und anerkannt, daß hier wegen mangelnder Belehrung ein 
Verwertungsverbot nicht greifen kann. Nach der Vorgabe der §§ l lOa bis 
11 Oe StPO, kann und muß eine Belehrung hier nicht erfolgen. 

Nimmt man ein Verwertungsverbot an , das in einzelnen Fällen vielleicht 
Bedeutung haben kann, aber eben nur in wenigen Fällen, so stellt sich die 
Frage des Umfanges eines solchen Verwertungsverbots. Hierzu hat der 
Bundesgerichtshof die Meinung vertreten, daß eine Fernwirkung nicht in 
Frage kommt. Es soll eine Beweiswürdigung mit den Angaben des Angeklag-
ten oder se iner Vernehmungsbeamten möglich bleiben, weil sonst das gesam-
te Verfahren lahmgelegt würde. 16 Angaben des Verdeckten Ermittlers oder 
seiner Vernehmungsbeamten können hier also nicht verwertet werden. Vor-
aussetzung wäre aber, wie bei anderen Verwertungsverboten vom Bundesge-
richtshof bereits entschieden, daß der Angeklagte oder sein Verteidiger der 
Verwertung in der Hauptverhandlung widersprochen hat. 17 Ist der Einsatz des 
Verdeckten Ermittlers gegen den Beschuldigten rechtmäßig, so führt das zur 
Verwertbarkeit von Erkenntnissen auch gegen weitere Beschuldigte jeden-
falls dann , wenn gegen sie ebenfalls die Voraussetzungen des § 11 Ob StPO 
vorlagen. 18 

Erhebt ein Gericht gegen die Versagung einer Aussagegenehmigung für einen 
Verdeckten Ermittler Einwendungen, so ist die Entscheidung der obersten 
Dienstbehörde auch dann herbeizuführen , wenn das Landesrecht die Aus-
übung der Entscheidungsbefugnis generell delegiert. 19 Hier ist jedoch der 
Innenminister und nicht der Justizminister zuständi g.20 

Will jemand ein Verwertungsverbot im eben dargestellten Sinne vortragen, 
kann er das nur mit einer Verfahrensrüge. 21 Das heißt, es muß alles vorgetra-
gen werden, das ennöglicht, den Sachverhalt abschließend in der Weise zu 
prüfen, daß für den Fall , daß der Sachverhalt richtig ist, die Rüge auch prüf-
bar und entscheidbar ist. Vorzutragen ist dann insbesondere die Entscheidung 
des Ermittlungsrichters oder aber die Behauptung, es gebe gar keine so lche 
Entscheidung. 

16 Oben Fn . 11. 

17 Besc hL v. 18.06. 1996 - 1 StR 28 1/96, StY 1996, 529 (Ls.). 

18 Urt. v. 12.12.1996 - 4 StR 499/96, NStZ 1997, 294 f. 

19 Urt. v. 2.07.1996 - 1 StR 3 14/96 , BGHSt 42 , 175 ff 

20 Urt. v. 16.02. 1995 - 4 StR 733/94, BGHSt 41 , 36 ff 

21 Ygl.Fn.1 1. 
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Das waren die möglichen Folgen von formellen Fehlern bei dem Einsatz von 
Verdeckten Ennittlern. Es gibt aber auch materielle Voraussetzungen, und 
dazu zählt insbesondere der zureichende tatsächliche Anhaltspunkt in § 11 0a 
Abs. 1 StPO. Dieses ist ein Mangel , der von der Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs gleichzeitig als sachlich-rechtlicher Mangel angesehen worden 
ist; jedenfalls ist das der derzei ti ge Stand dieser Rechtsfrage. Das ist nun eine 
ganz interessante Entwicklung, womit ich auf das Problem zurückkomme, 
das ich schon angesprochen habe: Was pass iert , wenn für den Einsatz eines 
Verdeckten Ermittlers keine ausreichenden tatsächlichen Anhaltspunkte 
vorliegen? In einer Entscheidung aus dem Jahr 1981 hatte der 2. Strafsenat 
dahingehend entschieden, daß dadurch ein Verfahrenshindernis entsteht. 22 Es 
wurde gesagt, daß sich der Staat hier widersprüchlich verhalte, indem er 
einerseits durch einen „agent provocateur" einen Bürger ohne Grund in 
Schuld und Strafe verstricke und ihn dann andererseits einem strafrechtlichen 
Verfahren mit der Folge einer Verurteilung zuführe. Diese Rechtsprechung 
hat sich, nachdem sich auch der 3. und 4. Strafsenat dem angeschlossen 
hatten, dennoch nicht durchgesetzt. 23 Der 1. Strafsenat hat es im Jahr 1984 
(ich habe an der Entscheidung nicht mitgewirkt, darum darf ich sie auch 
kriti sieren) in einer Entscheidung, die schon zur Kritik Anlaß geben muß, 
ferti ggebrac ht , di ese Rechtsprechung auszuhebeln.24 In di esem Fall hat ein 
La ndge richt ein Verfahren mit der Begründung eingestellt, daß ein ausrei-
chender Anfangsverdacht nicht bestehe. Die Staatsanwaltschaft hatte dagegen 
Revision eingelegt. Der 1. Strafsenat wa r jedoch der Ansicht, daß diese 
Entscheidung zu beanstanden sei, we il es, entgegen der Meinung des Landge-
richts, doch Anhaltspunkte für einen Anfangsverdacht gebe. In einem um-
fangreichen obiter dictum wurde dann ausgeführt , im übrigen sei die ganze 
Rechtsp rechung der Verfahrense instel Jung verkehrt, man könne das nur über 
eine Strafzumessungsregelung lösen . Wie man auch über diese Frage denkt, 
so hätte man damals ni cht vorgehen dürfen; man hat es aber doch gemacht, 
und die anderen Senate haben sich erstaunli cherweise dieser Rechtsprechung 
angeschlossen. 25 

Diese Rechtsprechung brachte jedoch folgendes Problem mit sich: In der Ent-
scheidung aus dem Jahre 1984 hat der 1. Strafsenat gesagt: Ist jemand ohne 

22 Beschl. v. ~3.1 2.1 98 1 - 2 StR 742/8 1. NStZ 1982. 156 f 

23 Urt. v. 9 .08. 1984 - 4 StR 38 1/84, NStZ 1984, 555. 

24 Urt. v. 23.05. 1984 - 1 StR 148/84, BG HSt 32, 345 ff 

25 Beschl. v. 4.06. l 9H5 - 2 StR 13/85. St V 1985, 309 IT; Urt. v. 23.07.1985 - 5 StR 166/85, 
BGHSt 33, 283 L 
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Grund von einem „agent provocateur" oder einem verdeckten Ermittler in ein 
Verfahren dieser Art verwickelt worden, dann muß das bei der Strafz umes-
sung sehr entscheidend ins Gewicht fa ll en. Es kommt in Frage, bei Verbre-
chen die Mindeststrafe zu verhängen oder, wenn es sich um Vergehen han-
delt, eine Ge ldstrafe zu verhängen oder das Verfa hren einzustellen. Das war 
ein denkbarer Ansatzpunkt, nur hat sich kein Geri cht daran gehalten. Kein 
Landgericht hat dies ernst genommen und selbst der Bundesgeri chtshof hat 
seine eigenen Worte nicht ernst genommen. In der neuen Entscheidung, die 
dem Urteil aus dem Jahre 1999 zugrunde liegt, auf das ich gleich noch kom-
men werde, handelte es sich um einen kl ass ischen Fa ll di eser Art. 26 Ein 
Mann, der sich als V-Mann betätigte, sprach einen anderen, einen Lands-
mann, an und fragte ihn um Rat in einer Versicherungsangelegenheit. Bei 
diesem Gespräch fragte er seinen Landsmann, ob dieser ihm nicht Betäu-
bungsmittel liefern könne. Der Landsmann lehnte ab und sagte, mit solchen 
Geschäften habe er nichts zu tun. Der angebliche Freund rief ihn dann noch 
drei- oder viermal an, drängte immer wieder, und schli eßlich hat sich der 
Landsmann dazu bereit erklärt , zwar nicht Betäubungsmittel zu liefern , 
jedoch jemanden zu benennen, der sie ihm liefern könne; daraufhin hat er ihm 
einen Namen genannt. An diesen wiederum hat sich die Poli zei gewandt, und 
dann kam ein Geschäft zustande. Nun war das sicher ein Fa ll , in dem es 
Anlaß gegeben hätte, eine Stra fe im unteren Rahmen zu verhängen. Aber ein 
bayeri sches Landgericht ging ei nen anderen Weg, verneinte einen minder-
schweren Fa ll und verhängte fü r 100 Gra mm Hero in 3 Jahre und 9 Monate. 

Es ist deutli ch, daß diese Rechtsprechung nicht „gegri ffe n" hat. Trotzdem hat 
sich das von 1984 bis 1999 als Praxis so durchgesetzt. Es gab noch zwei 
Versuche, das etwas restriktiver zu handhaben. Einmal den Fall , daß die 
große Menge, mit der am Ende das Geschäft abgewickelt werden sollte, von 
der Polizei veranl aßt wo rden ist.27 Das ist ein häufig auftretender Fa ll , daß 
jemand eine kle ine Menge angeboten hat, man ihn aber erst mit einer großen 
Menge überfüh ren wollte; dann hat der Verdeckte Ermittler die Bestellung 
einer ganz großen Menge aufgegeben. In dieser Konstell ation hieß es, das 
könne man ihm nur beschränkt anrechnen, wenn die Menge durch die Bestel-
lung veranlaßt ist und er bisher in diesen Mengen nicht gehandelt hat. Beson-
ders wurde immer wieder darauf hingewiesen, daß es nachdrücklich ins 
Gewicht fa ll en muß, wenn ein Anfangsverdacht nicht vorliegt. Di ese Prax is 

26Urt.v. 18. 11.1 999 - 1 StR22l /99, BGHSt45 , 32I ff. 

27 Beschl. v. 17.03. 1994 - 1 StR 1/94, St V 1994, 368 f.; Beschl. v. 16.03. 1995 - 4 StR 111 /95 , 
StV 1995 , 364 ff. 
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ging so bis zum Jahr 1998, dann kam die bereits erwähnte Entscheidung, das 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vom 9. Juni 199828 : 

Dort hatte ein portugies isches Gericht den Angeklagten wegen eines durch 
Poli zeibeamte provozierten Rauschgiftgeschäfts zu einer Freiheitsstrafe von 6 
Jahren verurteilt. In dieser Verurteilung sah der Europäische Gerichtshof 
einen Verstoß gegen das durch Artikel 6 Abs. 1 EMRK. geschützte faire 
Verfahren. Der Europäische Gerichtshof kam dabei zu dem Schluß - das 
zitiere ich jetzt wörtlich -, ,,daß die Tätigkeiten der beiden Polizeibeamten 
über die eines Verdeckten Ermittlers hinausgingen , weil sie zu einer Straftat 
anstifteten und es keinen Hinweis darauf gibt, daß diese Tat ohne ihr Ein-
schreiten begangen worden wäre. Dieses Eingreifen und dessen Verwendung 
im angefochtenen Strafverfahren bedeutet, daß dem Beschwerdeführer von 
Beginn an vollständig ein faires Verfahren entzogen war. Damit lag eine 
Verletzung von Artikel 6 Abs. 1 EMRK. vor." Für die in diesem Verfahren 
erlittene Freiheitsentziehung von 3 Jahren hat der Europäische Gerichtshof 
das beklagte Land Portugal verurteilt, eine Entschädigung für materielle und 
immaterielle Schäden in Höhe von 10 Millionen Escudos - rund 97.500 DM -
an den Verurteilten zu bezahlen (nicht 970.000 DM , wie es zunächst im 
Urteil des Bundesgerichtshofes stand, weil jemand falsch gerechnet hatte; 
aber das wurde dann durch Beschluß geändert2

'\ Dieser Fall war fast ver-
gleichbar mit dem Fall , den der 1. Strafsenat in der Folge entschieden hat. In 
Portugal war der Beschwerdeführer auf den Hinweis eines Dritten , der zu-
nächst auf Betäubungsmittel angesprochen worden war, von zwei Polizeibe-
amten aufgesucht worden. Denen hatte er schließlich 20 Gramm Heroin 
verkauft, das er aber nicht hatte, sondern erst bei einem Mittel smann holen 
mußte. Zur Prüfung der Frage, ob die Aktivitäten der beiden Poli zeibeamten 
über die zulässigen Grenzen hinausgingen , hat der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte folgende Erwägung angestellt: Es sei unklar geblieben , 
ob vor der Tatprovokation gegenüber dem nicht vorbestraften Beschwerde-
führer ein Tatverdacht bestanden habe. Jedenfalls habe es keine Beweise 
gegeben , daß der Angeklagte zur Begehung von Straftaten bereit gewesen sei. 
Die Beamten seien vor dem Einsatz nicht besonders vereidigt worden. Dies 
ist hier jedoch nicht von Bedeutung. Ihr Einsatz sei weder richterlich ange-
ordnet noch richterlich überwacht gewesen. Auch ein Ermittlungsverfahren 
sei gegen den Beschwerdeführer zuvor nicht eingeleitet worden . Die Strafe 
sei daher aufgrund der Einflußnahme durch die Polizei, die nicht nur passiv 

28 Urt. v. 9.06. 1998 - 44/1997/828/1 034, NStZ 1999. 47 f. 

29 Vgl. BGH StY 2000, 114. 
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ermittelt habe, begangen worden, und die Verurteilung sei im wesentlichen 
auf der Grundlage der Aussage der beiden verdeckt ermittelnden Polizeibe-
amten erfolgt. Diese Entscheidung hat nun der 1. Strafsenat in einem Urteil 
vom 18. November 1999, an dem ich-leider-wieder nicht mitgewirkt habe, 
zum Anlaß genommen, die bisherige Rechtsprechung zur Tatprovokation 
einer kritischen Überprüfung zu unterziehen. 30 Ich habe Ihnen den Fall schon 
geschildert. Das Landgericht hatte damals ganz erheblich strafmildernd die 
nachhaltige vom Angeklagten in der Anfangsphase in keiner Weise geförder-
te Tatprovokation angesehen, aber dennoch das Vorliegen eines minder 
schweren Falles verneint. Der 1. Strafsenat hat an der Strafzumessungslösung 
festgehalten. Allerdings stimmte er dem Europäischen Gerichtshof dahinge-
hend zu, daß in dem zurechenbaren Verleiten einer unverdächtigen und 
zunächst nicht tatgeneigten Person durch eine von einem Amtsträger geführte 
Vertrauensperson zu einer Straftat mit der Folge eines Strafverfahrens ein 
Verstoß gegen Artikel 6 Abs. 1 EMRK - faires Verfahren - liege, was in den 
Urteilsgründen festzustellen sei. Dies ist natürlich bei aller Problematik dieser 
zweiten Entscheidung des 1. Strafsenats ein wesentlicher Fortschritt. Es muß 
jetzt festgestellt werden , daß ein Verstoß vorliegt, dieser ist bei der Festset-
zung der Rechtsfolgen zu kompensieren und das Maß der Kompensation bei 
der Strafzumessung gesondert zum Ausdruck zu bringen. Im konkreten Fall 
hätte dargelegt werden müssen , warum so weit von der gesetzlichen Mindest-
strafe abgewichen worden ist. Nun kann man sich fragen , ob dieses Problem 
jetzt gelöst ist. Rechtsdogmatisch wird man dies wohl bezweifeln müssen. 
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat gesagt, es habe sich bei 
seinem Verfahren - und beim Verfahren des 1. Strafsenats war es nicht an-
ders - um ein von Anfang an nicht faires Verfahren gehandelt. Man kann sich 
natürlich schon die Frage stellen: Kann man ein Verfahren , das von Anfang 
an nicht fair war, durch eine milde Strafe kompensieren? Der 1. Strafsenat hat 
dabei ganz offensichtlich auf die Rechtsprechung zur überlangen Verfahrens-
dauer zurückgegriffen. Das ist auch ein Verstoß gegen die Menschenrechts-
konvention und dies ist jetzt durch Entscheidungen des Bundesgerichtshofs 
und des Bundesverfassungsgerichts dahin entschieden, daß der Verstoß der 
überlangen Verfahrensdauer festgestellt werden muß und dann ein bestimm-
ter, genau zu verzeichnender Strafabzug vorzunehmen ist. Diese Konstellati-
on läßt sich jedoch nicht gänzlich mit dem Fall vergleichen, daß ein Verfah-
ren von vornherein nicht fair war. 

30 Oben Fn. 25 . 
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Ich bin nicht ganz sicher, ob die Entscheidung, die nun getroffen worden ist, 
wirklich das letzte Wort in dieser Sache darstellt, denn man muß einmal 
fo lgendes dabei bedenken: In dem Augenblick, in dem mit Wissen der Poli zei 
eine V-Person gegen einen Bürger oder eine Bürgerin eingesetzt wird, ist das 
im Prinzip der Beginn poli zeilicher Ermittlungen. Polizeiliche Ermittlungen 
dürfe n aber auch nach den allgemeinen Vorschriften der Strafprozeßordnung 
nur eingeleitet werden , wenn ein Anfangsverdacht gegeben ist. Liegt ein 
solcher Anfangsverdacht im Sinne der §§ 16 1, 163 StPO nicht vor, dann ist es 
sicher außerordentlich problemati sch, ein Ermittlungsverfa hren dennoch 
einzuleiten, und man könnte rechtsdogmati sch sehr wohl sagen, daß ein 
Ermittlungsverfahren, das ohne Tatverdacht eingeleitet worden ist, eigentlich 
nicht zu einer Verurteilung führen kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch eine weitere Anmerkung zu den 
V-Personen machen. Wie ich schon erwähnt habe, ist der Ablauf in der Regel 
so, daß zunächst die V-Person tätig wird. Dabei gibt es auch V-Personen sehr 
unterschiedlicher Art und Qualität. Es gibt V-Personen, die sehr streng von 
den für sie zuständigen Polize ibeamten geführt werden. Sie bekommen 
Einsatzweisungen. Hierbei kann man sehr gut die Regeln über die Verdeckten 
Ermittler entsprechend anwenden. Man kann sagen: Wenn eine V-Person 
ohne Anfangsverdacht gegen jemand eingesetzt wird, dann ist das im Prinzip 
dieselbe Situation, wie wenn ein Verdeckter Ermittler eingesetzt wird. Es gibt 
aber auch mehr oder weniger fre ischaffende V-Personen, die keiner besonde-
ren Aufs icht unterliegen, die eben, sobald sie In fo rmationen erhalten, auf das 
Poli zeipräsidium gehen und sagen: ,,A lso, jetzt habe ich mal wi eder jemand, 
der li efern will." Vorher waren sie viell eicht ein Jahr gar nicht bei der Poli zei 
gewesen. Was macht die Poli zei mit solchen In formationen? Nun kann sie 
natürli ch die V-Person fragen: ,,Wie kommen Sie zu dieser In fo rmation? 
Haben Sie diese selber veranlaßt? Haben Sie das Angebot veranlaßt oder 
haben Sie es gehört?" Ich denke, wenn die Poli ze i den Eindruck hat, daß das 
Angebot ausschließlich und ohne Grund von der V-Person veranlaßt worden 
ist, dann müßte das wiederum dieselben Folgen haben wie ein Verfa hren 
du rch einen Verdeckten Ermittler ohne Anfa ngsverdacht. Zumindest müßte 
auch in diesen Fällen die Strafzumessungslösung des 1. Stra fsenats greifen; 
man kann hier keine Unterschiede machen. 

Schließlich und endlich gebietet es das Recht des Angeklagten auf ein fa ires 
und rechtsstaatli ches Strafverfa hren wegen der nur begrenzten Zuverlässig-
keit des Zeugnisses vom Hörensagen besondere Anfo rderungen an die Be-
weiswürdigung zu stellen, wenn der Angeklagte nicht geständig ist. Die 
Angaben eines Verdeckten Ermittlers, di e nur mittelbar eingeführt werden, 
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genügen daher alleine nicht. Es entspricht der gefestigten Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs, daß Zeugen vom Hörensagen - dazu zählen auch die 
Polize ibeamten, die einen Verdeckten Ermittler vernommen haben und dieses 
wiedergeben -, nur dann genügen, wenn weitere Beweismittel hinzukommen . 
Auch in diesen Fällen müssen daher weitere Beweismittel hinzukommen und 
dies können natürlich ein Geständnis oder Teilgeständni s des Angeklagten 
sein oder sonstige Indizien , die gegen ihn sprechen . Folglich wird man diese 
bei der Bewei swürdigung sicher besonders beachten müssen. 

Meine Damen und Herren , das war ein Überblick über die Probleme, die die 
Verdeckten Ermittler und die Vertrauenspersonen uns in den letzten 20 
Jahren bereitet haben. Ich denke, in der Di skussion werden wir noch eine 
Menge dazu sagen können . Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 





Die höchstrichterliche Rechtsprechung zum Ein-
satz von Verdeckten Ermittlern und V-Personen 

aus der Sicht des Strafverteidigers 1 

Gunter Widmaier 

1. Die Rolle der V-Personen im gerichtlichen Verfahren 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

zunächst möchte ich auf verfahrensrechtliche Probleme hinweisen, die in Pro-
zessen mit Beteiligung bzw. gerade aufgrund der fehlenden Beteiligung einer 
V-Person entstehen . Es geht hierbei um „Geisterprozesse", bei denen während 
der Verhandlung niemand den Belastungszeugen zu Gesicht bekommt; in die-
sen Fä ll en ist es nicht möglich, belastende Behauptungen kritisch zu hinter-
fragen. Ein Kriminalbeamter berichtet über den anonymen Ermittler, die an-
onyme V-Person, die selbst nicht freigegeben wird. Der Beamte stellt in sei ner 
Aussage dar, was die betreffende V-Person all es gesagt und nach ihren Erzäh-
lungen erlebt hat und bekundet anschließend, daß sie als ganz einwandfreier 
,,Mitarbeiter des Hauses" bekannt sei und er mit ihr immer nur die besten Er-
fa hrungen gemacht habe. In einem solchen Fall kritisch die aufgeworfenen 
Sachverhalte zu hinterfragen und auf ihre Glaubwürdigkeit hin zu überprüfen, 
ist annähernd unmöglich. Der Bundesgerichtshof hat in diesem Zusammen-
hang auch sehr deutlich ausgesprochen, daß es sich bei Polizeispitzeln um ei-
nen Schlag von Menschen handelt, die gerne andere verraten und die aus ego-
zentri schen Gründen das, was sie wissen, verkaufen; aber auch das, was sie 
nicht haben, verkaufen sie, reimen sich Geschichten zusammen und blähen 
diese auf. Fälle, in denen von einer V-Person erfundene Situationen nachge-
wiesen werden konnten , sind inzwischen zahlreich, und sie sind erschreckend. 

Daraufhin hat sich die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zunächst be-
müht, die Anonymität der V-Personen einzugrenzen. Eine solche Eingrenzung 
geschieht in der Praxis über § 96 StPO. Dabei muß die oberste Landesbehör-
de, also das Innenministerium, die Entscheidung darüber treffen, ob die Iden-

1 Der Vonragsstil wurde beibehalten. 
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tität des betreffenden Poli zeisp itzels preisgegeben oder ob sie weiterh in ge-
heimgehalten wird. In den Anfangsjahren mußte der Bundesgerichtshof in 
solchen Fällen relativ häufig eingreifen, wei l die Gründe, die die oberste Lan-
desbehörde für die Sperrung angegeben hatte, windig und inhaltslos waren; 
dies läßt sich zum Teil dadurch erklären, daß damals häufig versäumt wurde, 
die oberste Behörde des Landes überhaupt zu befragen - die Entscheidung 
über die Sperrung lag dann beim Polizeidirektor. 

All das hat sich inzwischen geändert: Die obersten Landesbehörden haben in 
der Weise gelernt, daß sie in ihrem Computer Versatzstücke sprachlichen In-
halts haben, so daß sie mit einer Brillanz sondergleichen die Sperrung jedwe-
den Polizeispitzels in einer unanfechtbaren Weise begründen können. Ich habe 
solche Begründungen schon oft gesehen; es handelt sich dabei um identische 
Texte, in denen die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs referie11 und 
sorgfä ltig abgewogen wird. 

An diesen unanfechtbaren Sperrbegründungen scheiterte somit zunächst der 
Versuch, die Anonym ität der V-Personen über§ 96 StPO einzugrenzen. Der 
Bundesgerichtshof hat daraufhin einen anderen Weg eingeschlagen und die 
Anforderungen an die Beweiswürdigung in diesen Fällen erhöht. Auch wenn 
ich die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs im weiteren Verlauf dieses 
Vortrages in zwei Komplexen nachdrücklich kritisieren werde, so möchte ich 
sie in diesem Punkt loben. Herr Maul hat die verschärften Voraussetzungen 
der Beweiswürdigung ebenfall s schon angesprochen . Zunächst hieß es in der 
Kritik von seilen der Wissenschaft und von Ve11eidigerseite her, bei den er-
höhten Anforderungen handele es sich zwar sehr wohl um sprach li che Kunst-
stücke des Bundesgerichtshofs, in der Praxis al lerdings „verpuffen" diese. 
Dies ist nicht mehr richtig. Der Bundesgerichtshof setzt nun durch, daß Er-
kenntnisse, die von anonymen Gewährs leuten der Poli zei eingebracht we rden, 
nur dann und insoweit beweismäßig zum Nachtei l des Betroffenen berück-
sicht igt werden dürfen , als sie bereits deutlich vorhandene objek ti ve Erkennt-
ni sse aus anderer Sicht abrunden. Dies ist auch vernünft ig, wenn man die Ge-
samtsituation sieht. Wie bereits Herr Landcw gesagt hat, ist aus polizei li cher 
Sicht die Aufgabe eines V-Mannes, verwe11bare Beweise zu finden, die objek-
tiv für sich selbst sprechen. Die V-Person sollte im we iteren Verfahren gar 
ni cht mehr benötigt werden . Wenn es dem Polizeispitzel also, wie Herr Lan-
dau uns das dargestellt hat, gelingen sollte, daß ein Verdächtiger mit Rausch-
gift „in der Hand" verhaftet wird, dann braucht man in der Hauptverhandlung 
keine Zeugen mehr. In so lchen Fä ll en trägt die Aussage der V-Person all en-
fa ll s noch „arrondi erend" bei. Wenn es heute erstinstanzlich zu einer Verurtei-
lung kommt, obwohl an ernsthaften Beweism itteln objektiver Art nichts oder 
nur sehr wenig vorhanden ist und das ganze Verfahren auf der Aussage eines 



Die höchstrichterliche Rechtsprechung 49 

anonymen Gewährsmannes aufbaut, dann ist der Bundesgeri chtshof inzwi-
schen mehr fach so weit gegangen, ni cht nu r das Urtei l aufzuheben, sondern es 
gibt inzwischen schon eine Reihe von Freisp rüchen mit der Erklärung, einzi-
ges vorgetragenes Beweismittel sei ein Zeuge vom Hörensagen. Wären zu-
sätzliche Beweise vorhanden, so stünden diese in der Urteil sbegründun g. 
Auch aus den Akten sei ersichtlich , daß der Fall nicht mehr Beweismaterial 
hergibt. Der Bundesgerichtshof fü hrt schließli ch in seiner Begrü ndung der 
Freisprüche in solchen Fä llen aus, daß es offensichtlich nie einen rechtsstaat-
lich verwertbaren Beweis geben wird . Das ist eine sehr pos itiv zu bewertende 
Prax is, di e im Alltagsbereich der anonymen Gewährsleute zu einer deutli chen 
Verbesserung der Gesamtsituation gefüh11 hat. Daraus hat sich ergeben, daß 
,,Geisterprozesse" heute ni cht mehr das Hauptproblem der Verteidigung sind. 

2. Der agent provocateur 
Nun aber komme ich zu der bereits angekündi gten kriti schen Stellungnahme 
bezüglich der Rechtsprechung des Bundesgeri chtshofes. Sie, Herr Maul, ha-
ben Ihrerseits schon Kritik geäußert. Dieser möchte ich mich mit einigem 
Nachdruck anschließen. Es geht dabei um die neue Entscheidung des 1. Straf-
senats2, an der Sie nicht mitgewirkt haben - viell eicht wäre sie sonst anders 
ausgefa ll en -, zur Frage der du rch einen Lockspitze l provoz ierten Tat. Der 
Fa ll , der der Entscheidung zugrunde li egt - ich werde ihn an dieser Stell e kurz 
schildern -, pass ierte in München. Der Beschuldigte hatte unbestritten nichts 
mit der Rauschgiftszene zu tun. Er wa r ni cht einmal verdächtig. Der Lockspit-
ze l hatte ihn wegen einer Versicherungsangelegenheit kontakti ert; er war ein-
zig in di eser Sache Rat suchend bei einem Landsmann - beide waren Itali e-
ner- , es ging nicht um Rauschgift. Im Verl auf des Gesprächs fragte der Lock-
spitzel: ,,Du, hast Du mi t Kokain zu tun?" ,,Ne in", sagte der Beschuldigte 
wahrheitsgemäß, er mache keine so lchen Geschäfte und verfüge auch nicht 
über entsprechende Kontakte. ,,Aber es wä re interessan t", entgegnete der 
Lockspitzel, ,, ich hätte jemand, der sucht ein Kilo Kokain, hör Dich doch mal 
um, viell eicht kannst Du das beschaffen". ,,Nein", wiederholte der Beschul-
digte. In den fo lgenden Wochen erfo lgten zwei weitere Anfragen durch die V-
Person. Dabei stellte sie dem Beschuldigten einen Gewinn in Höhe von etwa 
5.000 DM in Auss icht. Jeweil s lehnte der Beschuldigte ab und sagte: ,,Was 
willst Du eigentlich, ich habe damit ni chts zu tun." Beim vierten Mal schließ-
li ch korrumpiert er ihn, weil Menschen ni cht selten im Endeffekt doch käuf-
li ch sind . Aufgrund dieses Sachverhalts verurteilte das Münchner Gericht zu 3 
Jahren und 9 Monaten Freiheitsstrafe. 

2 Urt.v. 18. 11. 1999-1 StR221 /99, BGHSt45.321 ff. 
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Wie bereits Herr Maul angesprochen hat, hat der 1. Strafsenat diese Entschei-
dung zum Anlaß genommen, die bisherige Rechtsprechung zur Tatprovokati-
on einer kritischen Überprüfung zu unterziehen . 1 m Ergebnis hält er zwar an 
der Strafzumessungslösung fest , allerdings stimmte er dem Europäischen Ge-
richtshof dahingehend zu, daß wenn eine unverdächtige und zunächst nicht 
tatgeneigte Person durch die von einem Amtsträger geführte Vertrauensperson 
in einer dem Staat zuzurechnenden Weise zu einer Straftat verleitet wird mit 
der Folge eines Strafverfahrens, dies einen Verstoß gegen Artikel 6 Abs. 1 
EMRK - faires Verfahren - darstellt. 

Das war sicherlich der geeignete Fall , um zu dieser Entscheidung Anlaß zu 
geben , denn dieser Fall, der in München stattgefunden hat, war vom Sachver-
halt her deutlich härter, was die Provokation und Korrumpierung eines Un-
schuldigen betrifft, als der Fall de Castro , in dem es durch Straßburg 97.500 
DM Entschädigung gab. Im Münchner Fall hätte der Bundesgerichtshof vom 
Sachverhalt her sagen können, daß ein „Level der rechtsstaatswidrigen Kor-
rumpierung eines Unverdächtigen" erreicht ist, bei dem der Staat seinen Straf-
anspruch verwirkt hat mit der Folge, daß wir das Strafverfahren zu beenden 
haben. Ich bedauere, daß der Bundesgerichtshof diese Entscheidung nicht ge-
troffen hat, sondern an seiner Strafzumessungslösung weiterhin festhält. 

Das ist ein Punkt, der in die Entscheidung des 1. Strafsenats vielleicht hinein-
gekommen ist, weil er nur auf die Entscheidungskategorien aus Straßburg ge-
schaut hat. Straßburg hatte den portugiesischen Fall mit der Tatprovokation 
dort zu entscheiden nur unter einem spezifisch europarechtlichen menschen-
rechtskonventionsrechtlichen Aspekt, nämlich dem des fairen Verfahrens. Das 
ist sicherlich ein wichtiger und nicht zu verkennender Aspekt, aber wenn wie 
im vorliegenden Fall ein völlig Unverdächtiger in die Täterschaft hineinkor-
rumpiert wird, dann ist die Problematik doch eigentlich eine andere: Es geht 
nicht mehr primär darum, ob der nun Beschuldigte im folgenden einen fairen 
Prozeß bekommt, sondern es stellt sich in erster Linie ein materiell-rechtliches 
Problem. Muß ein Staat, der so etwas tut - der Spitzel war zwar kein Staatsbe-
diensteter, aber der Staat, der Spitzel beschäftigt und sie immer wieder heran-
zieht, muß sich ihr schmutziges Handeln zurechnen lassen -, dann nicht ak-
zeptieren, daß er im Bereich des Strafrechts seine - unjuristisch gesprochen -
moralische Autorität zu strafen , seine rechtsstaatliche Autorität zu strafen, 
verloren , daß er also seinen Strafanspruch verwirkt hat. Leider ist die Ent-
scheidung des 1. Strafsenats auf diese Thematik nicht eingegangen, sondern 
hat zu einseitig lediglich den Aspekt des fairen Prozesses behandelt. 
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Hier leidet die Gesamtdiskussion - die Strafzumessungslösung des Bundesge-
richtshofs wird auch in der Wissenschaft einhellig oder doch zumindest nach 
überwiegender Meinung abgelehnt - unter einer Verengung auf ein Alles- oder 
Nichts-Prinzip. Es ist nicht richtig, daß alle Fälle von Tatprovokation nur mit 
einem Verfahrenshindernis beantwo11et werden können. Ich würde fast sagen, 
das ist offensichtlich und selbstverständlich. Zur Veranschaulichung möchte 
ich einen anderen Fall bilden: Angenommen, der Täter wird nur in geringem 
Maße zur Tat provoziert, eben gerade soweit, als daß man sagen könnte, das 
hätte man zwar so nicht tun dürfen ; nimmt man z.B. den Fall , daß der Täter 
schon vorher als Kleindealer gut im Geschäft war und er dann mit mittel-
prächtigem Nachdruck zum größeren Geschäft verleitet wird. Dann ist auch 
das unschön, denn er war nie im Verdacht, ein wirklich größerer Händler zu 
sein. Aber daß man das wertmäßig nicht mit dem Münchner Fall vergleichen 
kann , liegt auf der Hand. Wenn jemand nur quantitativ zu sehr manipuliert 
und korrumpiert wird , ich diese Manipulation/Korrumpierung jedoch nicht 
von vornherein dergestalt verurteilen kann, daß man ihn überhaupt angespro-
chen hat, in diesem Fall wäre - ich würde sagen offensichtlich - ein Verfah-
renshindernis mit der Folge, daß er nicht bestraft werden kann, wohl die fal-
sche Reaktion. Deshalb ist für die Vielzahl der Fälle und der Lebenssachver-
halte, die die Praxis bringt, die Strafzumessungslösung in der Tat die richtige, 
weil sie - was der Bundesgerichtshof auch zu Recht betont - ein abgestuftes 
Reagieren erwa11et. Wenn ich aber Fälle habe wie den Münchner Fall , in de-
nen es rechtsstaatlich nicht mehr erträglich ist, was geschehen ist, dann kann 
ich nicht nur mit gradueller Abstufung und mit einer gewissen Milderung bis 
hinunter zur Mindeststrafe reagieren. Wenn ich feststelle , daß der Sachverhalt 
so war, dann würde ich sagen, hat der Staat jedes Recht zu strafen verwirkt, 
und es ist fast gleichgültig, wie man dieses Ergebnis nun juristisch nennen 
mag, ob sie das Verfahrenshindernis nennen oder ob sie das „Wir-müssen-
zwingend-von-Strafe-absehen" nennen. Es ist immer dasselbe. 

Der Bundesgerichtshof hat vor einigen Jahren die von der Literatur empfohle-
ne Verfahrenshindernislösung mit begriffsju1istischen Argumenten weithin 
zurückgewiesen. Dies ist die Entscheidung des 1. Senats im 32 . Band3

. Die 
dort aufgefüh11en Argumente lauteten: Ein Verfahrenshindernis steht zwin-
gend am Anfang des Verfahrens. Bereits zu diesem Zeitpunkt muß man wis-
sen , ob sich das Verfahren überhaupt durchführen läßt. Verfahrenshindernisse 
knüpfen an Tatsachen an und stehen der Fortführung des Verfahrens entge-
gen, ohne daß eine wertende Betrachtung zulässig oder gar erforderlich wäre. 
Die Frage, ob ein polizeilicher Lockspitzel den Tatentschluß des Angeklagten 
unter Überschreitung rechtsstaatlicher Grenzen hervorgerufen hat, ist das Er-

3 BGH Urt. v. 23.05.1984 - I StR 148/84, BGHSt 32, 345 ff. 
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gebnis eines Werturteils. Somit ist laut Bundesgerichtshof schon begrifflich 
ein Verfahrenshindernis ausgeschlossen. Das mag ein bißchen merkwürdig im 
allgemeinen Sprachgebrauch scheinen. Aber wenn ich diese begriffsjuristische 
Einkleidung weglasse, dann komme ich in Fällen des Hä11egrades des Münch-
ner Falles zu dem Ergebnis: Hier ist wegen des rechtsstaatswidrigen Provoka-
tionsverhaltens des Staates der Strafausspruch dieses selben Staates voll-
ständig verwirkt. Und welches Wort ich jetzt einsetze, ist sekundär. Nur muß 
das Ergebnis so aussehen, daß es unter die gesetzliche Mindeststrafe geht und 
dazu führt, daß hier nicht bestraft werden kann. Ob ich das nun „Absehen von 
Strafe" nenne oder „Verwirkung des Strafausspruchs" oder ob ich in die 
prozessuale Kategorie des Verfahrenshindernisses gehe, das ist zweitrangig. 
Aber was hier jetzt in München bzw. Karlsruhe in diesem Fall geschieht, mu-
tet doch etwas seltsam an: Es ist vom Bundesgerichtshof nicht bestritten, daß 
eine geradezu widerliche Provokation vorliegend war und daß es so nicht ge-
he, und trotzdem soll kein Verfahrenshindernis eingetreten sein. Dem kann 
mit der Strafzumessungslösung hinreichend Rechnung getragen werden. 
Demnach bekommt der Täter die Mindeststrafe oder in München knapp über 
der Mindeststrafe - so ganz bis an die Untergrenze wird das Gericht sicherlich 
nicht gehen. Wenn ich der Betreffende wäre, würde ich mich wieder beschwe-
ren und letztlich den Weg nach Straßburg finden. Und dann wäre das ein Fall, 
in dem der Gerichtshof in Straßburg ihm möglicherweise nicht 97.500 DM , 
aber vielleicht 20.000 DM zusprechen wird. Wenn man böse ist, könnte man 
dem 1. Strafsenat, der sich in dieser Entscheidung außerordentlich reserviert 
gegenüber der Entscheidungspraxis des Europäischen Gerichtshofes verhalten 
hat, weil diese eigentlich nicht in unser System paßt, unterstellen , daß er das 
U11eil nur deshalb auf diese Weise gefällt hat, damit es einigermaßen ordent-
lich aussieht. In den Hinterköpfen der Richter könnte jedoch - immer noch 
bösartig unterstellt - ein anderer Gedanke eine Rolle gespielt haben: Wenn der 
Betroffene in Beschwerde geht, wird es wenigstens billiger als 100.000 DM. 
Hier hat man die Ven111eilung fast sehenden Auges in Kauf genommen, auch 
aus diesem Grunde hätte ich die Entscheidung, wenn ich hätte mitstimmen 
können , dahin zu treffen versucht, daß im Ergebnis das Verfahren ohne Straf-
ausspruch beendet worden wäre. 

3. Der Zeuge vom Hörensagen 
Soviel zu diesen Fällen. Ich denke, daß wir diesbezüglich noch eine Menge 
aus Europa zu lernen haben. Die Crux ist, daß die Europäische Menschen-
rechtskonvention nur den Rang eines einfachen Gesetzes hat und daß sie die 
StPO, die nicht in allem dazu paßt, nicht richtig auszuhebeln vermag; die 
EMRK ist nur ein Auslegungshinweis und schafft zugegebenermaßen Pro-
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bleme, weil sie . in vielen Punkten aus angelsächsischem Rechtsdenken 
stammt, das mit unserem Rechtsdenken nicht übereinstimmt. Ein Beispiel, ich 
komme nochmals auf das zurück, was ich eingangs gesagt hatte, di e anony-
men Zeugen betreffend. In den USA wäre das kein Problem. Dort gibt es in 
einem Verfassungszusatz und nicht nur in einer Strafprozeßvorschrift di e 
Confro ntation Clause, welche wir im deutschen Recht überhaupt ni cht haben, 
ledigli ch in der Europäischen Menschenrechtskonvention ist eine so lche vo r-
handen, jedoch in abgeschwächter Form dahingehend (Artikel 6 Abs. 3d 
EMRK), daß jeder Angeklagte mindestens das Recht hat, Belastungszeugen 
zu befragen oder befragen zu lassen. In den Vereinigten Staaten von Amerika 
hat der Angeklagte das unmittelbare Recht, mit ihnen konfrontiert zu werden, 
ihnen direkt in die Augen zu blicken. Wenn das nicht gewährleistet ist, dann 
geht ni chts. In Amerika gibt es deshalb di ese Art der verdeckten - anonymen -
Zeugen nicht. Wir kennen das aus amerikanischen Kriminalfilmen, in denen 
immer darum gekämpft wird, den Zeugen zu schützen, daß er nicht vor der 
Verhandlung abspringt; wenn der Zeuge nicht im Gerichtssaal auftritt, kann 
seine Aussage nicht Gegenstand des Verfa hrens sein . In Deutschland wird 
- und ich halte das für richtig - durchaus auch an dem Zeugen vom Hören-
sagen fes tgehalten. Der Zeuge vom Hörensagen ist ni cht per se etwas Negati-
ves, Prozeßordnungswidriges und Rechtsstaatsgefährl iches. Bedenken Sie nur, 
wenn Sie als Richter die Glaubwürdigkeit eines Belastungs- oder Entlastungs-
zeugen kriti sch überprüfen müssen. Der Zeuge sagt Ihnen im Gericht irgend-
was. Um ein umfassendes Bild davon zu bekommen, ob er eventuell lügt oder 
ob er die Wahrheit sagt, könnte es sehr wohl wichtig und ri chti g sein , zu hö-
ren, wie er sich früher gegenüber x anderen Leuten geäußert hat. Alle diese 
anderen Leute sind Zeugen vom Hörensagen und trotzdem entscheidend wich-
ti g. Etwas anderes ist es, wenn ausschließlich der Zeuge vom Hörensagen für 
die Befragung zur Verfügung steht, der „Ori ginalzeuge" aber nicht. An dieser 
Stelle ist unser Rechtssystem bisher noch zu eng gewesen . Ich komme auf den 
Punkt zurück, an dem ich meine, der Bundesgeri chtshof ist auf dem richtigen 
Weg. Wir schränken das in einer vernünftigen Weise ein . Man hat sich inso-
we it auch unausgesprochen mit dem Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte „geeinigt", al s auch dieser zuläßt, daß Randbekundungen von anony-
men Zeugen eingebracht werden dürfen. Hier wird dann Artikel 6 Abs. 3d 
EMRK nicht so eng ausgelegt. Nur wenn es sich um „Zentra lbekundungen" 
handelt, dann wäre eine solche Vorgehensweise nicht möglich. 

Tatprovokation - zurück dazu. Wenn man sich die Trostl osigkeit so lcher Fälle 
vorstellt, in denen der Staat selbst du rch böseste Korrumpierung eines Un-
schuldigen und Unverdächtigen die Tat erst herbeiführt, dann gibt es keine 
dem Rechtsstaatsprinzip genügenden Gründe, hier mit Strafe zu reagieren. 
Der Staat hat seine Strafbefugnis in dem Extremfall „verwirkt". An diese Stel-



54 Gunter Widmaier 

le paßt ein Zitat von Goethe: ,,Ihr laßt den Armen schuldig werden, dann über-
laßt Ihr ihn der Pein. Doch all e Schuld rächt sich auf Erden." Auf unsere Si-
tuation übertragen, kann man sagen, daß man einen am1en Teufel schuldig 
werden läßt und ihn dann mittels Strafzumessungslösungen zumindest halb-
wegs der Pein überläßt - das ist eines Rechtsstaats nicht würdig. 

4. Die Umgehung des Zeugnisverweigerungsrechts 
Ich komme, mich um Knappheit bemühend, zu den Problemen, die sich an das 
Sedlmayr-Urteir' anknüpfen, über die sich das Bundesverfassungsgericht ge-
äußert hat5

; es handelt sich dabei um die Problematik, die mit Hörfallen und 
mit dem Aushorchen von Beschuldigten und von zeugnisverweigerungsbe-
rechtigten Zeugen einhergehen. Wiederum möchte ich den Fall zunächst kurz 
schildern: Herr Sedlmayr war ein Volksschauspieler in München, der auf häß-
liche Art und Weise erschlagen und beraubt wurde. Die Aufklärung der Tat 
erwies sich als äußerst schwierig. Schließlich kamen die Herren V. und l. in 
Verdacht, aber man konnte ihnen nichts nachweisen. Ab diesem Zeitpunkt 
wird die Verlobte des l. für die weiteren Erm ittlungen relevant. Sie hatte nicht 
etwa - wie Herr Maul dies in seinem Referat beschrieben hat - vorher schon 
polizeilich ausgesagt - das war alles etwas diffus-, allerdings hatte sie bereits 
geäußert, daß sie eigentlich verweigern möchte. Die Polizei hat es aber gar 
nicht erst darauf ankommen lassen, die junge Dame zu laden und zu verneh-
men, wei l ihnen völlig klar war, nachdem der Herr l. eingesperrt war, was sie, 
seine Verlobte, machen wird: Wenn man sie belehrt, wird sie sich auf ihr 
Zeugnisverweigerungsrecht berufen und schweigen, was in dieser Situation 
fast selbstverständlich ist. Deshalb hat man von dieser lästigen, unsympathi-
schen rechtsstaatlichen Methode vorsichtsha lber Abstand genommen und statt 
dessen zwei hervorragende, bewährte Spitzel der Polizei eingesetzt, den Herrn 
A. und den Herrn B. Diese sind nach dem Verpflichtungsgesetz per Hand-
schlag vorn Polizeipräsidenten verpflichtet worden auf gewissenhafte 
Dienstausübung. Sie hatten den Auftrag, mit dem Umfeld der Tatverdächtigen 
Kontakt aufzunehmen. Es gelang ihnen in der Folgezeit, das Vertrauen der 
Verlobten zu gewi nnen; ein Romeo-Fall reinsten Wassers sei es zwar nicht 
gewesen, aber beide hatten das Vertrauen und verkehrten dort. Eines Tages 
war in der Münchner Abendzeitung der Tathammer abgebi ldet, weil das Ver-
fahren Sedlmayr die Medien weiterh in beschäftigte. Bei dem Tathammer han-
delte es sich nicht um einen normalen Hammer, sondern um ein sog. Fäustel, 
einen eckigen, schweren Hammer mit kurzem Holzstil. Die Abendzeitung hat 

4 BGH Un. v. 21.07. 1994 - 1 StR 83/94, BGHSt 40, 211 ff. 
5 BVerfG . Beschl. v. 01.03 .2000- 2 BvR 2017/94 und 2039/94, StV 2000, 233 f. 
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diesen aus eigenem Antrieb und nicht von der Polizei motiviert gezeigt. Als 
die Verlobte des He1rn L. die Zeitung mit der Photographie des Tathammers 
zu Gesicht bekommen hat, habe sie auf bayrisch gesagt: ,,Jo mei , des is jo un-
ser Hammer." Diese Aussage allein würde natürlich in Anbetracht der Tatsa-
che, daß es wahrscheinlich Tausende von ähnlich aussehenden Fäusteln gibt, 
noch nichts nützen. Die Polizeispitzel ihrerseits, clever wie sie waren, wußten 
dies und haben daraufhin die Verlobte dazu veranlaßt, ,,unseren Hammer" ge-
nau zu beschreiben. Dabei stellte sich heraus, daß „unser Hammer" individu-
elle Merkmale in Form einer besonderen Schramme aufweist, aufgrund derer 
die Verlobte ihn mit „hundertprozentiger Sicherheit" als dem Herrn L. gehö-
rend identifizieren konnte. Dies haben die beiden V-Personen in die Haupt-
verhandlung eingebracht. Im Schwurgerichtsurteil ist auf etwa 15 Seiten jene 
Schramme des Hammers abgehandelt als tragender Beweis, der zur Überfüh-
rung der beiden Angeklagten geführt hat. 

Der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat eine Umgehung des Zeugnis-
verweigerungsrechts mit der wiederum begriffsjuristischen Begründung zu-
rückgewiesen'', das sei förmlich keine Zeugenvernehmung gewesen, was die 
beiden Spitzel mit ihr gemacht haben , sondern ein Gespräch unter Pri vaten. 
Und, so der Bundesgerichtshof, ,,was der Angehörige in Gesprächen mit 
Nachbarn , wahren oder falschen Freunden äußert, bleibt verwertbar. [ ... ] Sol-
che Mitteilungen können ihn ebenso in Konflikte stürzen, wie hier die Zeugin 
K. wegen ihrer Äußerungen gegenüber den V-Leuten."7 Wenn sich jemand 
außerhalb einer Vernehmung anderen gegenüber aus freien Stücken äußere, so 
unterliege dies nicht dem Schutzzweck des Zeugnisverweigerungsrechts. So-
mit befindet sich das Risiko in ihrer eigenen Sphäre. Diese Begründung finde 
ich etwas kurz, denn das Entscheidende auf den Punkt gebracht ist, daß es e-
ben keine Privatleute waren, sondern Polize ispitzel mit einem klaren Ermitt-
lungs- und Befragungsauftrag. Der Hammer war ni cht vorgesehen, aber der 
Auftrag war da, die Augen aufzuhalten , clever zu sein und nachzufragen, 
wenn etwas ist. 

Der Bundesgerichtshof hat wohl selbst ein ungutes Gefühl bei der Entschei-
dung gehabt und ausgefüh11, hätte jene Dame bereits zuvor bei der polizeili-
chen oder auch richterlichen Vernehmung gesagt, ,,nein , ich sage nichts, weil 
ich die Verlobte bin und ein Zeugnisverweigerungsrecht habe", dann hätte 
man nicht eingreifen dürfen , dann wäre das alles unrecht, weil ihr Zeugnis-
verweigerungsrecht unterlaufen und umgangen worden wäre. Ich sehe indes-
sen keinen greifbaren Unterschied in dem Vorgehen, ob das nun vor oder nach 
einer polizeilichen Vernehmung geschehen ist. In jedem Fall wurden die V-

6 Oben Fn . 3. 
7 Oben Fn. 3, S. 2 15. 
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Leute mit der Intention eingesetzt, das Zeugnisverweigerungsrecht, von dem 
die Frau K. erwartbar Gebrauch gemacht hätte, zu unterlaufen. 

5. Rechtsstaatlichkeit contra polizeiliche Effizienz 
Hier möchte ich auf eine Beobachtung hinweisen , die man in diesem Zusam-
menhang anstellen kann: Wir haben in den letzten 10 bis 12 Jahren eine au-
ßerordentliche Verstärkung der Rechtsstaatlichkeit unseres Strafverfahrens in 
einigen Grundprinzipien erfahren. Herr Maul hat darüber berichtet, daß im 
Jahr 1992 der Bundesgerichtshof endlich anerkannt hat, daß es zu einem Ver-
wertungsverbot führt , wenn ein Beschuldigter vor seiner Vernehmung nicht 
über seine Beschuldigtem·echte aufgeklärt wird. Das war lange gefordert und 
ist seit 1992 geltendes, höchstrichterliches Recht. Das Bundesverfassungsge-
richt hat dies woh l schon lange vorher eingefordert, denn bereits in den frühen 
70er Jahren hat der sogenannte Gemeinschuldnerbeschluß des Bundesverfas-
sungsgerichts ausgesprochen , daß der Satz „nemo tenetur se ipsum accusare" 
Tei l des Rechtsstaatsprinzips ist; konsequent zu Ende gedacht, hätte sich da-
mals schon ein Verwertungsverbot ergeben müssen . Aber erst seit 1992 gilt 
diese Rechtsprechung. Unmittelbar darauf kam der 4. Strafsenat mit der Ent-
scheidung, daß auch zu einem Verwertungsverbot führt , wenn das Recht auf 
Verteidigerkonsultationen nicht gewährt wird. Dies wurde in der Folgezeit 
vom Bundesgerichtshof noch eingehender verdeutlicht. Des weiteren gibt es 
klare Entscheidungen und klare gesetzliche Regelungen zum Zeugnisverwei-
gerungsrecht, dazu, daß es Verwertungsverbote zur Folge hat, wenn nicht dar-
über beleh11 wird usw., ein sehr geschlossenes, ein nobles, ein edles - ohne 
jeden spöttischen Unterton, das ist ernst gemeint -, ein vorzügliches rechts-
staatliches Gebilde, auf das wir stolz sein können. Wenn Sie etwa folgendes 
bedenken: ,,Nemo tenetur se ipsum accusare" auf der einen Seite und die Fol-
ter als das genaue Gegenteil auf der anderen. Durch Folter wurde man damals 
gezwungen, sich selbst zu belasten. Friedrich der Große war es, zu dessen 
Lebzeiten die letzte Folter in Deutschland stattgefunden hat; er hat sie abge-
schafft. Dennoch zählt d ie Folter zur deutsch-rechtlichen Tradition. 

In England ist der Satz „nemo tenetur se ipsum accusare" wohl schon im 
14./ 15. Jahrhundert praktiziert worden. ln dieser Beziehung war uns die Eng-
länder voraus. Wir können trotzdem heute stolz sein. Denn in England ist fol-
gendes geschehen: Beeindruckt durch den nordirischen Terrorismus vor etli-
chen Jahren wurde zwar der Grundsatz „nemo tenetur se ipsum accusare" 
nicht abgeschafft - man durfte in Terroristenverfahren weiterhin schweigen -, 
aber unter Maggy Thatcher's Regierung wurde folgender Satz eingeführt: ,,Du 
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darfst zwar gerne schweigen, aber wenn Du schweigst, dürfen wir das zu Dei-
nem Nachteil verwenden' " 

Deshalb können wir in Deutschland durchaus stolz sein. Wir haben ein vor-
zügliches rechtsstaatliches Verfahren. Aber jetzt denken Sie sich hinein in die 
Rolle des Polizeibeamten, der ermitteln will. Der sagt: ,,Dieses rechtsstaatli-
che Verfahren macht mir alles kaputt. Ich kann kein informelles Vorgespräch 
mit dem Beschuldigten mehr machen wie früher, in dem wir ihn aufs Kreuz 
gelegt haben; das fällt weg, jetzt muß ich ihn belehren. Dann muß ich ihm 
noch sagen, daß er einen Ve11eidiger holen kann. Und wenn ich das nicht ma-
che, ist das ganze Verfahren kaputt. Wenn ich also die Verlobte des Herrn L. 
hole, muß ich sie ganz ausführlich belehren und wenn ich es nicht tue, ist die 
ganze Aussage unverwertbar. Mit so einem Verfahren kann man doch nicht 
ermitteln." 

Das bedeutet ein Paradoxon. Je rechtsstaatlicher das offizielle Verfahren ist, 
um so höher ist der Druck der Ermittlungsbehörden, einen Ausweg aus dieser 
Rechtsstaatlichkeit in Richtung einer polizeilichen Effizienz zu schaffen. Daß 
es überhaupt zu solchen Aushorchungsverfahren kommt, ist deutlich zu sehen 
als Konsequenz dessen, daß das offizielle Verfahren der Polizei nicht genügt. 

6. Die Hörfalle 
Ein weiterer dieser Aushorchungsfälle, die den Großen Senat des Bundesge-
richtshofs beschäftigt hat, war der Fall Aiter; dabei ging es um die Aushor-
chung des Beschuldigten mittels der Hörfalle. Kurz zu dem Fall: In Hamburg 
geschah ein Raubüberfall, bei dem es keinen Tatverdächtigen gab. Einige Zeit 
nach der Tat kommt ein Ägypter zur Polizei und sagt: ,,Ich weiß übrigens, wer 
der Täter war, das war der Aiter." Darauf entgegnet der Beamte: ,,Und woher 
weißt Du das?" ,,Ja, ich weiß es halt , er hat mir's gesagt." Deshalb beauftragt 
die Polizei den Ägypter den Betreffenden, den er der Tat beschuldigt hat, vom 
Polizeipräsidium aus anzurufen. Gleichzeitig wurde ein Dolmetscher für 
ägyptisch hinzugezogen. Der von der Polizei Beauftragte sollte mit dem Tat-
verdächtigen sprechen, ihm allerdings nicht sagen, von wo aus er anruft. Dann 
haben die beiden miteinander geredet und der Anrufende hat den Aiter dazu 
gebracht, daß dieser angeblich auf ägyptisch erzählt hat, wie der Raubüberfall 
gelaufen war - das war die sog. Hörfalle. Auch dieses Vorgehen ist vom Bun-
desgerichtshof im Ergebnis gebilligt worden, nachdem es der 5. Senat nicht 
billigen wollte mit der zutreffenden Erwägung, hier wird das rechtsstaatliche 
Grundgebot umgangen . 



58 Cunter Widmaier 

7. Zusammenfassung und Ausblick 
Wir müssen die Fälle, in denen begangene Verbrechen aufgeklärt werden, un-
terscheiden von den Fällen, in denen in die im Augenblick laufende Tat ein-
gegriffen wird. Der polizeili che Aufkäufer ist bei weitem nicht so sehr an 
rechtsstaatliche Aufklärungsgesichtspunkte der StPO gebunden; es handelt 
sich dabei überwiegend um präventive Polizeiarbeit, die in das Verb rechen 
eingreift und das Rauschgift, die Hehlerware oder das Falschge ld aufka uft . 
Diese Si tuationen liegen innerhalb eines normalen Verbrechensablaufs, weni-
ger in der Verbrechensaufklärung. Die Fälle, die hier interessieren, sind die 
reinen Aufklärungsfä ll e, die mit der Polize i nichts zu tun haben, sondern mit 
der StPO; es geht also gerade nicht um präventive Polizeiarbeit. Hier hat unser 
Rechtsstaat Gebote entwickelt, an die er sich halten möchte. Das ist die Wert-
entscheidung auch unseres Grundgesetzes. So und nicht anders wol len wi r 
Verbrechen aufklären. Und das Entscheidende ist nun, daß der Staat durch die 
Regeln in der StPO eine Selbstbindung der Fairneß eingegangen ist. Und er 
kann diese Selbstbindung auch dort, wo sie aus Sicht der Polizei unbequem 
ist, nicht dadurch über Bord werfen, daß er eine doppelte Rechtsordnung ein-
führt, eine „Schönwetter-StPO". Oder etwas sarkastischer formu liert: Für Fäl-
le, die nicht effiz ient genug sind, haben wir die „Trickkiste" mit dem Aushor-
chen und mit all dem, was dazu gehört. Genau diese Umgehungsgesichtspunk-
te, die Umgehung der Selbstbindung des Staates, das ist es, was den Fünften 
Strafsenat in Berlin motiviert hat, die Hörfalle aus Hamburg vorzu legen mit 
dem Petitum, der Große Senat möge entscheiden, daß das auf diese Art und 
Weise erhaltene Material unverwe11bar sei. Der Große Senat hat es nicht ge-
tan , sondern hat eine typisch deutsch-rechtliche Abwägungsklausel gemacht. 
Demnach ist die Vorgehensweise zwar bedenklich, aber wenn es keine andere 
Möglichkeit gibt, und es ist ein Fall von Gewicht, dann darf man das tun . Wir 
wägen ohnehin pausenlos ab und haben deshalb nie klare berechenbare Er-
gebnisse. Die Amerikaner dagegen wägen nicht ab, was zugegebenermaßen 
zu zum Teil skurri len Ergebnissen führt. Ich möchte Ihnen kurz ein Beispiel 
für eine Entscheidung geben, bei der ich denke, in dieser Situation sollte bes-
ser abgewogen werden. Das ist der Christian Buria/-Case, der Christliche Be-
gräbnis/all, der auch mit dem Recht des Beschuld igten auf Verteidigerkonsul -
tation zu tun hat. Im Staate Wisconsin wird kurz vor Weihnachten ein Kind 
Opfer einer Sexualtat. Die Leiche hat man nicht gefunden, nach den Umstän-
den ist aber klar, daß das Kind Opfer eines Sexualmordes geworden ist. Es 
gibt sch ließ li ch einen Verdächtigen, jedoch immer noch keine Leiche. Der 
Verdächtige wird festgenommen und von der Polizei korrekt belehrt: ,,Sie 
müssen hier nicht aussagen, und Sie können jederzeit einen Verteidiger befra-
gen." Darauf sagt der Verdächtige: ,,Ja, ich möchte einen Verteidiger." ,,Wo 
ist der zu erreichen?" ,,In Milwaukee." Die ganze Szene spielt sich in irgend-



Die höchstrich terliche Rechtsprechung 59 

einem Dorf 50 km vor Milwaukee ab. In Amerika gilt die Regel , in dem Au-
genblick, in dem der Verdächtige sagt, er will einen Verteidiger, darf er ni cht 
mehr weiter befragt werden. Die Polizei darf nicht mehr mit ihm über die Sa-
che sprechen. Die Beamten packen ihn also in s Auto und fahren wortlos mit 
ihm nach Milwaukee. Unterwegs beginnt es zu schneien und ein di chter we i-
ßer Teppich legt si ch über di e Landschaft . Der Poli ze ibeamte vo rne rechts 
sagt: ,,Mein Gott, jetzt schneit es noch, die armen Eltern . Jetzt wird das tote 
Kind nicht einmal ein christli ches Begräbnis erhalten, weil man es ni cht fin-
det. " Daraufhin bricht der Verdächtige hinten weinend zusammen und sagt: 
„Fahrt dort und dort hin , ich zeig Euch, wo di e Leiche ist. " Dieses Geständnis 
und die daraus resulti erenden Bewei se waren un verwertbar. Ich halte das zwar 
als fo rmalen Eingri ff in das Recht der Verteidigungsfreiheit. Auf der anderen 
Seite halte ich das Ergebnis für übertrieben; hier hätte man sicher! ich durch 
Abwägung zu einem zufri edenstellenderen Ergebnis gelangen können. Aber 
das ständige Abwägen, in das wir uns in Deutschl and ohne Not begeben, stellt 
di e andere Extremseite dar. Ich denke, daß sowohl in den Hörfall en-Fällen als 
auch in den Verlobten- Aushorchungsfällen di fferenzierter entschieden werden 
sollte . Das Bundesverfassungsgericht, das uns in dem Sedl111 m •r-Besch/11ß 
Steine statt Brot gab, schreibt fol gendes8

: ,,Die [in der Aushorchung der Ver-
lobten im Hammer-Fall] li egende Mißachtung des Vert rauensverhältni sses 
zwischen einem Beschuldigten und se inen Angehörigen im Sinne des 52 
StPO enthält einen Verstoß gegen das Prinzip eines fa iren Verfah rens, da der 
in verschiedenen Vorschriften des Strafverfa hrensrechts garanti erte Schutz 
eines Angehörigenverhältni sses in seinem Kernbestand zu den rechtsstaatli ch 
unverzichtbaren An fo rderungen eines fa iren Verfahrens zählt." Wenn es aber 
rechtsstaatlich un verzichtbar ist, dann stellt sich die Frage, di e Sie heute schon 
gestellt haben: Kann dann eine Gesetzesänderung hier irgend etwas bringen , 
etwa die Fo rderung nach gesetzli cher Verankerung der Poli zei spitze l? An die-
ser Stell e widerspricht sich sogar das kluge Bundesverfassungsgeri cht. Es 
heißt hi er, daß sich die Befragung der Ve rl obten im Hammer-Fa ll „spätestens 
mit der Nachfrage bei der Zeugin nac h ihrer spontanen Äußerung [al so mit der 
Frage: ,,Wie war der Hammer?"] als eine heimliche Befragung einer Aussage-
person durch V-Personen und damit als eine Maßnahme darstellt, die jeden-
fall s ohne spezi ell e gesetzli che Ermächti gungsgrundlage nicht statthaft war. 
Was nun? Zwei Sätze weiter steht in der Begründung, daß der Rechtsstaat 
durch den Verstoß gegen das Prinzip des fa iren Verfahrens in se inem Kernbe-
stand betro ffen ist. Dann gibt es keine, kann es keine gesetzliche Grundl age 
geben. Also das Bundesverfassungsgericht hat hi er kryptische Sätze gebracht, 
die zur Lösung nichts oder nicht viel beitragen. Ich kann nur hoffen, daß der 
Gedanke, daß im Kernbereich des ermittelnden Strafverfahrens, des prävent iv-

8 Oben Fn. 4. 
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polizeilichen Zugriffs mit heimlichen Aufkäufern , begriffen wird, daß unser 
Staat sich einem fairen rechtsstaatlichen Verfahren verpflichtet fühlt und daß 
er hiermit eine Selbstbindung eingegangen ist, die nicht unterl aufen werden 
darf nach Effi zienzgesichtspunkten. 

Ich danke firnen . 



Die Bedeutung der EMRK für den Einsatz von 
Verdeckten Ermittlern und V-Personen 

Roland Bank / Nico Krisch 

1. Einleitung 
Der Einsatz von Verdeckten Erm ittl ern und V-Leuten ist in den letzten Jahren 
zu einem zentralen Instrument der Verbrechensbekämpfung, insbesondere im 
Bereich der Rauschgiftkriminalität, geworden. Während sich damit für die Po-
li zei und Strafverfolgungsbehörden wesentliche neue Erkenntn ismöglichkeiten 
aufgetan haben, bedürfen derartige Maßnahmen und die Verwendung der ge-
wonnenen Ergebn isse im Strafverfahren der rechtsstaatlichen Einbindung, um 
Eingriffe in die Grund- und Menschenrechte der betroffenen Personen zu 
kontrollieren und zu begrenzen. Insofern sind die genannten Erm ittlungsmaß-
nahmen auch an der Europäi schen Menschenrechtskonvention zu messen. S ie 
setzt ihnen e ine Reihe von Grenzen, die in der jüngeren Rechtsprechung erheb! i-
che Präzis ierung erfahren haben. 

Besondere Berühmtheit hat dabei die Entscheidung des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte (EGMR) im Fall Teixeira de Castro zur Problematik 
des Einsatzes von Lockspitzeln erlangt, die Ende 1999 auch vom BGH in einem 
Revi s ionsverfahren aufgegriffen wurde. 1 In diesem Zusammenhang ste ll t sich 
die Frage, unter welchen Voraussetzungen Straftaten, die auf das durch die 
Behörden veran laßte Handeln eines „agent provocateur" zurückgehen, strafrecht-
1 ich geahndet werden dürfen, ohne den Grundsatz des „fair trial " zu verletzen, 
wie er durch Art. 6 EMRK geschützt ist. Ebenfalls an Art. 6 EMRK zu messen 
ist die Verwertung von durch V-Leute oder Verdeckte Erm ittl er gewonnenen Er-
kenntnissen im Strafverfahren durch anonyme Zeugenaussagen dieser Personen. 

Während Art. 6 EMRK eine Gesamtwürdigung des Strafverfahrens vorsieht, 
wobei in erster Linie das Hauptverfahren unter die Lupe zu nehmen ist, ste llen 
sich schon im Ermittlungsverfahren Fragen der rechtsstaatlichen Einbindung des 
Einsatzes von Verdeckten Ermittlern und V-Leuten, sowe it andere Rechte der 
EMRK berührt sind. Insbesondere ist dabei an Art. 8 EMRK, das Recht auf 

1 EG MR. Teixeira de Castro./. Portuga l. Urt. v. 09.06. 1998. Reports 1998, 145 1; BGH, Urt. v. 
18.11.1999, BGH NJW 2000, 11 13. 
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Schutz der Privatsphäre, sowie an die Möglichkeit zur Einlegung einer Be-
schwerde gem . Art. 13 EMRK zu denken. 

2. Anforderungen an den Einsatz von Verdeckten Ermittlern 
und V-Personen im Ermittlungsverfahren 

2.1 Eingriff in die Privatsphäre? - Anforderungen des Art. 8 EMRK 

Art. 8 EMRK gewährt ein Recht auf Achtung der Pri vatsphäre . Der Begriff der 
„Achtung" deutet an , daß zum einen nicht jede Maßnahme, die die Privatsphäre 
berüh1t, auch einen Eingriff darstellt und daß zum anderen die Mitgliedsstaaten 
auch Verpflichtungen zu positiven Schutzmaßnahmen treffen können. Der 
Schutzbereich hat vier verschiedene, sich jedoch teilweise überschneidende 
Ausprägungen: Privat- und Familienleben, Wohnung und Briefverkehr. Eingriffe 
durch eine öffentliche Behörde sind nur unter den Voraussetzungen des Abs. 2 
zulässig. Demnach muß der Eingriff gesetzlich vorgesehen sein, einem der enu-
merie1ten Ziele dienen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein. 

Da die Polizei zur Ermittlung von Sachverhalten im Rahmen ihrer präventiven 
oder repressiven Verbrechensbekämpfung häufig darauf angewiesen sein wird, 
private Lebensbereiche von verdächtigen Personen oder Personen aus deren 
sozialer Umgebung auszuforschen, steht die pol izei liehe Ermittlungstätigkeit in 
einem besonderen Spannungsverhältnis zum Schutz der Privatsphäre. Hier 
gebietet die EMRK Schutzmaßnahmen gegen willkürliche Eingriffe . 

Anders als beim Abhören von Telefonen, dem Lauschangriff oder dem Öffnen 
von Briefen, wo in der Regel der Eingriff in die Privatsphäre auf der Hand I iegt, 
wird die Tätigkeit von Verdeckten Ermittl ern und V-Leuten nicht immer einen 
Eingriffdarstellen. Dabei ist beim Handeln von V-Personen stets zu prüfen , ob 
ihr Vorgehen dem Staat zuwrechnen ist. Soweit dies der Fall ist , unterliegt die-
ses Handeln denselben Bindungen an die EMRK wie das von Verdeckten 
Ermittlern. 

Observiert ein Verdeckter E1111 ittler eine Person, dürfte die Eingriffsqualität dieses 
Vorgehens kaum fragt ich sein: Auch die Observation als eine geheime Überwa-
chungsmaßnahme in der Öffentlichkeit stellt einen Eingriff in die Privatsphäre 
dar. Es gehört gerade auch zum Privatleben, sich unbeachtet von Staatsorganen 
in der Öffentlichkeit zu bewegen. 2 Rechtsprechung zu den genauen Anforderun-
gen an die Rechtfertigung eines Eingriffs liegt allerdings noch nicht vor. 

2 Frowein/Peuker1. EMRK-Kommentar. 2. Aufl .. 1996. Art. 8, Rn. 6 EMRK. 
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Ob der Einsatz eines Verdeckten Ermittlers bei sonstigen Maßnahmen einen 
Eingriff in das Privatleben darstellt, hängt offenbar davon ab, wie weit der Po-
li ze ibeamte tatsächlich in die Privatsphäre eindringt.3 Jedenfalls hat der Ge-
richtshof im Fall Lüdi die Tätigkeit eines Verdeckten Ermittlers, der Kontakt zu 
einem Tatgeneigten aufgenommen hatte und so in Kombination mit telefonischen 
Abhörmaßnahmen die Überführung des Beschwerdeführers bewirkt hatte, nicht 
als Eingriffin Art. 8 EMRK aufgefaßt. Dem Beschwerdeführer habe bewußt sein 
müssen, daß er bei Teilnahme an strafbarem Handel mit Drogen Gefahr liefe, auf 
einen Verdeckten Ermittler zu stoßen.4 Frei lich wird dies nur insoweit gelten 
können , als sich das Eindringen in die Privatsphäre unmittelbar auf den Akt des 
Drogenhandels bezieht - Ausforschungen des Umfeldes können mit dieser 
Konstruktion dagegen kaum vom Schutzbereich ausgeschlossen werden. 

Im Gegensatz zum Gerichtshof hatte die Kommission in diesem Fall in der 
Kombination des Einsatzes eines Verdeckten Ermittlers mit den telefonischen 
Abhörmaßnahmen einen Eingriffin den Schutzbereich gesehen, da die abgehör-
ten Gespräche ganz oder teilweise auf dem Einsatz des Verdeckten Ermittlers 
beruhten. 5 Zudem begegnet der Ansatz des Gerichtshofes weiteren Bedenken: 
In seiner Argumentation werden Fragen des Schutzbereichs mit Aspekten der 
Vorhersehbarkeit eines Eingriffs vermengt, die sonst erst im Rahmen der Recht-
fertigung zu prüfen ist. Insofern erschiene es wünschenswert, die dogmati schen 
Ansätze genauer zu trennen. Bejahte man - mit der Kommiss ion - e inen Eingriff 
in den Schutzbereich des Art. 8 EMRK, hätte dies zudem bedeutsame Konse-
quenzen für den Rechtsschutz: Denn dann bestünde auch das Recht auf Ein-
legung einer Beschwerde nach Art. 13 EMRK. 6 

Ein weiteres Problem bei der Prüfung der Eingriffsqua lität ergibt sich , wenn der 
Verdeckte Ermittler von der überwachten Person mehr oder weniger selbständig 
in die Privatsphäre einbezogen wird. Häufig geht es bei den Maßnahmen gerade 

3 Europäische Kommission für Menschenrechte (EKMR). liidi ./. Schweiz.Bericht v. 06.12.1990. 
Serie A 238 - Annex.~~ 56 ff Die Kommi ssion stellt hier fest. daß die frühere Rechtsprechung. 
derzufo lge der Einsatz e ines Verdeckten Ermittlers nicht in den Schutzbereich von Art. 8 EMRK 
eingreife , überdac ht we rd en müsse. Während von a ll gemeinen Erwägungen abgesehen wi rd, 
erwägt die Kommission dann e inen Eingr iff anhand der Einzelheiten des Falles. - Die EKMR hat 
nach der Reform der EMR K ihre Tät igke it inzwischen e ingestellt. Vgl. hierzu Bank, Das Verfahren 
der Individualbeschwerde vordem Europäi schen Gerichtshof für Menschenrechte nach der Refo rm 
durch das 11 . Protokol l zur EM RK. in: 23. Strafverteidigertag vom 12. - 14. März 1999 in Bremen: 
50 Jahre Grundgesetz - kriti sche Würdigung. europäische Bezüge in der Strafgerichtsbarkeit. 
Schriftenreihe der Strafverte idige rvereinigungen. 2000. 67-87 . 

4 EGM R. Lüdi ./. Schweiz. Urt. v. 15.06.1992, Serie A 238, § 40. 

5 EKMR. Lüdi(Fn. 3). § 58. 

6 S. dazu näher unten 2.2 .1 
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darum, daß ein Poli ze ibeamter s ich in einer bestimmten Szene bewegt, um durch 
Integration in diese Szene besondere Informationen zu beschaffen. Die Freiwil-
ligkeit der Einladung in die Privatsphäre e rscheint allerdings insoweit fraglich, 
als die betroffene Person nichts davon weiß, daß sie s ich gerade staatlicher 
Beobachtung aussetzt. Zumindest für den Kernbereich der Privatsphäre, ins-
besondere im Hinblick auf die Wohnräume und vertrauliche Gespräche, kann das 
Einverständnis der ausgeforschten Person mangels vo ller Kenntnis der Tatsa-
chen nicht den Eingriff ausschließen. 

Soweit demnach in den Ermittlungsmaßnahmen Eingriffe zu sehen s ind, be-
grenzt Art. 8 EMRK die Befugnisse der Polizei , indem er bestimmte Anforde-
rungen an die Rechtfertigung derartiger Eingriffe ste llt. Die Rechtsprechung 
hatte s ich insoweit bisher wenig mit dem Verhalten von Verdeckten Ermittlern 
und V-Leuten ause inanderzusetzen. Die anhand der Überprüfung von anderen 
Ermittlungsmaßnahmen entwickelten Maßstäbe lassen sich jedoch mit den 
notwendi gen Modifizierungen auf die hier interessierende Situation übertragen. 

Während das Erforderni s, die Maßnahme einem der in Art. 8 Abs. 2 EM RK 
aufgezählten legitimen Ziele (öffentliche Sicherheit, Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung, Verhütung von Straftaten) zuzuordnen , wenig Schwierig-
keiten bereitet, ergeben s ich aus der Notwendigke it einer gesetzlichen Eingriffs-
grundlage sowie der Prüfung der Erforderlichkeit in einer demokrnti sc hen 
Gesellschaft wichtige Elemente rechtsstaat licher Sicherung. Zentrales Ziel dieser 
Anforderungen ist es, den Bürger vor willkürlichen polize ilichen Eingriffen zu 
schützen. Besonders detailli ert sind die Erforde rni sse in der Rechtsprechung im 
Hinblick auf das Abhören von Telefonen entwickelt worden. So muß die gesetz-
liche Basis dem Bürger die Umstände und Voraussetzungen eines Eingriffs 
deutlich vor Augen führen. Die gesetzliche Ermächti gung ist detailliert ein-
zugrenzen; die dabei geforde11en Begrenzungen sind sinngemäß auch für den 
Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-Personen zu fordern , wenn diese in die 
Privatsphäre eingreifen können . Dabei gilt es insbesondere, die Schwelle für 
solche Eingriffe zu definieren und damit den Krei s der Straftaten e in zugrenzen, 
für deren Aufklärung dera11 we itreichende Ermittlungsmaßnahmen ergriffen 
werden dürfen. Der betroffene Personenkrei s muß benannt sein, und es müssen 
Rege lungen zur zeitlichen Begrenzung der Maßnahmen sowie zur Überprüfung 
und Vernichtung gewonnener Daten getroffen werden. Schließlich muß es 
Vorschriften über die Berichterstattung an die auftraggebende Behörde geben, 
und es muß fe stgelegt sein, wer über den Einsatz der Ermittlungsmaßnahme 



Zur Bedeutung der EMRK 65 

entscheiden darf. 7 Die Rechtsprechung ze igt dabei zwar in den Abhörfällen die 
Tendenz, eine richterliche Anordnung zu fordern; a ls rechtsstaatliche conditio 
sine qua non hat sie dies a ll erdings noch nicht etabliert. 8 

Als „notwendig in einer demokratischen Gesellschaft" kann nur eine Maßnahme 
eingestuft werden , die aufgrund eines dringenden gesellschaftlichen Bedürf-
nisses ergeht, verhältnismäßig ist und gegen die im nationalen Recht Beschwer-
demöglichkeiten existieren, wobei nicht klargestellt wird, ob diese gerichtli cher 
Art sein müssen.9 

Verallgemeinernd kann man festhalten, daß die Anforderungen steigen, wenn 
auch die Eingriffsintensität steigt. Angesichts des Schutzgutes der Privatsphäre , 
das besonders sens ibel zu handhaben ist, soweit dem Betroffenen ein Eingriff 
verborgen bleibt, kann man fo lgern, daß der verdeckte Eingriff eine besondere 
Eingriffsintensität konstituiert. Insofern müssen hi er die Anforderungen an eine 
Rechtfertigung und rechtsstaatliche Einbindung besonders streng se in. Al-
lerdings eröffnet die Rechtsprechung den nationalen Behörden ein weitreichen-
des Ermessen, dem Betroffenen eine verdeckte Maßnahme auch nach deren 
Beendigung zu verschweigen,jeden fa ll s wenn bei Anordnung und Durchführung 
der Maßnahme eine effektive Kontrolle, mögli chst durch einen Richter, erfo lgt. 10 

2.2 Anforderungen an den Rechtsschutz 

2.2./ Art. 13 EMRK 

Art. 13 EMRK garantie11jedem, der in vertretbarer Wei se die Behauptung ( einen 
,,arguable cla im") erhebt, in se inen Rechten aus der Konvention verletzt zu sein , 
die Möglichkeit der Erhebung einer wirksamen Beschwerde auf national er 
Ebene. Das tatsächliche Vorliegen einer Verletzung ist dabei nicht erforderlich -
das Erfordernis einer „vertretbaren" Behauptung so ll ledigli ch eine mißbräuch-
liche Berufung auf die Konvention ausschließen. Im Hinblick auf eine mögliche 
Verletzung von Art. 8 EMRK reicht es für einen „arguable claim" bereits aus, 
daß in den Schutzbereich eingegriffen wurde. 11 

7 Vg l. die Übe rs icht in EGMR. Va/e11:uela Co111rera.1· ./. Span ien. Urt. v. 30.07.1998. Report s 1998. 
1909. 46. 

8 S. dazu EGMR. Krusli11 ./. Frankreich und Huvig ./. Frankre ich. Urt. v. 24.04.1990. Serie A 176-A 
und ß. §§ 35 bzw. 34 : Valenzue/a Co11/reras (Fn. 7). § 46. 

9 Vg l. EGM R, Lamberl ./. Frankreic h. Urt. v. 24.08.1998. Reports 1998, 223 0, §§ 30 ff. 

10 Vg l. EKMR. Marl in .1. Schweiz. Entsc h. v. 05.04.1995. DR 81. 136: s. a uch EGMR, Leander ./. 
Schweden, Un. v. 26.03 .1987. Serie A 116. §§ 63 ff 

11 EGMR. Ca111e11zind .l. Schwe iz, Urt. v. 16.12.1997. Repol1s 1997, 2880, § 53. 
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Die von Art. 13 EMRK geforderte Überprüfungsmög li chkeit geht über die 
Anforderungen an den Rechtsschutz zur Rechtfe11igung des Eingriffs im Rah-
men von A11. 8 Abs. 2 EMRK hinaus, wie der Fa ll Camenzindzeigt. Hier hat der 
Gerichtshof die Beschwerdemöglichkeit gegen eine Hausdurchsuchung für mit 
Art. 8 Abs . 2 EMRK vereinbar geha lten, weil sie gemeinsam mit anderen 
Elementen zur Begrenzung willkür li chen Handelns ausreichend gewesen sei. 
Doch hat er sie als Verletzung von A11. 13 EMRK angesehen: Das nationale 
Gericht hatte die Zulässigkeit der Beschwerde des Betroffenen verneint , da die 
Maßnahme bereits vorüber und der Beschwerdeführer nicht mehr durch sie 
belastet sei. Deshalb mangelte es nach Ansicht des Straßburger Gerichtshofes an 
der Möglichkeit zu einer wirksamen Beschwerde. 12 

Jenes Kriterium der „ Wirksamkeit" ist der zentrale Faktor bei der Beantwortung 
der Frage, ob eine Beschwerdemöglichkeit den Anforderungen des Art. 13 
EMRK genügt. Hinsichtlich der institutionellen Stellung der Beschwerdeinstanz 
ste llt die Rechtsprechung nur geringe Anforderungen. 13 Insbesondere verlangt 
A11. 13 EMRK im Gegensatz zu Art. 6 EMRK keinen gericht li chen Rechts-
schutz. Im übrigen genügt dem Gerichtshof eine „ausreichende Unabhängigkeit" 
der Beschwerdeinstanz, was nicht ausschließt, daß etwa der zuständige Minister 
als Instanz zur Prüfung von Beschwerden akzeptie11 wird. 1

~ Eine Möglichkeit der 
Überprüfung durch dieselbe Behörde, die den Ausgangsakt erlassen hat, ent-
spricht jedoch nicht dem von Art. 13 EMRK geforderten Niveau. 15 Es ist nicht 
erforderlich, daß die Instanz die ursprüngliche Maßnahme aufheben kann; 
allerdings muß die Entscheidungskompetenz über die Abgabe von bloßen 
Empfehlungen hinausgehen. Auch wird geforde11, daß gegebenenfalls über die 
Feststellung der Rechtswidrigkeit hinaus wirksamer „redress" geleistet wird, 
beispie lsweise durch Schadensersatz. 16 Weiterhin kann sich nach der Rechtspre-
chung des Gerichtshofes die Wirksamkeit aus dem Zusammenwirken mehrerer 
Beschwerdemöglichkeiten ergeben. 17 1 n jedem Fal I aber muß gewährleistet se in , 
daß die zuständigen Instanzen di e Rechtmäßigkeit voll ständig überprüfen 
können ; s ie dürfen nicht etwa auf eine Prüfung der offensichtlichen Rechts-

12 EGMR. Ca111e11~ind( F11. 11). § 54. 

13 /-larris/O Boyle! Warbrick. Law of the European Convention on Human Right s. 1995. 450. 

14 Demgegenüber betont Frowei11, daß es einem Min ister an der Unbefangen he it gegenüber den 
Entsche idungen der ihm untergeordneten Behörden mangele. vgl. Frowein/Peukerl(F n. 2), Art. 13 , 
Rn. 4 EMRK. 

15 EGM R, Calogero Dicma .1. Italien, Urt. v. 15.11.1996. Reports 1996. 1765. § 4 1. 

16 Frowein/Peukerl (Fn. 2). Art. 13. Rn . 3. 6 EMRK . 

17 EGMR, Si/ver .1. Vereinigtes Königreich. Urt. v. 25 .03.1983 , Serie A 61, § 116. Zur Kritik vg l. 
Frowein!Peukerl (Fn. 2). Art. 13 Rn. 6 EMRK; l-farris/O 'Boyle!Warbrick (Fn. 13), S. 457. 
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widrigkeit beschränkt sein. 18 Allerdings ste llt die Rechtsprechung die Wirksam-
keit des Beschwerdeverfahrens im Sinne von Art. 13 EMRK unter den Vorbehalt 
des im Einzelfall Möglichen (,,as effective as can be" ), soweit die Ausführung 
von Eingriffen aus legitimen Gründen - etwa zum Schutz der nationalen Si-
cherheit oder aus Gründen der effektiven Strafverfol gung - verdeckt erfolgt. 19 

Bei der Prüfung geheimer Überwachungsmaßnahmen erkennt der Gerichtshof 
in konsequenter Fortführung seiner Rechtsprechung zu Art. 8 EMRK an , daß 
auc h im Rahmen von Art. 13 EMRK eine Verpflichtung zur nachträglichen 
Unterrichtung des Betroffenen nur besteht, wenn damit der Zweck des verdeck-
ten Vorgehens nicht gefährdet wird. Nach einer Benachrichtigung greifen die 
Anforderungen des Art. 13 EMRK dann in vo ll em Umfang. Im übrigen deutet 
das Urteil im Fall Klass j edoch an , daß - soweit wie möglich - auch Beschwer-
demöglichkeiten für Individuen geschaffen we rden müssen , die meinen , einer 
Überwachungsmaßnahme unterworfen zu sein. 20 

2.2.2 Art. 6 EMRK 

Die von Art. 8 EMRK geschützten Rechte sind zumindest teilwei se auch a ls 
zivilrechtliche Ansprüche (,,civi/ right") i.S. von Art. 6 EMRK aufzufassen. 21 

Dies ist insofern von Bedeutung, als damit die Maßstäbe von Art. 6 EMRK und 
vor a ll em das Erfordernis des Rechtsschutzes durch e in unabhängiges Gericht 
auch auf polizeiliche Ermittlungsmaßnahmen Anwendung finden. Sie bleiben 
a lso nicht beschränkt auf die Frage der Verwertbarkeit und Hinterfragbarkeit im 
Strafverfahren. Der Gerichtshof ist der Frage, ob und inwieweit bei einem 
E ingriff in Art. 8 EMRK auch Art. 6 EMRK anzuwenden ist, bi sher ausgewi-
chen. Er hat lediglich fe stgestellt, daß - sollte eine Anwendung in Fä llen ver-
deckter Ennittlungmaßnahmen zu bejahen sein - Art. 6 EMRKjedenfa ll s erst ab 
dem Zeitpunkt einer Notifizierung des Betroffenen über die Maßnahme ein-
schlägig ist; dabei ist er a ll erdings nicht darauf eingegangen, ob eine so lche 
Notifizierung geboten ist. 22 Dagegen hat sich die Kommission sehr deutlich für 
eine Anwendung von Art. 6 EMRK auf einen weiten Krei s von Eingriffen in 
Art. 8 EMRK ausgesprochen . Sie hat dabei ausdrücklich vom Vorliegen eines 
Eingriffs in den Schutzbereich des Privatlebens i.S. von Art. 8 EMRK auf ein 

18 EGMR. Smilh und Cradv I Vereinigtes Königreich, Urt. v. 27.09.1 999. § 138. 

19 EGMR. l eander(Fn. 10). § 84. 

20 EG MR, Klass u.a. I Deutschland, Urt. v. 06.09.1978. Serie A 28. § 70. 

21 Harris/O 'Boyle/Warbrick (Fn. 13). S. 303 f 

22 EGMR, Klass (Fn. 20), § 75. 
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„c ivil right" i. S. von Art. 6 EMRK gesc hlossen.23 Da die hier fragliche Tätigkeit 
von Verdeckten Ermittlern und V-Personen häufig einen Eingriff in das von 
Art. 8 EMRK geschützte Privatleben darstellen wird, deutet di es auf weitreichen-
de Anforderungen an den Rechtsschutz gern. Art. 6 EMRK hin. Anders als bei 
Art. 13 EMRK steht der Schutzanspruch im Rahmen des Art. 6 EMRK nicht 
unter dem Vorbehalt des Möglichen (,,as effective as can be") für Fälle, in denen 
aus Gründen der nationalen Sicherheit Einschränkungen der Wirksamkeit einer 
Beschwerdemöglichkeit bestehen . Die justitiellen Verfahren mögen zwar den 
Bedürfnissen nationaler Sicherheitsinteressen angepaßt werden, müssen aber 
dennoch Gewähr für eine vo llständige Untersuchung des Beweismaterials durch 
ein unabhängiges und unparteiisches Gericht bieten. 24 

Die Anwendbarkeit von Art. 6 EMRK steht allerdings unter einer weiteren 
Bedingung: sie liegt nur vor, soweit auf nationaler Ebene ein Anspruch besteht 
(,,arguable right" ), d.h. nur wenn der Betroffene nach nationalem Recht materiel 1 
verlangen kann , daß ein Eingriff unterbleibt, ist ihm diesbezüglich nach A11. 6 
EMRK gerichtlicher Rechtsschutz zu gewähren. Wie der Gerichtshof klarstellt, 
besteht ein solcher Anspruch nicht, wenn das nationale Recht den Behörden 
einen weiten Ermessensspielraum einräumt. 25 

Aus der Perspekti ve des Rechtsschutzes hat dies die etwas überraschende 
Konsequenz, daß gerichtlicher Rechtsschutz gegen pol ize i I iche Ermittlungsmaß-
nahmen nur dann gern. Art. 6 EMRK erforderlich ist, wenn das nationale Recht 
einen Schutzanspruch gegen den betreffenden Eingriff formuliert. der den 
nationalen Behörden nicht allzu viel Ennessensspielraum beläßt. Mit anderen 
Wo11en wird ein Staat, der von vornherein im nationalen Rec ht ein ni ed ri ges 
Schutzniveau gewährt, auch keinen gerichtlichen Rechtssch utz bieten müssen. 
Dies li egt aber in der Logik von Art. 6 EMRK: Er garantiert den Zugang zu 
einem Gericht nur zur Durchsetzung innerstaatlich verankerter Rec hte und w ill 
damit sicherstellen, daß e ine Person ein ihr vorn Staat gewährtes Recht auch 
durchsetze n kann . Dagegen dient er im Ausgangspunkt nicht der Durchsetzung 
der Konventionsrechte : Hierfür läßt A11. 13 EMRK eine nichtgerichtliche 
Beschwerdemöglichkeit ausreichen. 

23 EKMR. MS ./.Sc hweden.Beri cht v. 11.04 .1996. Report s 1997. 14 57 - Annex.§ 77 : ,.As regarcl s 
the character ofthe right in issue. the Commiss ion not es that the ri ght related to in fo rmation 0 11 the 
med ical treatment rece ived by the applicant. lt thus concemed her private life. Consequently. the 
ri ght in issue must be considered a civil right." Der Gerichtshof konnte di e Frage in se iner Ent-
scheidung zu diesem Fall offen lassen. vgl. EGMR. U11. v. 27.08.1997. Reports 1997. 1457, §§ 4 7 ff 

24 EGMR, Tine//yand Sons Ltd. u.a . und McE/duffu.a . ./. Vere inigtes Königreich. Urt. v. 10.07.1998. 
Reports 1998, 1633. § 77. 

25 EGMR, MS (Fn. 23). § 49. 
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Die Hauptverhandlung ist vor allem an Art. 6 EMRK, dem Recht auf ein faires 
Verfahren, zu messen. Hinsichtlich des Einsatzes von Verdeckten Ermittlern und 
V-Personen stellt sich in der Hauptverhandlung vor allem die Frage, ob und 
unter welchen Bedingungen die gewonnenen Erkenntnisse als Beweismittel in 
der Hauptverhandlung eines Strafverfahrens verwertbar sind. Problematisch 
können hierbei vor allem Fragen der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme und 
der Tatprovokation sein. 

Der Gerichtshof nimmt eine Bewe11ung der Fairneß des Verfahrens immer 
hinsichtlich des Verfahrens als ganzem vor. Daher können Defizite im Verfahren 
möglicherweise deshalb unbeachtlich sein, weil eine Verurteilung nicht auf 
ihnen beruht oder weil Versäumnisse durch andere Maßnahmen im Verfahren 
kompensiert wurden.26 

3.1 Unmittelbarkeit der Beweisverwertung und Einschränkungen: 
anonyme Zeugen etc. 

Der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme ist in der EMRK 
reflektiert , da Art. 6 EMRK im Prinzip fordert, alle Beweise in Gegenwart des 
Angeklagten in öffentlicher Sitzung im Hinblick auf eine kontradiktorische 
Erörterung aufzunehmen. Der Angeklagte muß also Gelegenheit haben, sich 
gegen die zu seinen Ungunsten vorgebrachten Beweise zu verteidigen.27 

Die Verwertung von Zeugenaussagen, bei denen die Identität der Aussageperso-
nen zum Schutz ihrer Integrität anonym gehalten wird - wie es häufig zugunsten 
von Verdeckten Ermittlern oder V-Leuten geschieht- , steht in einem Spannungs-
verhältnis zwischen dem Zeugenschutz und dem Interesse der Strafverfolgungs-
behörden, die ohne die Möglichkeit anonymer Zeugenaussagen nur wesentlich 
weniger Informationen erhalten könnten, einerseits, und dem Recht des Ange-
klagten auf Ve11eidigung andererseits. Eine Geheimhaltung der Identität von 
Zeugen ist nach der Rechtsprechung unbedenklich, soweit die betreffende 
Aussage lediglich als Indiz berücksichtigt wird und letztlich andere Beweise die 

26 So stellte der Gerichtsho f im Fall Edwards fest, daß es e igentlich zur Fairneß gehöre, daß die 
Staatsanwa ltschaft de r Verteidigung alle Beweismittel fLir und gegen den Angeklagten offenlegt. 
In diesem Fall waren die Defi zite nicht al s Verletzun g von Art. 6 EMRK eingestuft wo rden , da 
ihnen im Berufungsve rfahren abgeholfen wurd e; s. EG MR, Edwards ./. Vereinigtes Köni greich, 
Urt. v . 16.1 2. 1992, Serie A 247-8, §§ 36, 39. 

27 EGMR, Barbera. Messegue and Jabardo, Urt . v. 06.12.1988 , Serie A 146, § 78; Frowein/Peukert 
(Fn. 2), Art. 6, Rn. 100 EMRK. 
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Verurteilung tragen. 28 In früheren Fällen hat der Gerichtshof entschieden, daß es 
gegen Art. 6 EMRK verstoße, wenn e ine Verurteilung ganz oder nahezu aus-
schli eß lich auf die Aussagen von Zeugen gestützt wird, di e nicht in der Haupt-
verhandlung gehört wurden und zudem bei vorangegangenen Vernehmun gen 
von der Ve11eidigung nur schriftlich befragt werden konnten.29 Auch die Ein-
führung in di e Hauptverhandlung durch den vernehmenden Poli ze ibeamten , der 
se inerse its von der Ve11eidigung befragt werden konnte, wurde nicht als aus-
reichend angesehen. Dabe i betont der Gerichtshof die zentra le Rolle der Gegen-
wai1 von Belastungszeugen in der Hauptverhandlung, da das erkennende Gericht 
nur so di e Möglichkeit habe, die G laubwürdigkeit der Zeugen zu prüfen. 30 

Es ist jedoch festzuhalten , daß die EM RK die Durchführung von Ermittlungs-
und Strafverfa hren aufgrund der Aussagen von anonymen Zeugen ni cht aus-
schli eßt. Die Verwendung der Aussagen in e inem Strafverfahren ist vie lmehr 
anhand der Konvention zu überprüfen, und die Interessen der Zeugen am Schutz 
ihrer Integrität sind mit denen der Verteidigung abzuwägen. Einen ausreichen-
den Grund für Anonymität stellt es dar, wenn in verg leichbaren Fällen im 
a ll gemeinen mit Einschüchterungen oder Bedrohungen der Ze ugen zu rechnen 
ist ( in di esem Fall wurde gegen e inen Drogendealer ausgesagt). Eine abstrakte 
Gefahr reicht a lso, e ine konkrete Gefährdung muß nicht festgeste llt werden. Die 
damit verbundene Beeinträcht igung der Verteidigungsrechte muß a ll erdings 
durch das Vorgehen des Gerichts im Prozeß ausgeglichen werden. 

Hier war di e Vernehmung der anonymen Zeugen durch e inen Untersuchun gs-
ri chter, der di e Identität der Zeugen kannte, in Anwesenheit e ines frageberech-
tigten Ve11eidigers, der die Identität der Zeugen nicht kannte, ausre ichend, um 
ein fa ires Verfahren zu gewährleisten , da die Befragung von Belastungszeugen 
i.S. von Art. 6 Abs . 3 (d) EMRK auch durch Verteidiger erfolgen kann. 31 

Ei ne weitere Maßnahme zur Kompensation der geschmä lerten Verteidigungs-
mögli chke iten bei mitte lbarer Verwertung e ines Zeugenbeweises kann ebenfa ll s 
dar in liegen, daß der Richter e ine eventuelle Jury darau f hinwei st, diesem 
Bewei s wegen der Unmöglichkeit des Kreuzverhörs entsprechend geringere 

28 Frowei11/Peukert (Fn. 2). Arl. 6. Rn . 105 EMRK : vg l. Krauß. V-Leule im Strafprozeß und die 
Europä ische Menschenrechtskonvention. 1999. 64 ff. , 102 ff. 

29 EGMR. Kostunki I Niederl ande, Ur1. v. 20.11.1989, Seri e A 166, §§ 42-45: Windisch ./. Ösler-
reich. U,1. v. 27 .09. 1990, Serie A 186. § 3 1. 

30 EGM R, Windisch (Fn . 29). § 29: Van Mechelen ./. Niederlande, Ur!. v. 23.04. 1997, Reports 1997, 
69 1. §59. 

3 1 EGM R. Doorson ./. Niederlande, Urt . v. 26.03. 1996. Reports 1996. 446. §§ 69 ff. 
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Bedeutung zuzumessen.32 Selbst wenn ein so lcher prozessualer Ausgleich der 
Verteidigungsmöglichkeiten erfolgt, so llte eine Verutteilung nicht a ll ein oder 
auch nur in entscheidendem Ausmaß auf die Aussagen von anonymen Zeugen 
gestützt werden.33 Weiterhin sind derattige Aussagen durch das erkennende 
Gericht mit extremer Vorsicht zu würdigen, wobei der Gerichtshof a ll erdings 
die verbale Beteuerung seitens des nationalen Gerichts in der Urtei lsbegründung 
ausreichen läßt, man habe die Beweise „mit der erforderlichen Vorsicht und 
Umsicht" behandelt.34 Bei der Prüfung, ob Zeugenschutz wirklich erforderlich 
ist, erwartet der Gerichtshof, daß untersucht wird, ob die Angek lagten selbst 
oder durch andere in der Lage sind , eventuelle Drohungen umzusetzen. 35 

Die Notwendigkeit zur Wahrung der Anonymität liegt besonders auf der Hand, 
wenn Beweise auf den Aktivitäten eines Verdeckten Erm ittl ers beruhen. Um 
den Verdeckten Ermittler zu schütze n und die Möglichkeit weiterer Einsätze zu 
wahren, dürfen seine Aussagen verwe,tet werden, auch wenn er anonym bleibt 
und die Verurteilung auf seiner Aussage beruht. Er muß aber im Hauptverfahren 
unter Vorkehrungen, die seine Anonymität sicherstellen, gehört werden, so daß 
auch Angeklagter und Verteidigung die Möglichkeit haben, Fragen zu stellen 
und die Glaubwürdigkeit in Zweifel zu ziehen. Dies gilt jedenfalls dann , wenn 
dem Angeklagten die Person, wenn auch nicht die wahre Identität, des Verdeck-
ten Ermitt lers bekannt ist.36 

3.2 Das Problem des „agent provocateur" 

Neben Fragen der Einführung von Zeugenaussagen seitens Verdeckter Ermittler 
oder V-Leuten in die Hauptverhandlung unter Wahrung ihrer Anonymität taucht 
beim Einsatz derartiger Personen die Frage auf, inwieweit sie e ine Tat zum 
Zwecke der Überführung eines Verdächtigen provozieren dürfen. Dieses Problem 
ist insbesondere relevant bei Ermittlungen im Drogenmilieu, wenn etwa der Ver-
deckte Ermittler als Ankäufer von Drogen auftritt. Dabei kann trotz des öffentl i-

32 EKMR. Trivedi I Vereinigtes Königreich. Entsc h. v. 27 .05.1997. DR 89-A. 136 (148). 

33 EG MR. Doorso11 (Fn. 31 ). § 76. Diese Aussage geht we iter als di e aus der vorherigen Rechtspre-
chung erkennbaren Maßstäbe, nach denen die frühere Aussage eines in der Hauptverhandlung 
nicht verfligbaren ano nymen Zeugen grundsätzlich möglich ist. wenn be i der Au ssage se inerzeit 
eine Gegenüberstellung mit dem Angeklagten erfolgte. Vg l. Frowein/Peukert (Fn. 2). Art. 6, Rn. 
108 EMRK. 

34 EG MR, Doorson (F n. 3 1 ). § 76. 

35 EGM R, Van Mechelen (Fn . 30). § 61. 

36 EGMR, Lüdi (Fn. 4). § 49. 
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chen Interesses an der Kriminalitätsbekämpfung auch in einem derart schwierigen 
Milieu eine Verurteilung unter bestimmten Voraussetzungen gegen das Recht 
auf ein faire s Verfahren verstoßen, wenn die Tat durch Verdeckte Ermittler oder 
V-Personen in einer den Behörden zurechenbaren Wei se provozie11 wurde.37 

Der Fall Teixeira de Castro hat für diesen Fragenkomplex Maßstäbe gesetzt. In 
dem Fall war der Beschwerdeführer wegen Heroinhandels zu 6 Jahren Freiheits-
strafe verurteilt worden, nachdem zwei Verdeckte Ermittler über einen Drogen-
konsumenten Kontakt zu ihm aufgenommen und angeboten hatten, für 200.000 
portugiesische Escudos 20 Gramm Heroin zu kaufen. Der „unbescholtene" Be-
schwerdeführer hatte auf Anfrage die gewünschte Menge Heroin besorgt und war 
bei der Übergabe von den Beamten festgenommen worden . In den zuvor von den 
europäischen Menschenrechtsorganen entschiedenen Fällen hatte sich bereits ab-
gezeichnet, daß einer dem Staat zurechenbaren Provokation von Straftaten durch 
Art. 6 EMRK Grenzen gesetzt sein könnten. Anders als im Fall Teixeira de Castro 
war in den vorherigen Fällen entweder die Initiative zum Handeln vom Be-
schwerdeführer (und nicht von den Verdeckten Ermittlern ausgegangen38) oder 
hatte der Beschwerdeführer bereits vor dem Auftreten der Verdeckten Ermittler 
mit Drogen gehandelt.39 Zudem grenzt derGerichtshofim Fall Teixeirade Castro 
den Sachverhalt gegenüber dem Fall Lüdi ab, in dem der Verdeckte E1111ittler keine 
Tatprovokation begangen hatte und auch im Hinblick auf die Grenzen seines Han-
delns eingehend instruiert worden war. Außerdem war in diesem Fall ein Unter-
suchungsverfahren gegen den Beschwerdeführer eingeleitet worden, und der Un-
tersuchungsrichter war über den Einsatz des Verdeckten Ermittlers unterrichtet.40 

Im Gegensatz dazu sei die Tätigkeit der Beamten im Fall Teixeira de Castro über 
die Tätigkeit als Verdeckte Ermittler hinausgegangen: Sie war nicht als richter-
lich angeordnete und überwachte Aktion gegen Drogenhandel einzustufen, der 
Beschwerdeführer war zuvor nicht strafrechtlich in Erscheinung getreten , und 
es bestand kein Anfangsverdacht gegen ihn; auch mußte er die Drogen erst be-
sorgen, sie waren nicht etwa bei ihm zu Hause. Schließlich lag kein „Tatexzeß" 
aufseiten des Beschwerdeführers vor, weil dieser die Tat so ausführte, wie es 
von den Verdeckten Ermittlern gewünscht war. 41 

37 EGMR. Teixeira de Castro (F n. 1 ), § 36. 

38 EKMR, Radermacher and P/'errer ./. Deutschland, B 12811 /87 vom 11.10.1990; K. L. ./. Ver-
einigtes Köni greich , 327 15/96 vom 22.10.1997; Halid Shahzad ./. Vereinigtes Königreich , 
34225/96 vom 22. 10. 1997. 

39 EKMR. Rene Müller ./. Österreich , 22463/93 vom 28.6.1995. 

40 EGMR, Teixeira de Castro (Fn. 1 ). § 37; Liidi (F n. 4), § 42. 

41 Ibid .. § 38. 
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Der EGMR zieht daraus den Schluß, daß die beiden Polizeibeamten, die als 
Verdeckte Ermittler aufgetreten waren , sich nicht darauf beschränkt hatten, die 
kriminelle Aktivität des Beschwerdeführers in im wesentlichen passiver A1t und 
Weise zu ermitteln, sondern daß sie ihn vielmehr zu der Straftat provoziert 
hatten. Die Aktivitäten seien daher über die Rolle von Verdeckten Ermittlern 
hinausgegangen, und nichts deute darauf hin, daß die Tat auch ohne die Inter-
vention der Polizeibeamten begangen worden wäre .42 Die Intervention und die 
Verwertung der Ergebnisse im Strafverfahren hätten dazu geführt, daß der 
Beschwerdeführer von Anfang an kein faires Verfahren i.S. von Art. 6 Abs. 1 
EMRK gehabt habe. 

Was läßt sich nun aus diesen Ausführungen ableiten? Der BGH hatte sich in 
seinem U1teil vorn 18.11.1999 mit einem Fall zu beschäftigen, in dem die zur Tat 
provozierenden Aktivitäten erheblich weiter gingen als in dem „EG MR-Fall" -
die Verdeckten Ermittler hatten den Betroffenen zur Tat geradezu gedrängt, 
indem sie sich von wiederholten Ablehnungen seitens des Betroffenen nicht 
beirren ließen. Der BGH sah darin einen Verstoß gegen Art. 6 Abs. 1 EMRK, der 
in den Urteilsgründen ausdrück! ich festzustel Jen und bei der Strafzumessung zu 
berücksichtigen sei , wobei das Maß der Kompensation für den Konventionsver-
stoß ausdrücklich benannt werden rnüsse. 43 

Es fragt sich allerdings, ob der BGH mit dieser Einstufung des Konventionsver-
stoßes der Entscheidung des EGMR wirklich gerecht wird . Der BGH betont als 
Ausgangspunkt zunächst, daß die Frage der Zuläss igkeit von Beweismitteln in 
erster Linie Sache des nationalen Rechts und der nationalen Gerichte sei. Der 
Europäische Menschenrechtsgerichtshofbeurtei le dagegen, ob das Verfahren in 
seiner Gesamtheit einschließlich der Darstellung der Beweise fair gewesen sei. 
Zum einen ist dabei aber daraufhinzuwei sen, daß die Zulässigkeit von Beweisen 
eben nur in erster Linie in der Kompetenz der Behörden liegt und im Rahmen 
der Gesamtwürdigung eben doch einer Überprüfung durch den EGMR zugäng-
1 ich ist. Zum anderen schließt der BGH mit diesem Ansatz aus, daß es Situatio-
nen gibt, in denen die Erhebung eines Beweises in derartiger Weise durch eine 
Verletzung von Art. 6 EMRK kontaminiert ist, daß der Verstoß nicht kompen-
siert werden kann . Einen solchen nicht kompensierbaren Verstoß hat der EGMR 
hier aber festgestellt. 

42 lbid .. §§ 38 f. (,.The necessary inference from these circ um stances is that the two police officers 
did not confine themselves to investigating Mr Teixeira deCas1ro'scriminal activity in an essentially 
passive manner. but exerc ised an influence such as to incite the commiss ion of the offence." ). 

43 BGH NJW 2000, 1123 (11 27 f.). 
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Insofern geht der BGH unzutreffend davon aus, daß im Urteil des EGMR letzt! ich 
offengeblieben sei, ob allein schon die unzulässige Tatprovokation den Konven-
tionsverstoß begründe oder „erst di e Tatprovokation zusammen mit dem späteren 
Strafverfahren (insbesondere di e „z iemlich hohe Strafe") konventionswidrig 
war."44 Das Argument der „ziemli ch hohen Strafe" war jedoch nur von der 
Kommission, nicht vom Gerichtshof verwandt worden. Zudem legt der Gerichts-
hof di e Gesamtschau des Verfahrens ledig lich se iner Folgerung zugrunde, daß 
die handelnden Beamten ihre Roll e a ls „undercover agents" durch die aktive 
Verleitung zu einer Straftat verl assen hätten, die ohne ihre Intervention nicht 
begangen worden wäre. Aus di eser Diagnose schließt der Gerichtshof, daß die 
Intervention und di e Verwendung im Strafverfahren von Anfang an (,, right from 
the outset" ) und endgültig (,,deftn iti vely") nicht Art. 6 Abs. 1 EMRK entsprochen 
habe. Auch die Kommission war zu dem Schluß gekommen, daß es sich um einen 
nicht kompensierbaren Fehler handelt (,,affecte de maniere irremediable") . Damit 
lassen die Straßburger Organe den Weg zu e iner Kompensation von etwaigen 
,, Verfa hrensfehlern" in anderen Verfahrensabschnitten gerade nicht offen. 
Übersetzt in die deutsche Terminologie ble ibt nach der Entscheidung des EGMR 
ledig lich offen , ob eine unzulässige Tatprovokation zu einem Verfahrens-
hinderni s oder einem Beweisverwertungsverbot45 füh11; eine Kompensation durch 
Strafminderung bleibt aber ausgeschlossen, da der Verstoß unheilbar ist - jeg-
liche Verurteilung aufgrund der provozierten Tat ist damit unzuläss ig. 

3.3 Sonstige Verwertungsverbote für Beweise, die unter Verstoß gegen die 
nationale Rechtsordnung oder die EMRK zustandegekommen sind 

Als eine Ausprägung des fairen Verfahrens schre ibt A11. 6 Abs. 2 EMRK vor, 
daß die Unschuldsvermutung bi s zum gesetz lichen Nachweis der Schuld ge lten 
muß. Daraus könnte man folgern, daß die Verwertung rechtswidrig erlangter 
Beweise gegen Art. 6 EM RK verstößt. Dies ist aber nicht per se der Fall. Da eine 
Verletzung des Rechts auf ein faire s Verfahren nur aufgrund e iner Würdigung 
des Verfahrens insgesamt erfolgen kann, wird ei ne Verletzung von A11. 6 EM RK 
jeden fa ll s dann nicht vorliegen, wenn ausre ichendes anderes Bewe ismateria l 
vorliegt, um die Verurteilung zu stützen, und der Beschuldi gte seine Verteidi-
gungsrec hte, insbesondere hinsichtli ch des betreffenden rechtswidrig erlangten 

44 BGH NJW 2000, 11 23 ( 11 25 f). 

45 Hierfür plädiert Kinzig, Bewegung in der Lockspitze lproblematik nach der Entscheidung des 
EG MR: Muß die Rechtsprechung ihre strikte Strafzumessungslösung verabschieden?. Straf-
verteidiger 19 ( 1999), 288-292 . 
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Beweises, wahrnehmen konnte. 46 Unverwertbarke it aufgrund von Art. 6 EMRK 
wird offenbar unabhängig davon angenommen, wenn eine besonders schwere 
Rechtsverletzung wie die Anwend ung von Folter oder Mißhandlungen zur 
Erlangung von Geständnissen vorliegt. 47 

In diesem Fall würde gle ichze iti g ei ne Verletzung von Art. 3 EMRK vorliegen. 
Im übrigen ist aber aus der Praxis der Konventionsorgane nicht abzu leiten, daß 
jede Verwertung eines unter Verstoß gegen die EMRK gewonnenen Beweismit-
tels zu einem Verstoß gegen Art. 6 EMRK führe. Dies wird insbesondere deutlich 
im Fall Miai/he (Nr. 2), in dem in einem vorangegangenen Urteil (Miailhe 
(Nr. 1 )) festgestellt worden war, daß bestimmte Dokumente unter Verstoß gegen 
Art. 8 EMRK beschlagnahmt worden waren.48 Unter anderem hierauf stützte der 
Beschwerdeführer auch im zweiten Fall seine Argumentation einer Verletzung 
von Art. 6 EMRK. Kommission und Gerichtshofbeschränkten ihre Untersuchung 
aber weitgehend auf die zweite Argumentationslinie des Beschwedeführers, die 
sich auf mangelnde Einsicht in bestimmte andere Dokumente bezog. Von der 
Kommission wird immerhin darauf hingewiesen, daß die Beschlagnahme von 
relevanten Dokumenten gegen die Konvention verstoßen hatte. Dies wird 
a ll erdings nicht als Argument für eine Verletzung von Art. 6 EMRK benutzt, die 
unabhängig davon festgestellt wurde. Insofern war es der Kommission auch 
möglich , die Beantwo11ung der Frage zu vermeiden, ob die Verwertung von 
Beweismitteln, die unter Verstoß gegen die Konvention erhoben worden waren, 
das Recht auf ein faires Verfahren verletzt. 49 Da der Gerichtshof die Argumenta-
tion der Kommi ss ion zur Verletzung von Art. 6 EMRK ablehnt, überrascht es, 
daß das vom Beschwerdeführer ge ltend gemachte zweite Argument der konven-
tionswidrigen Bewei serhebung nicht aufgegriffen wird.50 

In einer neueren Entscheidung - im Fal l Khan - hat der EGMR all erd ings klar-
geste llt , daß er die Verwe11ung konventionswidrig erlangter Beweismittel nicht 
grundsätzlich a ls weiteren Konventionsverstoß ansieht: Es se i nicht se ine 
Aufgabe, al lgemeine Aussagen über die Verwertbarkeit von Beweisen zu 

46 EGMR. Schenk ./. Schweiz. Urt. v. 12.07. 1988, Serie A 140, § 46; Khan ./. Vere inigtes Königre ich. 
U11 . v. 12.05.2000. §§ 34 ff ; Harris/OBoyle/Warbrick (Fn. 13), 210; Villiger , Handbuch der 
europäischen Menschenrechtskonvention. 1993 , Rn. 480. Anders Peukerl, der allgemein feststellt, 
daß die Verwertung von den Behörden mißbräuchlich erlangter Beweismittel grundsätzlich gegen 
Art. 6 EM RK verstoße. vgl. Froll'ein/Peuker/ (Fn. 2), Art. 6, Rn. 109 EM RK. 

47 EKMR. sog. Pf,mders-Fa l\ ( 1963), Yb 6. 742 (784): Harris/ O 'Boy/e/Warbrick(Fn. 13), S. 2 10; 
Frowei11/Peuker1 (Fn. 2). Art. 6. Rn. 109 EMRK . 

48 EGMR. Miai/he ./. Frankreich, Urt. v. 25.02. 1993 . Serie A 256-C. 

49 EKMR. Miailhe ./. Frankreich (Nr. 2). Bericht v. 11.04.1995, Reports 1996, 13 19 - Annex, § 60. 

50 EGMR, Miailhe ./. Frankreich (Nr. 2), Urt. v. 26.09. 1996, Reports 1996, 1319, §§ 44-46. 
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machen; er müsse s ich dagegen auf die Beurteilung der Fairneß des Verfahrens 
a ls ganzem beschränken. Diese Beurteilung veran laßte ihn dazu, eine Verletzung 
von Art. 6 EMRK im konkreten Fa ll zu verneinen, obwohl er zuvor e ine Verlet-
zung von Art. 8 EMRK bei der Erhebung der Bewei se festgestellt hatte.51 

4. Schlußbemerkung 

Di e Analyse hat gezeigt, daß die EM RK, insbesondere ihre Art. 6 und 8 EM RK, 
we itre ichende Anforderungen an di e rechtsstaat liche Einbindung des Einsatzes 
von Verdeckten Ermittlern und V-Personen stellt. Besonders hervorzuheben ist, 
daß in Abweichung von dem sonst üblichen Verständnis von Art. 6 EM RK auch 
Defi z ite denkbar sind, die nicht im weiteren Verfahren und insbesondere nicht 
durch ein Reduzierung des Strafmaßes kompensiert werden können und damit 
einen „abso luten" Verstoß gegen die Fairneß des Verfahrens begründen. Damit 
ist die vom BGH noch immer favorisierte Strafzumessungslösung in Fällen der 
Tatprovokation angesichts der Rechtsprechung des EGMR nicht mehr haltbar. 

Auch darüber hinaus wird die Straßburger Rechtsprechung zunehmenden 
Einfluß auf die Ausgestaltung des nationalen Strafverfa hrens gewinnen . Der 
EGM R hat die Anforderungen in diesem Bereich insbesondere in den l 990er 
Jahren erheblich präzisie11 und teil we ise auch verschärft. Es ist damit zu rech-
nen, daß s ich diese Tendenz fortsetzt - mög li cherweise wird dies in Zukunft zu 
einer noch we iteren Fassung des Anwendungsbereichs des Art. 6 EMRK führen , 
wie sie bereits von der Kommi ss ion angedeutet worden ist. Auch die Entwick-
lung der Anforderungen der Art. 8 und 13 EMRK sche int nicht abgesc hlossen 
zu sei n; insbesondere das Erforderni s einer richterlichen Anordnung für be-
stimmte Ermittlungsmaßnahmen findet s ich bi sher nur angedeutet. Seine voll-
ständige Anerkennung etwa für das Abhören von Telefonen würde sich in die 
Tendenz des Gerichtshofs e infügen, die Bedeutung des Grundrechtsschutzes 
durch Verfahren zu betonen. Diese Tendenz dürfte auch für die Entwicklung des 
deutschen Strafverfahrensrechts von erheblicher Bedeutung se in . 

5 1 EGMR. Khan (Fn. 46), §§ 34 ff. 
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I. Einleitung und Problemstellung 
Verdeckte Aufklärungsmethoden si nd die staatliche Antwort auf di e sozia l-
schädliche Professionali sierung der Tatbegehung und anschließende Betei li -
gungsverschleierung in wichtigen Kriminalitätsfeldern . 1 Straftaten aus dem Be-
re ich der Bandendelikte und verg leichbar organisierter Strukturen können ohne 
Einsatz he imlicher Ennitt lungsmaßnahmen kaum noch zur Abut1eilung gebracht 
werden. 2 Das rechtsstaat li che Gebot der Gewährle istung einer funktionstüchti gen 
effekti ven Strafrechtspflege3 gebietet di e umfassende Aufklärung so lcher Straf-
taten. Es stre itet für die Zulässigkeit verdeckter Ermittlungsmethoden.4 

Das heimliche Ausforschen von Auskunftspersonen ist indes rechtlich nicht 
unprobl ematisc h. Der verdeckte Zugriff auf das Wi ssen des Beschuldigten droht 
mit dem verfassungsrechtlich verbürgten „nemo-tenetur" -Grundsatz in Konflikt 
zu geraten, wenn der Beschuldi gte von V-Leuten oder Verdeckten Erm ittl ern 
gezie lt zu aktiver Selbstbe lastung mot iviet1 w ird . Es besteht Einigkeit, daß 

ßVerfGE 57. 25 0 (285) : BGH St 32. 11 5 ( 120 f.): ßG I ISt 40. 2 11 (2 15): Esche/hoch. St V 2000. 
390 (392): Mokrwzki. Verdeckte Ennilllungen im Strafprozeß. 2000. S. 22-31: r:,,mer. ßtMG . 
4. /\u fl .. § 3 1 Rn . 167. 

2 Ve rd ec kte Erminlungen s ind ni cht auf den ori g inären Bere ich Organi sierter Kriminalität be-
schriinkt. Sie dürfe n auch in sonsti gen Fä llen scll\,cr aufklärba rcr Kriminalität zur A1l\\endu ng 
kommen. Siehe hierzu BVerfG NStZ 1987. 276: BG H 1StZ 1991. 445: BGHSt 40. 2 11 (21 5): 
BG II StZ 1995. 5 13. 

3 BVerfGE 33. 36 7 (3 83); BVerfG E 44. 353 (3 74): ßVerfGE 5 1. 32-1 (343 f.): BVcrfGE 77. 65 
(75 f.): BVerfG NStZ 1996. 45. Kriti sch Ha.,semer. St V 1982. 275 ff: Er/irrlh. Verdeck te Ermill-
lungc n. 1997. S. 22-26: Schmi1:. Rechtsprob leme des Einsatzes Verdeck ter Ermittl er. 1996. 
S. 12-14. Hiergegen Niemiil/e,<,cll/(pper1. Aö R 1982. 387 (395): Tiede11101111. Verfassungsrech t 
und Stra frecht . 1991 . S. 29. 

4 BVerfGE 57. 250 (2 85): BGHSt 40. 2 11 (214 f.): BG HSt 42. 139 ( 150). 7 ur Problematik des 
Erforderni sses spez ialgesetzli cher Ermäc htigun gsgrund lagen fl.ir ve rdeck te Eingriffe in Grund-
rechte der Beschuldigten. insbesondere be im Einsatz von V-Personen. siehe BVerfG St V 2000. 
233 f. : Du11ge, JZ 1996. 556 (562 f. ): Re11Ziku,rski. JZ 1997, 7 10 (7 14-7 16): Esche/hoch. St V 
2000. 390 (392): E,j unh. Verdeckte Ermittlungen. S. 47- 49: Sch111i1:. Ve rd eck te Erminler. 
S. 8-53. 142- 145: Riepl, in formationell e Selbstbestimmung im Strafverfa hren. 1997. S. 2 14 f. 
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derarti gen grundrechtssensiblen Erm ittlungsmethoden recht! iche Schra nken 
gesetzt sind. Der G renzve rl auf ist indes nicht abschli eßend gek lärt.5 

Heimliche Aufkl ärungsmaßnahmen in Haftansta lten sind in besonderem Maße 
bri sant. Der inhafti erte Beschuldigte befind et sich in e iner außergewöhnli chen 
Lage. Er kann s ich den Ausforschungsbemühun gen ni cht ohne we iteres ent-
z iehen. Er ist e inem haftbedingten psychologischen Druck ausgesetzt, der zu 
e iner Anpassung des kommunikati ven Verha ltens an di e Haftsituati on führen 
kann. Diese Umstände dürften di e Aufk lärungsc hancen der Strafverfo lgungsbe-
hörden erhöhen, weil das Verha lten des Beschuld igten bis zu e inem gewissen 
Grade vorhersehbar und damit kontrolli erbar wird .6 Es ist kl ärungsbedürfti g, ob 
und inw ieweit die Strafverfo lgungsbehörden diese Gegebenheiten im Rahmen 
ihrer Ermittlungen durch Vornahme heimlicher Aufkl ärungsmaßnahmen in Ju-
stizvo ll zugsansta lten ausnutzen dürfe n. 

II. Aushorchen des Beschuldigten durch V-Personen 

Das Urte il des 5. Stra fsenats des Bundesgeri chtsho fes vom 28. April 1987 bildet 
die Grundsatzentsche idung zur Zul äss igke it des Einsatzes von V-Personen in 
Haftansta lten. 7 Ihm lag fol gender Sachverha lt zugrunde : 

Die JV A Hannover verlegte auf Veranl assung der Poli ze i den V-Mann Y 
auf di e Ze ll e des wegen Verdachts des Raubes in Untersuchungshaft 
genommenen Beschuldigten, um di esen aushorchen zu lasse n. Y gelang 
es, das Vertrauen des Beschuldigten zu gewinnen, indem er mit di esem 
zum Schein Fluchtpläne schmiedete und wahrheitswidrig vorgab, di e dem 
Ze ll engenossen zur Last ge legte Tat auf sich nehmen zu wo ll en. Der 

5 BG HSt 42. 139 ( 155-1 57). Kriti sch Roxin. StZ 1997. 18 (20 f.): Rieß. NStZ 1996. 505 f.: 
Bems11"11111. St V 1997. 116 ( 118 f.). Die Recht sauffass un g des Bundesge ri chtshofes ist Ausfl uß 
einer Abwägun g aufeinanden reffender individue ller und staatlicher Belange nac h Verhähnismäß ig-
ke it sgesichtspunkten. Hiergegen ist methodologisch an sich nic hts e in zuwende n. Zur Diskuss ion 
um das höchstri chterli che Ve rständnis des .. nemo-tenetur---Grundsatzes sei auf de n überaus 
instrukti ven Bei trag von Weß/au. ZStW Bd . 11 0 ( 1999). S. 1-37 verwiesen. Die Ausdeutung dieses 
Prinzips im Kontext verdec kter Ermittlungen han1 wei terhi n einer Lösun g. We iterfü hrende Ansätze 
be i Eschelbach. StV 2000. 390 (396). mit dem Hinwei s darauf. daß ni cht de r gesamte Rege lungs-
gehalt des Grundsatzes im unantastbaren Kernbereich von An. 2 Abs. l i.V.m. An . 1 Abs. 1 GG 
siede ln muß. 

6 Siehe Roxi11 . NStZ 1999. 149 ( 15 1 ): Schneider. JR 1996.40 1 (407). Zurückha ltende r Hanack. JR 
1999. 448 (449). 

7 BG HSt 34. 362 (365) 
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Beschuldigte erzählte daraufhin dem V-Mann Einze lheiten der Raubtat, 
die Y seinerseits der Polizei berichtete. 

79 

Der Bundesgerichtshof entschied, daß die Angaben des Beschuldigten gegen-
über dem V-Mann im Strafverfahren einem Beweisverwe11ungsverbot unter! ie-
gen , weil sie unter Verletzung der auf den Fall zwar nicht unmittelbar, jedoch 
entsprechend anwendbaren Vorschriften der§§ 136a, 163a Abs. 4 Satz 2 StPO 
zustande gekommen seien. Entscheidend sei, daß die Strafverfolgungsorgane 
durch den Einsatz des V-Mannes den von der Untersuchungshaft ausgehenden 
Zwang in unzulässiger Weise zur Beeinflussung des Einlassungsverhaltens des 
Beschuldigten ausgenutzt und dadurch dessen Freiheit zur Willensentschließung 
in erheb lichem Maße mißbräuchlich verletzt hätten. 

Die Entscheidung hat im Ergebnis einhe llig Zustimmung erfahren. Kritik wurde 
gegen die Herleitung des Beweisverwertungsverbotes aus dem in § 136a StPO 
normierten Merkmal unzulässiger Zwangsausübung laut. Teile des Schrifttums 
ve11reten die Auffassung, das Vorgehen des V-Mannes sei a ls Täuschung im 
Sinne dieser Vorschrift einzuordnen. 8 

Der die Diskussion lange Zeit beherrschende Streit über die Auswah l der zutref-
fenden Verbotsalternative innerhalb des § 136a StPO ist wenig fruchtbar. Der 
Ansatz, das Aushorchen inhaftierter Beschuldigter durch V-Personen unter 
Rückgriff auf § 136a StPO zu unterbinden, überzeugt nicht, weil die Voraus-
setzungen für die Anwendbarkeit dieser Bestimmung nicht gegeben s ind. 
Gespräche eines V-Mannes mit dem Beschuldigten ste ll en weder eine Verneh-
mung noch e ine vernehmungsähn li che Situation im Sinne von§ 136a StPO dar: 

Zum Begriff der Vernehmung gehört, daß der Vernehmende der Auskunfts-
person erkennbar in amtlicher Funktion gegenübe11ritt und in dieser Eigenschaft 
von ihr Angaben zur Tataufk lärung verlangt.9 Auch vernehmungsähnliche 
Befragungen müssen das begriffskonstitutive formale Merkmal der erkennbaren 
Amtl ichkeit der Befragung aufweisen. 10 Es liegt auf der Hand, daß das Gespräch 
des V-Mannes mit einem Beschuldigten mangels Offenlegung des amtlichen 

8 Fezer. JZ 1987. 937: Grünwald. StV 1987. 470: Seebade. JR 1988. 428 ff.; Wagner. NStZ 1989. 
34. 

9 BGHSt 40. 21 1 (2 14 f.): BGHSt 42, 139 ( 145 f.): Klei11knecht/Meyer-Goßner, § 136a Rn. 4; SK/ 
StPO-Roga/1, § 136a Rn. 18 f.. Geppert. JK, StPO.§ 252/6: Schlücluer/Radhruch. NStZ 1995. 
354 f.: Sternberg-lieben. Jura 1995. 299 (306. 308). - Zur überholten Gegenansicht s iehe 
Dencker, St V 1994. 667 (674 f.). 

1 O Sternberg-liehen. JZ 1995 , 844 (845 , 847): Schneider. JR 1996.40 1 (406). Hiergege n: Makrut~ki , 
Verdeckte Erm ittlungen. S. 86 f. 
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Charakters der Maßnahme weder eine Vernehmung noch eine vernehmungsähn-
liche Situation im Sinne der Strafprozeßordnung darstellt. 

Dieser Zwi schenbefund besagt indes nicht, daß die in § 136a StPO normi erten 
Wertmaßstäbe für die Beu11ei lung der Zulässigke it des Einsatzes von V-Leuten 
gegenüber inhaftie1ten Beschu ldigten bedeutungs los bleiben . Den Strafverfo l-
gungsbehörden si nd bei der Aufklärung von Straftaten rechtsstaatliche Grenzen 
gesetzt. Sie resultieren aus dem Verfassungsgrundsatz der Gewährl e istung e ines 
fairen Verfahrens. 11 Dieses Prinzip enthä lt ke ine ins Deta il gehenden indi vidua l-
schützenden Regelungen. Es verbürgt vie lmehr gewisse Mindeststandards, di e 
dann zum Trage n komm en, wenn die Auslegung des Prozeßrechts zu e iner un-
haltbaren Beeinträchtigung grundl egender Verfahrenspositionen führen müßte. 
Erforderlich ist e ine Bee inträc hti gung tragender Strukturprinzipien des Straf-
verfahrens. Das Eingreifen des fa ir-tri a l-Grundsatzes setzt mithin e in re lati ves 
Ev idenzerlebni s dergesta lt voraus, daß s ich die Unhaltbark e it e ines Rechts-
zustandes nach der Gesamtschau der rat io-e insch lägigen Verfahrensvorschriften 
aufdrängt. 11 Danac h könnte die verdeckte Ausforsc hung des Beschuldigten 
verboten se in , sofern zu der - für s ich betrac htet beanstandungs fre ien - Heim ! ich-
ke it des staatlichen Vorgehens 13 zusätz li che Momente hinzutreten, di e den 
Beschuldigten zu e inem bloßen Ausforschungsobjekt degrad ieren und dadurch 
dem gesamten Vorgehen den Stempel der Unfairneß aufdrücken . Insoweit 
erwe ist s ich der den Zwangsaspekt hervorhebende Ansatz des Bundesgeri chts-
hofes a ls we iterführend.14 Ih m li egen folgende rechtliche Erwägungen zugrunde : 

Auf e inem in Freiheit be findlichen Besc huldi gten lastet kein von staa tlicher 
Se ite bewirkter Druck, Dritten se in del ikti sches Fehl ve rha lten mitzute il en. 
Offenbart er sich dennoch, und erl angen d ie Strafverfol gungsbehörden hi ervon 
Kenntni s, so steht der Verwe rtbarke it dieser In fo rm ationen nichts entgegen. 
Zwar mag s ich der Beschuldi gte in dem se inen Gesprächspartnern entgege n-
gebrachten Ve rt rauen enttäusch t sehen ; di ese Enttäuschung ist jedoch norm ati v 
irrel evant, wei l der in se inen Äuße rungen freie Beschuldigte nunmehr e inem 

11 Zum fa ir-t ri al-G rundsatz BVerfGE 26. 66 (7 1 ): BVerfGE 38. 105 ( 11 1 ): BVerfGE 57. 250 
(274 f. ): 13VcrfGE 63. 380 (390): BVerfGE 70. 297 (308): Klei11k11ech1/Me_Fer-Goßner. StPO. 
44. Aun .. Ein 1. Rn . 18: SK/StPO-Rogo//. Rn. 101 -1 Vo r § 133: Geppert . Jura 1992. 597 (599). 

12 BVerfGE 66. 3 13 (318 f.): BVerfGE 70. 297 (308 f.): BGH StV 1996. 409: SK/StPO-Rogo//. 
Geppert. Jura 1992. 597 (599): Esche/huch. StV 2000. 390 (394 ). 

13 BGHSt 39. 335 (346 r.): BGHSt 42. 139 ( 150 r.): La111111er. Verdeckte Ermittlungen im Straf-
prozeß. 1992. S. 143- 146. 

14 Dem Z\1-a ngsaspekt zuneigend Geppert. JK. StPO, § 252/6: Kre_L Miyaza\\a- Festsch rift, S. 595 
(600). Offenge lassen in BG HSt 44. 129 ( 137). 
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allgemeinen Lebensrisiko erlegen ist und nicht etwa Opfer einer staatlich 
vorstrukturierten verführerischen Gesprächssituation wurde. 15 

Anders gestaltet sich die Lage, wenn ein V-Mann auf einen Untersuchungshäft-
ling angesetzt wird, um ihn zu selbstbelastenden Äußerungen zu veranlassen. 
Der inhaftierte Beschuldigte ist in der Ausgestaltung seiner Kommunikationsbe-
z iehungen beschränkt. Auf ihn wirkt ein von der Haftsituation ausgehender 
psychologischer Druck. Er kann den Beschuldigten in seiner Entschließungs-
freiheit , wem gegenüber er sich worüber äußert, nachhaltig beeinträchtigen. Eine 
gänzliche Aufhebung der Aussagefreiheit dürfte freilich nicht gegeben sein. 
Diese durch spezifische psychologi sche Besonderheiten charakterisierte Lage 
gibt der Befragungss ituation ihr besonderes Gepräge. Der V-Mann trifft auf 
einen durch leg itime staatliche Maßnahmen gleichsam „angeschlagenen" Be-
schuldigten. Er macht s ich dessen Lage im Auftrag der Strafverfolgungsbehör-
den planvoll zunutze, indem er sich das Vertrauen seines arglosen Gesprächs-
partners erarbeitet, um ihn dann später zu selbstbelastenden Angaben zu ver-
anlassen. 16 Hierbei nimmt der V-Mann eine aktive, das Gespräch auf die auf-
klärungsrelevanten Aspekte lenkende Rolle ein. Er wirkt als verdeckt agierender 
Stichwortgeber. 17 Der Beschuldigte kann sich diesen Zumutungen aufgrund der 
Haftsituation nur schwer entziehen, zumal wenn der V-Mann mit ihm diese lbe 
Ze lle teilt und unter Ausnutzung dieses Näheverhältnisses immer wieder an ihn 
herantritt. 18 Eine Befragungss ituation , in der die vorgenannten Umstände zu-
sammentreffen, ist durch eine hochgradige Verengung der Verhaltensspie lräume 
des Beschuldigten gekennzeichnet. Sie bewirkt eine tiefgre ifende Beeinträchti-
gung grundlegender Verfahrenspositionen. Es drängt s ich auf, das staatlich 
gesteuerte Vorgehen insgesamt als unfair anzusehen und di e dadurch erlangten 
Erkenntnisse einem Beweisverwe11ungsverbot zu unterwerfen. 19 

J 5 Vg l. BGHSt 40. 2 11 (214); BGHSt 42. 139 ( 153 f.), S1ern berg-liebe11. Jura 1995. 299 (308): 
Seil~, NStZ 1995, 5 19 f. 

16 Vgl. BGHSt 34. 362 (363); BGHSt 44. 129 ( 135 f.) ; SK/StPO-Rogall. § 136a Rn. 56, 
SK/S1PO-Wo/1er. Rn . 124 b Vor § 151 c Schneider, JR 1996, 401 (407). Enger Hanack, JR 1999. 348 
(349); Roxin. NStZ 1999, 149 ( 150); Maknmki. Verdeckte Ermittlungen im Strafprozeß, 2000, S. 87 
Fn. 228. 

17 Weiterflihrend Eschelbach. St V 2000. 390 (394). der zu Recht auf den strukturellen Unterschied 
zwischen dem bloßen Abschöpfen staatli ch ni cht veranlaßter Äußerungen des Beschuldigten im 
Rahmen der §§ 1 00a. 11 Oe Abs. 1 Nrn. 2, 3 StPO und „provozierten" Selbstbelastungen durch V-
Personen sow ie Ve rd eck te Ermittler ve rwe ist. 

18 Hierauf stellt f-lanack, JR 1999. 348 (349). ab. 

19 Das Einsatzverbot von V-Personen in Haftanstalten ist nicht auf die Ze lle des Beschuldigten 
besc hriinkt. Es erfaßt auch Ausforschungsaktivitäten in anderen Räumlichkeiten der .IVA. Skep-
ti sch 1-fanack. JR 1999, 348 (349). 
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Dieser Rechtsauffassung wird entgegengehalten , die von der Haft ausgehende 
Drucksituation sei nicht prozeßordnungswidrig. Zudem erreiche sie nicht das 
Niveau nötigenden Zwanges im Sinne des § 136a StPO. Der inhaftierte Be-
schuldigte bleibe Herr seiner Aussagefreiheit; ihm sei es mög li ch , sich den 
Einwirkungen des V-Mannes zu entziehen.20 

Die Einwände sind bei isolierte r Betrachtung nachvo llz iehbar. Sie können 
jedoch nicht durchdringen. Darauf, ob allein der von der Untersuchungshaft 
ausgehende Druck rechtswidrig ist und das Ausmaß nötigenden Zwanges im 
Sinne von § 136a StPO erreicht, kommt es nach Fairneß-Kriteri en nicht ent-
sche idend an . Der fair-trial-Grund satz gebietet die Gesamtbetrachtung a ll er 
Umstände der Befragung. Psychi sch wirkender Haftdruck, Heimlichkeit des 
Vorgehens und akt ives Hinwirken auf Se lbstbelastung rechtfertigen in ihrem 
staatlich inszenierten Zusammenwirken das Verdikt der Unfairneß.2 1 

111. Mitteilungen von Informanten über selbstbelastende Äuße-
rungen des Beschuldigten 

1. Informationsgewinnung durch bloßes Aushorchen des Beschuldigten 

Horcht ein Informant einen Mithäftling über dessen Straftaten aus e igenem 
Antrieb ohne staatlichen Auftrag aus, und unterrichtet er hierüber die Straf-
verfol gungsbehörden, sind diese an der Verwertung der Informationen rechtlich 
nicht gehindert. 22 Zwar erfo lgt das Vorgehen des In formanten unter den spezi -
fischen Bedingungen der Haftsituation ; es mag gegenüber dem Mithäftling einen 
Vettrauensbruch darstellen. Indes kann se in Verhalten den Strafverfolgungs-
organisationen nicht zugerechnet werden. Sie tragen keine Verantwortung, wei 1 
sie die aus freien Stücken agierende Pri vatperson zur Straftataufklärung nicht 
herangezogen haben .23 Hierin liegt der tragende Unterschied zu den V-Mann-
Fäll en, in denen der Staat unter den Bedingungen der Untersuchungshaft a ls 

20 Na11ack, JR 1999. 348 (349): Roxin. NStZ 1999. 149 ( 150). 

2 1 Der Aspekt der Täuschung spie lt keine eigenständige Rolle. Im übrigen ste llt das bloße Ver-
schweigen der staat li chen Anbindung des V-Mannes ke ine Täuschung im Rechtss inne dar. 
Weiterführend hierzu Stemherg -Liehe11 , JZ 1995 , 844 (848); Schneider. JR 1996. 40 1 ( 406). 
Abweichend - die normati ve Relevanzschwe ll e der Irreführung verneinend - Fe=er. JZ 1987. 938; 
Roxi11, NStZ 1995, 465 f.: lammer, Verdeckte Ermittlungen, S. 164- 169. 

22 BGH NStZ 1989. 32 f. Zum Begriff der In formanten , Erfurth , Verdeckte Ermittlungen. S. 32 r., 
Schmit=, Verdeckte Ermittl er, S. 143 (146); Weßlau, Vorfeldermittlungen, 85 . 

23 BGH NStZ 1989. 32/33: BGHSt 44 , 129 ( 136); Roxin, NStZ 1999. 149 ( 150): Kleinknecht/Meyer-
Goßner. § 136a Rn. 2; SK/StPO-Roga//. § 136a Rn . 56: Geppert, JK, StPO, § l 36a/b. 
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Initiator des Aushorchens Einfluß auf den Kommunikationsprozeß nimmt und 
deshalb die Berechtigung verliert, die durch die verdeckte Operation gewon-
nenen Erkenntnisse zu verwerten.24 

Maßstab für die Unterscheidung zwischen der Tätigkeit von V-Leuten und 
Informanten ist der Begriff des „Einsatzes". Ein solcher liegt vor, wenn die 
Strafverfolgungsorgane einen Häftling zum Aushorchen eines Mitgefangenen 
bestimmen. Für die Annahme eines Einsatzes reicht es aus, wenn die Straf-
verfo lgungsbehörden auf das Vorgehen des kooperationsbereiten Häftlings 
stimulierend oder steuernd Einfluß nehmen, etwa indem sie ihn in seinem 
Vorhaben bestärken oder ihm Tips zur Ausgestaltung seines Vorgehens geben. 
Beschränken sich die Strafverfolgungsbehörden hingegen auf eine stimulie-
rungsneutral e Entgegennahme der durch autonome Ausforschung gewonnenen 
Erkenntnisse, fehlt es an der für den V-Mann-Einsatz typi schen Zurechnungs-
brücke der Einwirkung auf den Prozeß der Informationsgewinnung. Das staatli-
che „Beteiligungsdefizit" rechtfertigt es, den mit der Poli ze i zusammenarbeiten-
den Häftling als bloßen Informanten anzusehen. 

Für die Abgrenzung V-Mann/Informant spielt es keine Rolle, ob s ich die Koope-
ration des Gefangenen mit der Poli zei auf einen einzigen Kontakt beschränkt 
oder aber in mehreren Akten erfolgt. Der Bundesgerichtshofhat entschieden, daß 
die Strafverfol gungsbehörden nicht verpflichtet sind, fortwährende Aus-
forschungsaktivitäten eines Informanten nach ihrem Bekanntwerden zu unterbin-
den. 25 Hiergegen spreche, daß der sich se lbst belastende inhaftierte Beschuldigte 
einem allgemeinen Lebensrisiko erliege, das den Strafverfolgungsbehörden nicht 
zugerechnet werden könne .26 Diese Sichtweise überzeugt. Zwar mag das Abstel-
len auf das „allgemeine" Lebensri siko vordergründi g irritieren, weil s ich der 
inhaft ierte Beschuldigte in einer Ausnahmesituation befindet. Gegen die damit 
implizierte Ri s ikoverteilung ist rechtlich jedoch nichts einzuwenden. Das An-
sinnen, sich vor nötigungsneutralen, gleichsam „sauberen" Ausforschungs-
bemühungen von Mithäftlingen se lbst zu schützen , überfordert den Beschuldig-
ten nicht. Verliert er die Selbstkontrolle, ist aussch ließlich er für die Gefahr der 
Weiterleitung der ihm „abgelisteten" Informationen an die Strafverfolgungs-
behörden zuständig. Kommt es dazu, realisiert sich ein Risiko, das mit der 
Inhaftierung typischerweise verbunden ist und keiner normativen strafprozessua-
len Korrektur bedarf. 

24 Vgl. Roga/1, a.a.O. 

25 BGH NS tZ 1989. 32/33: BGHSt 44, 129 ( 136). 

26 BGH NStZ 1989, 32/33. 
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Te il e des Schrifttums befürworten be i längerwährender Kooperation von In for-
mant und Poli ze i eine Korrektur dieser Zurechnungsgrundsätze : Bei einer auf 
Geständniserlangung gerichteten dauernden Zusammenarbeit werde der In for-
mant von den Behörden für ihre Ermitt lungstätigkeit benutzt. Darauf, von wem 
der Anstoß zur Zusammenarbeit ausgegangen sei, könne es nicht ankommen. 
Vi e lmehr se ien die Behörden gehalten, den Gefangenen vor massiven Eingriffen 
in di e Freiheit selbstbestimmten Verha ltens zu schütze n. Dies folge aus dem 
Sonderstatusverhältnis der Untersuchungshaft. Aus ihm erwüchsen den Strafver-
fo lg ungsbehörden besondere Schutzpflichten zur Wahrung der physischen und 
psychi schen Integrität der Häftlinge . Sie gäben Veran lassung, fortwährende 
Ausforsch ungsmaßnahmen - etwa durch Verlegung eines Gefangenen - zu 
verhindern. Die unter Verstoß hiergegen erlangten Informationen seien im Straf-
prozeß unverwertbar. 27 

Diesem Ansatz kann nicht gefo lgt werden. Er g ibt die mit dem Begriff des „E in-
satzes" verbundene Grenzziehung zwischen zulässiger In formationsgewinnung 
durch stimulierungsneutrale passive Entgegennahme von Erkenntnissen und 
unzul äss ige r Informationsbeschaffung durch Einsatz von V-Personen zugunsten 
des vagen Unterscheidungskriteriums der „dauernden Zusammenarbeit" auf. Es 
ist unkl ar, wie vie le Kontakte vorliegen müssen, um die Zusammenarbeit a ls 
„dauernd" einstufen zu können. Das Argument, der Staat sei nach den für 
Sonderstatusverhä ltnisse geltenden G rundsätzen gehalten , den Gefangenen vor 
Beeinträcht igungen seiner Will ensfreiheit durch Mithäftlinge zu schützen, müßte 
konsequenterweise sogar di e Erst information des kooperationswilligen Häftlin gs 
erfassen. Denn auch diese konnte nur unter den der verdeckten Informat ions-
gewinnung förderlichen Bedingungen der Untersuchungshaft erfol gen. Eine 
dera rti ge Einebnung der Unterscheidung zwischen Informanten und V-Personen 
ste llt indes a ll zu einseitig auf di e Schutzbelange des inhafti erten Beschuldigte n 
ab und verli ert die legitimen staatlichen Aufklärungsinteressen aus dem Blick . 
Ein solchermaßen begründetes Beweisverwertungsverbot führt zu weit. 28 Dem 
erwachsenen, gesu nden Beschuldi gten muß im Strafverfahren nicht j edes 

27 Hwwck. JR 1999. 348 (3 -19) : Roxi11. NStZ 1999, 149 ( 150): SK/StPO-Roga//. § 136a Rn. 56: SK/ 
StPO-Wolter. Rn . 138 Vor ~ 15 1. In BGHSt 44. 129 ( 136 f.) w ird die Pnicht zum Ei ngre ife n auf 
massive Eingriffe begrenzt. 

28 Dazu. daß Bewei sverwe rtungsverbote im Rahmen einer normati ve n Feh lerfo lgen lehre Ergeb ni s 
eine r kompl exe n Abwägun g der aufe in anderprall enden gegenl äufi gen in dividuellen und öffe ntli -
c hen Be la nge s ind . s iehe Rogu/1. Ha nack- Festschrift ( 1999), S 293 (302-308). Weiterführend 
BGHSt 38. 214 (220): BGHSt 42. 139 ( 157): BGHSt 42. 170 (172) sowie Kleinknech1/ 
Mever-0oß11er. Ein 1. Rn . 55 sowie Schneider. Jura 1997 , 131 ( 136). Z ur Kritik der Abwägungs-
le hre Störmer. Gru nd lagen, S. 190- 193 und A111e/1111g, Bemmann-Festschrift ( 1997). S. 505 (52 1 ). 
Gegen d ie do,1 geä ußerten methodo logische n Bedenken Roga/1. a.a.O .. S. 293 (295-3 00) . 
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Selbstbelastungsrisiko abgenommen werden. Vielmehr ist ihm zumutbar, seine 
Belange auch alle in zu wahren.29 Staatliche Fürsorge und indi viduelle Autono-
mie zum Selbstschutz s ind aufe inander abzustimmen.30 E ine erste vorläufige 
Grenzlinie könnte allenfal ls dort verlaufen , wo der Staat das Se lbstbel astungs-
risiko intensiv iert , indem er auf di e Preisgabe belastender Informationen aktiv 
hinwirkt. So verhält es sich bei der Entgegennahme von In formantenwissen 
jedoch nicht. Hieran vermögen Erwägungen zum Sonderstatusverhältni s grund-
sätzlich nichts zu ändern. Das wird deutli ch, wenn man den vom Bundesge-
richtshof entsc hi edenen „ Wahrsagerin-Fall" in den Blick nimmt. 

2. Informationserlangung mit Hilfe strafbarer Aufklärungsmethoden 

Der Bundesgeri chtshof hatte s ich jüngst mit der Frage zu befassen, ob Mittei-
lungen eines In formanten im Strafverfahren unverwertbar s ind, wenn sich di eser 
bei der In formationsgewinnung gegen über dem Mithäftling strafbarer oder sonst 
unredlicher Aufklärungsmethoden bedi ent hat.3' Dem Urteil des 5. Strafsenats 
des Bundesgerichtshofes vom 21. Juli 1998 lag im wesent li chen fo lgender Sach-
verhalt zugrunde : 

Die Beschuldigte befand s ich wegen Mordverdachts in Untersuchungs-
haft . Dort lernte s ie die Zeugin S. kennen. S. beze ichnete s ich gegenüber 
der Beschuldigten als Wahrsagerin und gab vor, durch ihre übersinnlichen 
Kräfte Einfluß auf di e Strafverfolgungsbehörden nehmen und di ese zu 
einem milden Urteil bewegen zu können. Voraussetzung sei a llerdings, 
daß sich die Beschuldigte rückhaltlos offenbare und den Tathergang 
schriftlich ni ederlege. Die Beschuldigte führte mit S. wiederholt Gesprä-
che und gab Einzelheiten der Tatbegehung preis. 

Die Schwurgerichtskammer verurteilte die Angeklagte wegen Mordes. Sie 
stützte ihre Überzeugung auch auf die Bekundungen der S. Di e Verteidi-
gung hatte der Vernehmung der S. widersprochen. Sie hatte unter Bewe is 
gestellt , daß S. mit der Angek lagten vor den „Sitzungen" Haschisch ge-
raucht habe. Dies habe bei der drogenunerfahrenen Angeklagten zu einem 
Realitätsverlust ge führt , aufgrund dessen sie der suggestiven Kraft der S. 
erlegen sei. Hieraus resultiere ein Beweisverwertungsverbot für die selbst-
belastenden Angaben der Angekl agten . Die Schwurgeri chtskammer sah 

29 BGH StV 1996.409(4 10):Schneider, Ju ra 1997, 13 1 ( 136 f.) . 

30 Vg l. Götz, Die gerichtli che Fürsorge im Strafverfahren. 1980, S. 334; Ku/wein, Die prozessua le 
Fürsorgepnicht im Strafverfa hren, 1985, S. 134 f.: SK/StPO-Roga//. Rn. 114 Vor § 133. 

3 1 BGH St 44, 129(143). 
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aus Rechtsgründen keine Veranl assung, auf die Beweisanregungen der 
Verteidigung näher einzugehen. Hiergegen wandte s ich die Angeklagte 
mit ihrer Revis ion. 

Eigenständige Ausforschungsbemühungen von Häftlingen in Justi zvollzugsan-
sta lten fallen in die Kategorie der Beweisermittlungen durch Privatpersonen . Die 
Vorschriften der Strafprozeßordnung richten sich ausschließ lich an di e Strafver-
fo lgungsorgane. Sie entfalten gegenüber Privaten keine Drittwirkung.32 Die 
Rechtswidrigkeit des Verhaltens Privater bei der Beweisgewinnung steht der 
prozessualen Verwertbarkeit der erlangten Bewe ismittel grundsätzlich nicht 
entgegen. 33 Ausnahmen sind nur für extrem menschenrechtswidriges Vorgehen 
Privater bei der Beweisgewinnung vorgesehen.34 Hierunter soll bei spielsweise 
die Erpressung eines Geständnisses durch qualvolle Fo lter fa llen. 35 Ähnli ch 
verl äuft die Grenzziehung, wenn man die Verwertbarkeitsfrage nicht aus der 
Perspektive privater Beweisgewinnung nach Zurechnungskriterien di skutiert , 
sondern auf den staatlichen Akt der Beweisverwertung abstellt. 36 Auch dann 
wird die für das Eingreifen von Beweisverwertungsverboten charakteristische 
Abwägung der individuellen und staatlichen Belange - jenseits des Bereichs des 
Menschenrechtswidrigen - in der Rege l zum Vorrang der Strafverfolgungsinter-
essen führen. 37 

Beurteilt man das Vorgehen der Zeugin S. nach di esen Maßstäben, spricht ni chts 
für das Eingreifen eines Bewe isverwertungsverbots . Zwar kann die Verabrei-
chung von Drogen zur Förderung der Einlassungsbereitschaft mit dem Makel der 
Menschenrechtswidrigkeit behaftet sein, wenn die Drogenbeibring ung heim! ich 
oder gar gegen den Wi ll en des Beschuldigten erfol gt. Solche Verhaltenswei sen 
negieren di e Persönlichkeit des Betroffenen in ihrem Kern und degradieren ihn 
zum bloßen Objekt fremdbestimmter Ausforsc hungsaktivi täten. Dem muß der 

32 BG HSt 27. 355 (357) ; KK -ßoujong, § 136a Rn. 3: Klein/mecht/Meyer-Goßner, § 136a Rn . 3. 

33 Kleinknech1/Meyer-Goß11er, § 136a Rn . 3: Roxi11. Strafverfa hrensrecht, 25 . Aufl .. § 24 Rn . 48: 
Beu/ke, Strafp rozeßrecht , 4 . Aufl .. § 23 Rn . 478: 0110. Kleinknecht-Festschrift, 1985. S. 3 19 (33 8. 
340); Ranft, Spendel-Festschrift , 1992, 7 19 (736). 

34 KK-Boujong, § 136a Rn . 3; SK/StP0-Roga/1, § 136a Rn . 15; Roxin, Strafverfahrensrecht. § 24 
Rn . 48; Beulke, Strafprozeß recht, § 23 Rn. 4 79; Alsberg/Nüse/Meyer, Der Bewe isantrag im 
Stra fp rozeß, 5. Aufl ., 484; 0110, Kleinknecht- Festschri ft, 1985. S. 3 19 (340); Herr111c11111. 
Jescheck-Festschrift. 1985. S. 1291 ( 1305). 

35 SK/StP0-Roga/1. § 136a Rn . 15; Roxin, Strafverfa hrensrecht, § 24 Rn . 48. 

36 Siehe hi erzu Stör111er, Dogmat ische G rundlagen der Verwertungsverbote, 1992. S. 129- 133 ; 
Bocke111iihl, Private Ermittlungen im Strafprozeß. 1996. S. 124-1 29: Dencker, Verwe rtungsverbote 
im Strafprozeß, 1974, 109; Gropp, St V 1989, 216 (220). 

37 Bockemühl, Private Ermittlungen. S. 130 f. 
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Staat mit einem Beweisverwertungsverbot entgegentreten. r m Wahrsagerin-Fall 
nahm die Angeklagte die Drogen jedoch im Einvernehmen mit S. Darin liegt 
eine eigenverantwo11l iche Beeinträchti gung der Selbstkontrolle ; denn nach der 
Lebenserfahrung spricht nichts dafür, daß der Angek lagten drogenbedingte Aus-
wirkungen auf ihr Verhalten vö lli g unbekannt waren. Dieser Aspekt nimmt dem 
Vorgehen der S. den Charakter der rücksichts losen Unterwerfung der Ange-
klagten zum bloßen Ausforschungsobjekt. Er steht einem se lbstständi gen Be-
wei sverwertungsverbot entgegen.38 

Der 5. Strafsenat neigt in Fällen des Ausforschens inhaftie11er Beschuldigter 
einer Modifikation dieser Grundsätze zu. Eine Zurechnung könne sich aus-
nahmsweise sowohl aus der A11 des Zusammenwirkens zwischen den Ermitt-
lungsbehörden und der Pri vatperson ergeben a ls auch aus den Umständen, unter 
denen die Privatperson zu beweiserheblichen Angaben eines Tatverdächtigen 
ge langt. Eine so lche Zurechnung privater Informationserhebung jense its der 
Grenze des Menschenrechtswidrigen komme im „Wahrsagerin-Fall" in Betracht, 
weil die Zeugin S. unter den besonderen Bedingungen der Untersuchungshaft 
die Willensfreiheit der Angeklagten durch Drogen mit bewußtseins verändernder 
Wirkung beeinflußt haben könnte. Die zentra le Begründungspassage lautet wie 
folgt' 9

: 

Müssen Untersuchungsgefangene im Interesse einer geordneten Straf-
rechtspflege Einschränkungen ihrer physischen und psychischen Freiheit 
hinnehmen, so trifft den Staat im Gegenzug die Verpflichtung, sie vor 
massiven Eingriffen nicht nur in ihre körperliche Integrität, sondern auch 
in die Freiheit selbstbestimmten Verha ltens zu schützen , denen sie infolge 
der Haftsituation - anders als bei der Wahl sozia ler Kontakte im freien 
Leben - nur begrenzt ausweichen können (vgl. auch Seebade, Der Vollzug 
der Untersuchungshaft, 1985, S. 68 f.). Erfü ll en staatliche Behörden diese 
Verpflichtung nicht, obwohl sie von mass ive n Übergriffen oder gar Straf-
taten im Zusammenhang mit der Ausforschung Tatverdächti ger durch 
Mithäftlinge Kenntnis haben oder bei pflichtgemäßer Erfü llung ihrer 
Aufgaben hätten Kenntni s haben müssen, so ist ihnen das Verha lten ihrer 
In formanten zuzurechnen." 

Die Entscheidung des 5. Strafsenats hat Zustimmung gefunden . .j0 Der Gedanke 
der Verantwo11lichkeit der Strafverfolgungsbehörde für die physische und 

38 Anders Be ulke. Strafp rozeßrecht. 23 Rn. 4 79. 

39 BGHSt 44. 129 ( 136 f. ). 

40 Hcmack. JR 1999. 348 (349 f.): Roxin, NStZ 1999, 149 (150): Fahl, JA 1999, 102 ( 103 f.) ; 
Esche/bach. St V 2000, 390 (392). 
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psychi sche Integrität der Häftlinge ist freilich zu pauschal , um di e Zurechnung 
des Verhaltens Pri vater zum Staat im Kontext der Bewei sverwertung fundieren 
zu können: 

In der strafrechtlichen Zurechnungs lehre ist geläufig, daß nicht jeder Pflichten-
verstoß die Verantwortlichkeit für den Eintritt des tatbestandlichen Erfo lges 
begründet. Die Erfolgszurechnung setzt vielmehr voraus, daß der Täter eine 
Norm verletzt, deren Einha ltung dazu dient, den Erfolgse intritt zu verhindern. 
Entscheidend ist insoweit die Typizität der aus einem verbotenen Verha lten 
resultierenden Gefahren. Feh lt es an diesem Pflichtwidrigkeitszusam menhang, 
muß der Täter für den Erfo lg rechtlich nicht einstehen. Denn Aufgabe der 
Verbotsnorm ist es nicht, atypischen Gefahren oder gar dem allgemeinen , 
rechtlich gebill igten Lebensri siko entgegenzuwirken.41 

Die Notwendigkeit eines Pflichtwidrigkeitszusammenhanges zwischen rege l-
widrige m Verha lten und Erfol g besteht auch im Strafverfahrensrecht. Geht es 
darum, ob staat li ches Fehlverhalten bei der Beweisgewinnung ein Bewei sver-
wertungsverbot nach sich zieht, ist die Schutzrichtung der Rege lung, gegen di e 
der Staat bei der Erlangung der Beweise verstoßen hat, zu klären. Hierin mag 
zwar nicht der einzige, woh l aber ein wesentlicher Gesichtspunkt für die Herlei-
tung e ines Beweisverwe11ungsverbots liegen.-12 Gibt der Schutzzwec k der bei der 
Bewe isgewinnung verletzten orm für die Unverwe11barkeit des Beweises 
nichts her, dürfte es bei der komplexen Abwägungsentscheidung zur Begrün-
dun g e ines Beweisverwertungsverbots j ense its des im vor li egenden Kontext 
nicht tangierten Bereichs der Menschenrechtsverletzung schwerfall en darzutun , 
wesha lb e ine Information zur Aufklärung e ines Kapitaldelikts ungenutzt bleiben 
soll. 

Gemessen hieran kommt ein Beweisverwertungsverbot im „Wahrsagerin-Fall" 
nicht ohne weiteres in Betracht. Zwar mag den Justi zvoll zugsbehörden ein 
fahrlässiges oder gar vorsätzliches Organisationsverschulden hinsichtlich der 
Verhinderung des Rauschgiftkonsums zur Last fa llen. Dies reicht für das Ein-

41 Frisch. Tatbestandsmäß iges Verha lten und Zurechnung des Erfolges, 1988. S. 58-67 (72-77. 
80- 147): Toepel. Kausa lität und Pnichtwidrigkeitszusammenhang beim fahrläss igen Erfo lgsdelikt. 
1992. S. 202-212: SK/StGB-Rudolphi. Rn . 63 f. Vor § I; Roxin, Strafrecht Allgemei ner Te il. 
Band 1. 3. Aufl .. § 11 Rn. 72- 75: S1ra1e11wer1h, Strafrecht Allgemeiner Tei l 1. 4. Aufl.,§ 8 Rn . 25, 
38-40:_ Kriimpe/11101111. Bocke lmann-Festschrift. 1979, S. 443 (447-462) . 

42 Zu den im Detai l va riierenden Schutzzweck lehren Grünwald, JZ 1966, 489 (492-495); Rudo/phi. 
MDR 19 70, 93 (97 ff.) sowie den Überblick bei Slörmer, Grundlagen, S. 181-196. Dazu, daß der 
Schutzzweck einer Norm innerh alb der ein Beweisverwertungsve rbot konstituierenden Abwägung 
einen Faktor darstellt. siehe BGHSt 38, 214 (220-224): Roga/1. Grünwald- Festschri ft ( 1999). 
S. 523 (530, 546 f.); Roxin, Strafverfahrensrecht,§ 24 Rn. 23. 
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greifen eines Beweisverwertungsverbots jedoch nicht aus, weil zwischen dem 
fehlerbehafteten Akt privater Beweisgewinnung und der Verwertung der Infor-
mation im Strafverfahren kein zurechnungsspezifischer Pflichtwidrigkeitszusam-
menhang besteht: 

Den Bediensteten der JV A obliegt der Schutz der physischen und psychischen 
Integrität der Häftlinge. Ist ein Gefangener sozial inadäquaten Zumutungen von 
Mithäftlingen ausgesetzt, müssen die Bediensteten einschreiten. Hierdurch 
avancieren sie aber nicht zum Garanten der Einlassungsfreiheit der Gefangenen. 
Die Wahrung der Willensfreiheit des bedrängten Beschuldigten ist Zweck an 
sich. Drohungen und Schläge müssen vom Anstaltspersonal ohne weiteres unter-
bunden werden , egal mit welcher Zielrichtung sie gegenüber dem bedrängten 
Häftling vorgenommen werden. Daraus läßt sich noch nicht ableiten, welche 
strafprozessualen Folgerungen zu ziehen sind, wenn die Bediensteten der JV A 
ihrer Interventionspflicht nicht nachkommen. Die Annahme eines Beweis-
verbotes für abgenötigte selbstbelastende Äußerungen ließe sich - sofern keine 
Menschenrechtswidrigkeit zu besorgen ist - nur bejahen, wenn das staatliche 
Eingreifen nachgerade Schutz vor Selbstbelastung gegenüber Mithäftlingen 
bieten sollte. Eine solche funktionale Auffächerung der Interventionspflicht er-
scheint freilich dezisionistisch; sie läßt sich auf das Sonderstatusverhältnis der 
Untersuchungshaft nicht zurückführen. Der Umstand, daß der inhaftierte Be-
schuldigte von dem integritätswahrenden Eingreifen des Staates umfassend 
profitiert, markiert einen bloßen Schutzreflex.43 Er genügt für eine Verhaltens-
zurechnung nicht. 

Ebenso verhält es sich mit der von den Justi zvollzugsbediensteten wahrzu-
nehmenden Aufgabe der Verhinderung des Drogenkonsums in Haftanstalten. 
Diese Pflicht dient der Gefahrenabwehr, nicht aber dem Schutz vor unbeabsich-
tigter Selbstbelastung. Die aus dem frei verantwortlichen Drogenkonsum resul-
tierenden individualschädlichen Weiterungen sind für das Einsetzen der staat-
lichen Interventionspflicht irrelevant. Insgesamt ist die Gefährdung des Häftlings 
vor Ausforschung durch Mitgefangene in einer JV A allgemeiner Natur. Sie löst 
weder einen speziellen Schutzanspruch aus noch gebietet sie eine strafprozessua-
le Absicherung durch ein besonderes Beweisverwertungsverbot.44 

Allerdings bleibt zu klären , ob allgemeine Grundsätze der strafprozessualen 
Beweisverbotslehre eine Ergebniskorrektur nahelegen. In Betracht kommt die 

43 Siehe hierzu allgemein, Roxin, AT, § 11 Rn. 72-74: NK-Puppe , Rn. 208 ff Vor § 13. 

44 Vgl. BGH NStZ 1989, 32/33. 
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Leitidee der Wahrung der Legitimation zum Strafen durch prozeßordnungs-
gemäßes Vorgehen der Strafverfolgungsorgane45: 

Ermittelt der Staat gegen Tatverdächtige, tritt er stellvertretend für die Gemein-
schaft mit dem Anspruch als Wahrer des Rechts auf. Dieses Vorgehen büßt einen 
Teil seiner integrationsstiftenden Überzeugungskraft ein, wenn bei der Rechts-
durchsetzung das Recht in massiver Weise gebrochen wird.-16 Die damit verbun-
dene Ei nbuße der Legitimation der Beweisführung tritt deutlich zu Tage, wenn 
die Strafverfolgungsbehörden in Wahrnehmung ihrer Aufgaben gezielt gegen 
Strafbestimmungen verstoßen, um Beweise zur Überführung des Beschuldigten 
zu erlangen. Rechtsethi sch vergleichbar sind Konstellationen , in denen den 
Strafverfolgungsbehörden ein strafbarer vorsätzlicher Rechtsverstoß zur Last 
fällt, der für die Gewinnung überführungsrelevanter Erkenntnisse kausal wird, 
ohne mit diesem Ziele vorgenommen worden zu sein. Selbst wenn die a ls 
vorsätzlich zu bewertende lnvolvierung einzelner Repräsentanten der Strafver-
folgungsorgane in das strafrechtlich relevante Geschehen der Beweisgewinnung 
nicht finalen Charakter aufweist, desavouiert allein der Aspekt der Vorsätz-
lichkeit die Legitimation zur Beweisführung derart nachhaltig, daß mit einem 
Beweisverwertungsverbot reag iert werden muß.-1 7 Beschränkt sich die Betei li-
gung des Staates hingegen auf fahrlässige beweisrelevante „Tatbeiträge", leidet 
die Berechtigung zur Beweisführung nicht in gleichem Maße.-18 Dies gilt umso 
mehr, wenn der ein Beweisverwertungsverbot reklamierende Beschuldigte das 
Erkennen der verbotsbegründenden tatsächlichen Umstände durch eigenes Ver-
halten planvoll erschwer1 hat. 49 

In Anwendung dieser Grundsätze könnte im „Wahrsagerin-Fall" ein Beweis-
verwertungsverbot eingreifen, wenn die Strafverfolgungsbehörden vom Vorge-
hen der Zeugin S. positiv Kenntnis gehabt hätten und diese bewußt gewä hren 

45 Amelung, ln fo nnati onsbehe rrschungsrec hte im Strafprozeß, 1990, S. 20-22; Dencker, Verwer-
tungsverbote im Strafprozeß. 1974 , S. 59-65; Neumann. ZS tW Bd. 101 ( 1989), S . 52 (66 f.) -
Kriti sch Roga/1, ZStW Bd . 91 ( 1979), S. I ( 13 f.): Störmer, Grundlagen , S. 202 f. 

46 Amelung. ln formationsbeherrschungsrechte, 22. nennt in soweit die Mißachtung der Menschen-
w ürde und den Bruch der Strafgesetze. 

47 S iehe hierz u Schroeder, Strafprozeßrecht. 2. Aufl ., Rn . 131. 

48 Z ur Notwendi gkeit der Restriktion dieses Ansatzes Roga/1, ZStW Bd. 91 ( 1979), S. 1 ( 13): 
Störmer. G rundl agen. S. 202 f. 

49 Damit wird di e Annahme e ines Beweisve rwertun gsverbots nicht etwa von einem Verschulden der 
Strafverfolgun gsorga ne bei der Beweisgewinnung abhäng ig gemacht. Allerdings muß das Verha l-
ten des (potenz ie ll) Schutzbedürftigen in die wertende Abwägung der individuellen und staat li-
chen Belange einfließen. Siehe hierzu Rogall, Hanack-Festsc hrift (1999), S. 293 (398). 
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ließen (Beteiligung an Straftaten nach § 29 Abs. l Nr. 1, l 0 BtMG).5° Fehl-
verhalten unterhalb dieser Schwelle tastet die Legitimation zur Beweisführung 
nicht an, zumal die Beschuldigte durch den hei mlichen Rauschmittelkonsum 
staatliches Eingreifen gezielt vereitelt hat. 

IV. Einsatz technischer Hilfsmittel zur Gesprächsüberwachung 

Verdeckte techn i kgestützte Aufklärungsmaßnahmen in Haftanstalten sind für die 
Strafverfolgungsbehörden nicht erst seit der Einführung von § 1 0üc StPO ein 
Thema. Vielmehr konnten Polizei und Staatsanwaltschaft bere its zuvor aus der 
Haftanstalt geführte Telefongespräche e ines Beschuldigten nach den §§ l 00a, 
l 00b StPO abhören und aufzeichnen. Gegen die Zulässigkeit derartiger Maß-
nahmen bestehen rechtlich ebenso wenig Bedenken wie gegen die Verwert-
barkeit der durch die Überwachung gewonnenen Erkenntni sse im Strafverfahren. 
Ebenso wie der Beschuldigte mit der Kontrolle der Haftpost zu rechnen hat , muß 
er sich auf die Überwachung seiner fernmündlichen Kontakte mit der Außenwelt 
ei nste llen. Das bloße Einräumen der Mög lichkeit zum Telefonieren besagt nicht, 
daß dies ohne jegliche - auch verdeckte - Überwachung geschehen kann. Für 
besondere haftbedingte Restriktionen besteht keine Veranlassung, da sich die 
Strafverfolgungsbehörden auf das passive Ausschöpfen selbstbel astender I nfor-
mationen beschränken, ohne steuernd in den Kommunikati onsvorgang e inzu-
greife n. Ein wertungsmäßig re levanter Unterschied zur Überwachung von 
Telefonaten eines auf freiem Fuße befindlichen Beschuldigten besteht nicht. 

1. Gesprächsüberwachung in Besucherzellen 

Die Vorschrift des§ I 00c StPO bietet den Strafverfolgungsorganen we itergehen-
de Eingriffsmöglichkeiten. Gestützt auf Anordnungen nach § l 0üc Abs. l Nr. 2 
StPO wird ihnen der Zugriff auf sämtliche Gespräche des inhaftierten Be-
schuldigten gewährt. Dadurch werden die Ermittlungsbehörden in die Lage 
versetzt, auch die Binnenkommunikation der Häftlinge zu kontrollieren . Weiter-
hin können sie Gespräche des Beschuldigten mit Besuchern verdeckt über-

50 Z ur Beihilfe durch Unterl assen in Fällen untät ige r Polizisten BGHSt 38, 388; BGH NJW 1989, 
914 (9 16), sowie weiterführend Schönke/Schröder/Stree, § 13 Rn. 52. Zur strafrechtli che n 
Verantwo rtlic hke it von Vo llz ugsbeam ten bei Mißhandlungen Gefangener untere inande r BG H St V 
1982 , 342. Danach dürfen Vollzugsbedienstete dem Rauschgiftkonsum nicht strafl os zusehen . 
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wachen. Mit der Frage, ob diesem Abhören in Haftanstalten rechtliche Grenzen 
gesetzt sind, hatte sich jüngst der Bundesgerichtshof zu befassen.51 Dem U11eil 
des 3. Strafsenats vom 24. Juli 1998 lag im wesentlichen fo lgender Sachverhalt 
zugrunde: 

Der Beschuldigte befand s ich wegen des Vorwurfs der besonders schwe-
ren Brandstiftung in Untersuch ungshaft. Do11 besuchten ihn se in Vater 
und zwei Brüder. Die Besuche wurden in Besucherzell en dergestalt abge-
wickelt, daß ein Beamter der JV A sowie ein Dolmetscher für die arabi-
sche Sprache die Gespräche der Bete iligten überwachten. Darüber hinaus 
wurden die Unterredungen auf ri chterliche Anordnung gemäß § 1 00c 
Abs. 1 Nr. 2 StPO verdeckt abgehört und aufgezeichnet. 

In der Hauptverhandlung wies das Landgericht den Antrag der Staats-
anwaltschaft auf Abspielen näher beze ichneter Gesprächsstellen mitten-
denziell selbstbelastendem Inhalt zurück . Die Strafkammer vertrat die 
Auffassung, die Aufze ichnungen se ien ohne gesetzli che Grund lage zu-
standegekommen und unterlägen daher einem Bewei sve rwertungsverbot. 
Die gegen den Freispruch des Angek lagten gerichtete Revi sion eines Ne-
benklägers hatte mit der Aufk lärungsrüge Erfolg. 

Der Bundesgerichtshof sah in § 1 00c Abs. 1 Nr. 2 StPO eine taug li che Ermäch-
tigungsgrundlage für das Abhören und Aufzeichnen von Gespräc hen in Be-
sucherzellen. Daß die abgehörten Gesprächspartner Angehörige des Beschul-
di gten im Sinne des§ 52 StPO waren52 , reichte dem 3. Strafsenat zur Begrün-
dung e ines Beweisverwertungsverbots nicht aus. 53 Allerdings verwies er darauf, 
daß di esem Aspekt bei der konkreten Beurte ilung der Verhältni smäßigkeit des 
Grundrec htse ingriffs Rechnung zu tragen se i. Orientierungshilfe könne§ 1 00d 

51 BGHSt 44. 138 (143). 

52 Köhler. ZStW Bd .107 (1995), 10 (39), sowie Du11ge. JZ 1999. 26 1 (263 f.) erachten die Überwa-
chung von Gesprächen zwischen dem Beschuldigten und zeugnigsverwe igerun gsberechtigten 
Personen im Sinne von § 52 StPO als unzulässig. Die ol\\endigke it des Schutzes der inner-
fa miliären Kommunikation sei rechtl ich geboten und durch analoge Anwendung von § 97 StPO 
umzusetzen. Diese Sichtwe ise überzeugt ni cht . Abgesehen davon. daß der Recht sgedanke des§ 97 
StPO nicht auf die Vorschrift des § 100c Abs. 1 Nr. 2 StPO übertragbar ist (vgl. BGHSt 33 , 347 
(35 1 f.)). fehlen auch die we iteren methodologischen Voraussetzungen für eine Analogie: § 1 00c 
Abs. 1 Nr. 2 StPO ist ni cht planwidrig lückenhaft. Vie lmehr hat der Gesetzgeber bei der Schaf-
fun g dieser Vorschrift und ihrer Ergänzung durch Einfügun g von Nr. 3 in Verbindung mit der 
Regelung in § 1 00d Abs. 3 Satz 3 StPO von einer se kt oralen Beschränkung der Abhörbefugn is 
bewußt Abstand genommen (beredtes Sc hweigen). Zur ve rgle ichbaren Diskuss ion bei § 1 00a 
StPO siehe Werfe, JZ 1991 , 482 (488): KK-Nack, § 1 00a Rn . 29 sowie BGHR StPO§ 52 Abs. 1 
Nr. 3 Verwertungsverbot 2. 

53 BGHSt 44, 138 ( 142). 
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Abs. 3 Satz 3 StPO bieten. 54 Darüber hinaus dürfe die Gesprächskontrolle nicht 
zu einer in den Kern privater Lebensgestaltung e indringenden Totalausforschung 
des Inhaftierten führen .55 Andererseits se i bei der Verhältnismäßigkeitsbetrach-
tung zu berücksichtigen, ob die Besuchergespräche in Gegenwart eines Bedien-
steten der JV A erfo lgen ; in derarti gen Fä ll en dürfte der Beschuldigte auf die 
Geheimha ltung des Inhalts der Unterredung gegenüber den Strafverfol gungs-
behörden nicht vertrauen.56 

Nach Maßgabe dieser Grundsätze erachtete der Bundesgerichtshof im Aus-
gangsfall die Abhörmaßnahme auch unter Berücksichtigung der Einbeziehung 
angehöriger Dritter al s verhä ltni smäßig. Er verwies darauf, daß der Beschu ldi gte 
wegen des dringenden Verdachts einer schweren Straftat auch im Vollzug mit 
so lchen Maßnahmen rechnen mußte, die gegen ihn in Freiheit ohne weiteres 
zulässig gewesen wären. 

Die Entsche idung des Bundesgerichtshofs überzeugt. Anzumerken b leibt fol-
gendes: 

Das Verbot e iner Totalausforschung des inhaftierten Beschuldigten steht außer 
Streit. Offen bleibt, was der Bundesgerichtshof darunter versteht. Es wäre vor-
ste llbar, a ls Tota lausforschung die Überwachung sämt li cher Gespräche des 
Häftlings sowohl mit anderen Gefangenen a ls auch mit Besuchern anzusehen. 
Näher li egt hingegen die Annahme, daß der 3. Strafsenat die Kommunikation der 
Häft linge untereinander im Ausgangsfa ll nicht im Blick hatte und eine inak -
zeptable Ausforschung bereits dann für gegeben halten würde, wenn sämtliche 
Gespräche des Beschuldigten mit Besuchern nach § 1 00c Abs. 1 Nr. 2 StPO 
ohne konkreten Anlaß abgehört würden. In der Tat wäre eine solche sektorale 
Tota lausforschung unverhältni smäß ig. Ihr ist bereits im Anordnungsstadium 
dadurch zu begegnen , daß die verdeckte Gesprächsüberwachung nicht generell 
für einen bestimmten Zeitraum, sondern nur von Fa ll zu Fa ll aufgrund e iner 
durch Tatsachen oder kriminali st ische Erfahrung belegten Aufklärungsprognose 
zugelassen w ird .57 

Die auf § 1 00c Abs . 1 r. 2 StPO gestützte Überwachung von Gesprächen des 
inhaftierten Beschuldigten mit Besuchern setzt nicht zwingend voraus, daß die 
Unterredung in Gegenwa11 eines Kontrollbeamten gefüh11 wird. Zwar kam 
diesem Aspekt in der Entscheidung des Bundesgerichtshofes bei der Verhä ltni s-

54 BGHSt 44, 138 ( 142): KK-Nack, § I00c Rn . 3 1. 

55 BGHSt 44. 138 (143). 

56 BGHSt 44. 138 ( 143). 

57 Vgl. LG Bremen St V 1998, 525 (526) fi.ir einen Fa ll der akusti schen Wohnraumüberwachung. 
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mäßigkeitsprüfung Bedeutung zu. Dem Urteil läßt sich jedoch nicht entnehmen, 
daß dieser Umstand für die Zulässigkeit der Maßnahme unerläßlich ist. Er ver-
deutlicht nunmehr die Selbstschutzkompetenz des auch offen überwachten 
Beschuldigten. Die Abwesenheit eines Kontrollbeamten ist für den Beschuldig-
ten jedoch kein tauglicher Anknüpfungspunkt für normativ schützenswertes Ver-
trauen auf gänzliches Freibleiben von verdeckter Überwachung. Hieraus folgt 
lediglich, daß die Strafverfolgungsorgane eine Beeinträchtigung der Haftzwecke 
nicht besorgen . Ein Erklärungsinhalt über das Unterbleiben verdeckter strafpro-
zessualer Aufklärungsmaßnahmen ist mit dem Unterbleiben offener Gesprächs-
überwachung nicht verbunden. Dahingehende faktische Hoffnungen des Be-
schuldigten haben im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung allenfalls 
geringes Gewicht, weil der Staat die Fehlvorstellung nicht in zurechenbarer 
Weise hervorgerufen hat. Das bloße Ausnutzen individueller Unvorsichtigkeit 
durch die Strafverfolgungsbehörden ist weder unverhältnismäßig noch sonst 
unfair. Es überfordert den Beschuldigten nicht, gegenüber Besuchern von der 
Thematisierung der ihm zur Last gelegten Tat abzusehen. Allein die Heimlich-
keit des staatlichen Zugriffs auf selbstbelastende Gesprächsinhalte verlangt 
keine andere Wertung. Hierauf müssen sich sowohl in Freiheit befindliche als 
auch inhaftierte Beschuldigte einstellen. 58 

2. Überwachung von Gesprächen der Gefangenen untereinander 

Höchstrichterlich noch nicht entschieden ist die Frage, ob Gespräche zwischen 
Gefangenen in der JV A zu Ermittlungszwecken verdeckt aufgezeichnet werden 
dürfen. Vor der Einführung der Wohnraumüberwachung nach § !00c Abs. l 
Nr. 3 StPO wurde die Auffassung vertreten, eine solche Gesprächskontrolle in 
der Zelle des inhaftierten Beschuldigten sei verfassungsrechtlich nicht statthaft, 
weil dem Inhaftierten ein letzter unantastbarer Rückzugsbereich höchstpersönli-
cher Intimität verbleiben müsse. 59 Heute kennt die Strafprozeßordnung überwa-
chungsfreie Zonen nicht mehr. Daher liegt es nahe, Abhöraktionen in Zellen und 
erst recht solche in anderen Räumlichkeiten der JV A gemäß§ 1 0üc Abs. l Nr. 2 
StPO zuzulassen. Es versteht sich mit Blick auf die haftspezifischen Beein-
trächtigungen der Kommunikationssituation von selbst, daß der Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz in besonderem Maße Beachtung verdient. Danach sollte die 
verdeckte Gesprächsüberwachung in Haftzellen auf Ausnahmefälle beschränkt 
bleiben. 

58 BGHSt 44, 138(143). 

59 SK/StPO-Wolter, Rn. 119-121 Vor § 15 l; Schneider, JR 1996, 401 (403). 
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Roxin befürwortet eine weitergehende Restriktion .60 Er sieht den verfassungs-
rechtlich gebotenen Schutz des „Kernbereichs privater Lebensgestaltung" 
gefährdet, wenn man dem Eins itzenden nicht einmal hinter verschlossener Tür 
in der Einsamke it seiner Zelle die Chance einräumt, sich unüberwacht von der 
Seele zu reden, was ihn bedrückt. Er stellt die Frage, ob der Beschuldigte 
jederzeit mit der Abhörung rechnen müsse, ohne sich - anders als der Beschul-
di gte in Freiheit - dem staatlichen Überwachungszugriff entz iehen zu können . 

Diese auf den Gedanken der „Unentrinnbarkeit" abhebende Argumentation ist 
überzogen. Sie verzeichnet die staatlichen Überwachungsmöglichkeiten : Bereits 
im Ausgangspunkt ist zwe ifelhaft , ob die faktische Möglichkeit zum Auswei-
chen vor legitimer Strafverfolgung in Freiheit ohne weiteres eine rechtlich schüt-
zenswerte Position darstellt, die auch dem inhaftierten Beschuldigten - g leich-
sam a ls Ausfluß von Art. 3 Abs. 1 GG - zuzubilli gen ist. Unbeschadet dessen 
trifft die These, ein Gefangener könne sich e iner staatlichen Gesprächsüberwa-
chung nac h § 1 00c Abs. 1 Nr. 2 StPO nicht wirklich effekti v entziehen, so 
pauschal nicht zu. Naturgemäß ist die Kontrolldichte in der JV A gesteige11, weil 
die Strafverfolgungsbehörden di e O11e und die Gesprächspartner des Beschul-
digten e ingrenzen können . Eine tota le Zugriffsmöglichkeit ist damit indes nicht 
verbunden. Ebenso wenig wie di e drogenfreie Haftanstalt jemals Realität werden 
wird, entspricht das Orwell ' sehe Zerrbild der Gesprächskontrolle durch „ Tota l-
verwanzung der JV A" den reali sti schen Ermittlungsmöglichkeiten der Straf-
verfolgungsbehörden. Allein die begrenzten techni schen Ressourcen der Poli ze i 
entl arven di e Argumentationsfigur der „Unentrinnbarkeit" be i praxisnaher 
Betrachtung a ls Schimäre. Der inhaft ierte Beschuldigte hat die realistische 
C hance, sich der notwendigerweise begrenzten staatlichen Gesprächsüberwa-
chung nach § 1 00c Abs. 1 Nr. 2 StPO zu entziehen. Gelingt ihm das nicht, hat 
er das Ri s iko der Selbstbe lastung zu tragen. Eine normati v relevante Schlechter-
ste llung gegenüber dem Beschuldi gten in Freiheit ist darin nicht zu erblicken; 
denn auch di eser läuft Gefahr, sich an überwachten Orten , die von den Straf-
verfolgungsbehörden zuvor abgeklärt worden sind, durch unbedachte Äußerun-
gen zu belas ten. Mithin besteht keine Veranlassung, verdeckte Ermittlungsmaß-
nahmen in Haftanstalten nach § 1 00c Abs. 1 Nr. 2 StPO mit einem generellen 
Beweisverbot zu belegen. 

60 Roxin. NStZ 1999, 149 (151). 





Der internationale Einsatz und Austausch 
von Verdeckten Ermittlern 

Dieter Schijfels 

1. Einleitende Bemerkungen 

Die Kriminologische Zentralstelle hat mit dem „Einsatz von Verdeckten Ermitt-
lern und V-Personen im Strafverfahren" besonders sensible Instrumente der 
Verbrechensbekämpfung in den Mittelpunkt ihrer Fachtagung gestellt. Wie in 
den Programmerläuterungen angemerkt, betrifft das Tagungsthema „hoch-
umstrittene Problemstellungen grundsätzlicher Art, die gegenwärtig von be-
sonderer Aktualität sind" und zitiert in diesem Zusammenhang die neuere 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, des Bun-
desverfassungsgerichts und des Bundesgerichtshofs. 

Ausgangspunkt und Ansatz des Veranstalters, sich mit dem Einsatz von Ver-
deckten Ermittlern (VE) und V-Personen (VP) zu beschäftigen, sind somit 
rechtliche, in der Folge jedoch konsequenterweise auch tatsächliche Fragestel-
lungen. Die durch die Polizei und die Staatsanwaltschaft im Verlauf des Ermitt-
lungsverfahrens veranlaßten und getroffenen Maßnahmen werden in der Haupt-
verhandlung auf den Prüfstand gestellt und im Hinblick auf ihre Rechtmäßigkeit 
hinterfragt. Dies gilt umso mehr für den Einsatz von VE und VP. 

Im Verlauf der Tagung wurde davon gesprochen, die Polizei befinde sich im 
Hinblick auf die Führung und den operativen Einsatz von VE und VP in einer 
sog. ,,blackbox". Diese Sichtweise mag u.a. aus dem Umstand resultieren, daß 
im Verlauf der Hauptverhandlung VE oder VP aufgrund einer von der obersten 
Dienstbehörde erlassenen Sperrerklärung nicht als unmittelbare Zeugen präsen-
tiert bzw. weitergehende Fragen an VE-/VP-Führer von diesen mangels Aus-
sagegenehmigung zu dienstlichen, kriminaltaktischen Interna nicht in dem 
oftmals gewünschten Umfang beantwortet werden können. Der hieraus abgelei-
teten Sorge um die Rechtsstaatlichkeit von VE-/VP-Einsätzen in Strafverfahren 
muß die Polizei insbesondere durch sachliche Information, soweit dies im 
Rahmen der öffentlichen Diskussion möglich ist, Rechnung tragen. Insoweit hat 
der Verfasser die Einladung zu dieser KrimZ-Tagung gerne angenommen, um 
durch die Präsentation eines für die Zukunft~sehr bedeutsamen Teilbereiches 
des VE-Einsatzes zu dieser sachlichen Diskussion beizutragen. 
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Der nachfolgende Beitrag befaßt sich mit dem internationalen Einsatz und 
Austausch von VE. Das Thema wurde bewußt gewählt. Wie in allen anderen 
Bereichen der Kriminalitätsbekämpfung haben sich auch im VE-Bereich die 
Anforderungen an die internationale pol izei I iche Zusammenarbeit aufgrund der 
fundamental geänderten Kriminalitätslage (Globalisierung der Kriminalität, 
einheitlicher Kriminalitätsraum Europa, Abbau der Grenzkontrollen, erhöhte 
Mobilität von Straftätern, wirtschaftliches Ost-West Gefälle, illegale Migration) 
erhöht. 

Aufgrund dieser Rahmenbedingungen , insbesondere jedoch der gesetzlichen 
Zuständigkeiten im Bereich der originären Zuständigkeit/ Auftragszuständigkeit 
haben z.B. die Einsätze der VE des Bundeskriminalamts in eigenen Ermitt-
lungsverfahren im Bereich der Bekämpfung der international Organisierten 
Kriminalität nahezu ausschließlich grenzüberschreitenden, internationalen 
Charakter. 

Solche Einsatzlagen bedürfen umfangreicher intensiver und detaillierter Vor-
bereitungen und Absprachen, der Einholung der erforderlichen Zustimmungen 
sowie einer professionellen Umsetzung und Durchführung. 

Hierbei nehmen neben den zu erfüllenden rechtlichen Voraussetzungen ins-
besondere auch dienst- , haftungsrechtliche und fürsorgerische Aspekte sowie 
Sicherheits- und Geheimhaltungsbedürfnisse eine große Rolle ein. 

2. Organisation des VE-Einsatzes in Deutschland 

Vor der Beschreibung des internationalen Kooperationsrahmens erscheint es 
notwendig, die Ausgangslage im nationalen Bereich näher zu erläutern. 

Im Nachgang zu den ersten Einsätzen verdeckt operierender Polizeibeamter in 
den frühen achtziger Jahren und den seinerzeit gemachten Erfahrungen hatte es 
sich alsbald als erforderlich wie auch aus Führungs-, Kontroll- und Effizienz-
gründen als geboten erwiesen, den Einsatz polizeieigener Mitarbeiter in diesem 
gefährlichen Bereich zu systematisieren und zu professionalisieren . 

Dementsprechend wurden in den Bereichen 

Auswahl-, Aus- und Fortbildung, Spezialausbildung, 
Legendierung, logistische Ausstattung, 
Führung, operativer Einsatz, 
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Betreuung, Kontrolle und 
psychologische Betreuung 

in den darauffolgenden Jahren erhebliche Anstrengungen unternommen. 

Im Ergebnis läßt sich feststellen , daß Deutschland im europäischen aber auch 
weltweiten Vergleich nunmehr eines der am weitest fortentwickelten Systeme 
hat und damit auch heutigen Maßstäben gerecht wird. 

Der aktuelle Stand der polizeilichen Organisation des VE-Einsatzes in Deutsch-
land ist insbesondere gekennzeichnet durch 

die Einrichtung von Spezialdienststellen „Verdeckte E1mittlungen" auf 
Bundes- und Länderebene (beim BKA, ZKA und den LKÄ), 

die Verlagerung von Entscheidungsbefugni ssen über VE-Einsätze auf eine 
sehr hohe Führungsebene (vgl. dazu auch Anlage D RistBV, Ziff. 2.4), 

den Einsatz von aussch li eßlich hauptamtlich eingesetzten VE und VE-
Führern, 

einen nationalen Standard im Bereich Aus- und Fortbildung (zentra ler VE-
Grundlehrgang sowie Aufbau- und Spezialseminare beim BKA), 

die psychologische Unterstützung bei Auswah l, Aus- und Fortbildung, 
Führung und Einsatz von VE einschließ li ch der Reintegration in den nor-
malen polizeilichen Dienstbetrieb nach Beendigung ihrer Einsatzverwen-
dung und 

den Einsatz technischer Mittel zum Schutz von VE im Einsatz (auf der 
Grundlage spezialgesetzlicher Regelungen in den Poli ze igesetzen der 
Länder und dem § 16 BKAG). 

Von besonderer Bedeutung im nationalen Kontext ist die enge und vertrauens-
volle Zusammenarbeit der VE-Dienststellenleiter des Bundes und der Länder. 
Bereits seit über 10 Jahren erfolgt im Rahmen der regu lär stattfindenden Exper-
tentreffen ein intensiver, praktischer Erfahrungsaustausch in a llen relevanten 
Teilbereichen des VE-Einsatzes, wobei hervorzuheben ist, daß auch die beim 
Bund und in den Ländern für die Unterstützung der VE-Dienststellen zuständi-
gen Psychologen in diese Tagungen integriert sind. Der Verfasser, als Vorsit-
zender dieses Gremiums, kann feststellen, daß diese Expertentreffen wesentlich 
zur nationalen Harmonisierung/Standardisierung des VE-Einsatzes in Bund und 
Ländern beitragen. Von besonderer Bedeutung ist hierbei die Entwicklung 
taktischer und technischer Möglichkeiten zum Schutz der in diesem teilweise 
äußerst gefährlichen Bereich eingesetzten Kolleginnen und Kollegen. 
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3. Rechtliche Aspekte des internationalen Einsatzes und 
Austausches von VE 

Der Einsatz Verdeckter Ermittler im Rahmen der Strafverfolgung ist in 
Deutschland seit der Einführung der §§ 110 a ff. StPO durch das OrgKG von 
1992 gesetzlich geregelt. 

Anwendungsunsicherheiten und Auslegungsprobleme mit den neuen Bestim-
mungen (sowohl auf staatsanwaltschaftl icher als auch pol izei I ich er Seite) konn-
ten in relativ kurzer Zeit ausgeräumt werden. Dazu haben sowohl die im Jahre 
1993 geänderten IMKJJMK-Richtlinien zum Einsatz Verdeckter Ermittler (An-
lage D RistBV) als auch organisatorische Festlegungen auf polizeilicher (Ein-
richtung von VE-Spezialdienststellen) und staatsanwaltschaftlicher Ebene (Zu-
ständigkeit des Behördenleiters oder besonders bezeichnenden Staatsanwälten) 
einen wesentlichen Beitrag geleistet. 

Aus polizeilicher Sicht läßt sich festste llen, daß durch die gesetzliche Regelung 
des VE-Einsatzes in Strafverfahren die zwingend notwendige rechtsstaatliche 
Handlungssicherheit gegeben ist. 

Die in den §§ 110 a ff. StPO geregelten Teilfragen (recht liche Voraussetzungen, 
Anordnungsbefugnisse und Zustimmungsverfahren, Definition und Befugnisse 
des VE, Verwertungsregelungen, etc.) werden praktischen Bedürfnissen gerecht 
und berücksichtigen insbesondere auch die zum persönlichen Schutz der einge-
setzten Poli ze ivollzugsbeamten zwingend erforderlichen Geheimhaltungs- und 
Sicherheitsbedürfnisse. 

Von besonderer Bedeutung beim Einsatz von VE ist eine offensive Zusammen-
arbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei. Dies betrifft insbesondere die 
Unterrichtung der StA über ggf. im Einsatz auftretende Probleme materi e l 1-
oder verfahrensrechtlicher Art. 

Soweit VE-Einsätze einen grenzüberschreitenden, internationalen Charakter 
erhalten , ist die enge Kooperation mit der StA umso mehr gefragt, da e ine Reihe 
zusätz licher rechtlicher und tatsächlicher Problemstellungen, oftmals in sehr 
kurzer Zeit, gelöst werden müssen. 

Der internationale Einsatz und Austausch von VE steht in genereller Hinsicht 
unter folgenden Prämissen: 

q Beachtung des nationalen/internationalen Rechts 
D.h. der V E-Einsatz muß in Einklang mit der deutschen Rechtslage, den 
im jeweils betroffenen ausländischen Staat vorhandenen recht lichen Be-
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stimmungen und auf der Basis einschlägiger internationaler Überein-
kommen bzw. Verträge erfolgen. 

q Wahrung der Souveränität ausländischer Staaten 
Dies bedeutet, daß VE-Einsätze im Ausland grundsätzlich der vorherigen 
Anmeldung/ Absprache einschl. der Einholung der erforderlichen Zu-
stimmungen bedürfen. 
Dieser Grundsatz entspricht nicht nur rechtlichen sondern auch politischen 
Erfordernissen 

q „der Zweck/Erfolg heiligt nicht die Mittel" 
D.h. soweit im Rahmen internationaler VE-Einsätze polizeiliche Erfolge in 
Form von Festnahmen oder Sicherstellungen (z.B. Rauschgift, Waffen 
oder Falschgeld) erzielt werden konnten, rechtfertigen diese keinesfalls 
eine wie auch immer begründete Nichtbeachtung nationaler oder interna-
tionaler Rechtsnormen oder Verfahrensregelungen. Letztendlich sind 
solche „Erfolge" i.d .R. wertlos, da die so erlangten Informationen und 
Beweismittel rechtlich nicht verwertbar sind. Zudem wird die Zusammen-
arbeit mit ausländischen Staaten, nicht nur im VE-Bereich, durch solche 
Vorkommnisse auf unabsehbare Zeit erheblich belastet. 
Grundlegende Aussagen zu möglichen Fallgestaltungen und den damit 
verbundenen rechtlichen Folgerungen beim internationalen Einsatz und 
Austausch von VE (wie auch VP) wurden bereits 1993 durch eine eigens 
hierzu eingerichtete Arbeitsgruppe der AG Kripo erarbeitet. Der vor-
gelegte Bericht wurde anschließend in der AG Justiz/Polizei behandelt. 

Die herausgearbeiteten Fallgestaltungen betreffen den 

Auslandseinsatz deutscher VE im Rahmen deutscher Ermittlungsverfah-
ren, 

Inlandseinsatz ausländischer VE im Rahmen ausländischer Ermittlungs-
verfahren, 

Auslandseinsatz deutscher VE im Rahmen ausländischer Ermittlungs-
verfahren und den 

Inlandseinsatz ausländischer VE im Rahmen deutscher Ermittlungsverfah-
ren . 

Offen geblieben ist in diesem Zusammenhang u.a. die Frage, welchen recht-
lichen Status ausländische VE bei ihrem Einsatz in deutschen Ermittlungs-
verfahren haben. Neuere ausländische Gesetze, wie z.B. das am 01.02.2000 in 
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den Niederlanden in Kraft getretenen „Gesetz zu besonderen Ermittlungs-
befugnissen", sehen den Einsatz ausländischer VE bereits ausdrückl ich vor. 

Letztendlich müssen in jedem Einze lfa ll des internationalen Einsatzes/ Aus-
tausches von VE die verfahrensspezi fischen , pol ize itaktischen Erfordernisse mit 
den tatsächlichen Rahmenbedingungen und den jeweils einschlägigen recht-
lichen Bestimmungen in Einklang gebracht werden . Dies erfordert eine dezidier-
te polizeiliche Lagebeu11eilung und, wie bereits oben angeführt, enge Koopera-
tion mit der StA zur Umsetzung der rechtlichen Handlungsnotwendigkeiten. 

Wie auch in al len anderen Teilbereichen der internationalen Zusammenarbeit im 
operativen Bereich gestaltet s ich diese Aufgabe nicht immer einfach . 
Grundlage der Zusammenarbe it im europäischen Rahmen ist regelmäßig das 
Europä ische Rechtshilfeübereinkommen in Strafsachen vom 20.04.1959. 
Mit einigen außereuropäischen Staaten hat Deutschland bilaterale Überein-
kommen/Verträge abgeschlossen. Spezielle Regelungen zur internationalen 
Zusammenarbeit im VE-Bereich waren bislang nicht Gegenstand solcher bi-
oder multilateraler Vereinbarungen. 
Diese Situation hat sich in jüngster Zeit entscheidend verändert. 
Am 29.05.2000 haben die Mitgliedstaaten der EU in Brüssel das „Rechtshilfe-
übereinkommen in Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union" unterzeichnet. 
In diesem multilateralen Übereinkommen wurde neben anderen speziellen 
Ermitt lungsmaßnahmen erstmals auch die internationale Zusammenarbeit im 
VE-Bereich ausdrücklich gerege lt. A11. 14 (Verdeckte Ermittlungen) lautet wie 
fo lgt: 

,,( 1) Der ersuchende und der ersuchte Mitgliedstaat können vereinbaren, e in-
ander bei strafrechtlichen Ermittlungen durch verdeckt oder unter fa lscher 
Identität handelnden Beamten zu unterstützen (verdeckte Ermitt lungen). 

(2) Die Entscheidung über das Ersuchen wird in jedem Einzelfal l von den 
zuständigen Behörden des ersuchten Mitgliedstaates unter Beachtung der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Verfahren dieses Mitgliedstaates 
getroffen . Die Dauer der verdeckten Ermittlungen, die genauen Voraussetzungen 
und di e Rechtsstellung der betreffenden Beamten bei den verdeckten Ermitt-
lungen werden zwischen den Mitgliedstaaten unter Beachtung ihrer innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften und Verfahren vereinbart. 

(3) Die verdeckten Ermittlungen werden nach den innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften und Verfahren des Mitgliedstaates durchgeführt , in dessen Hoheits-
gebiet sie stattfinden. Die bete iligten Mitgliedstaaten arbeiten zusammen, um die 
Vorbereitung und Überwachung der verdeckten Ermittlungen sicherzustellen 
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und um Vorkehrungen für die Sicherheit der verdeckt oder unter falscher Identi-
tät handelnden Beamten zu treffen." 

Art. 15 und 16 dieses Übereinkommens regeln die straf- und zivilrechtli che 
Verantwortlichkeit der nach Art. 14 eingesetzten Beamten. 

Das Ratifizierungsverfahren in den EU-Staaten wird noch einige Zeit in An-
spruch nehmen. Es kann jedoch bereits jetzt festgestellt werden, daß den geän-
derten Rahmenbedingungen und den damit einhergehenden Erfordernissen durch 
eine rechtliche Verankerung internationaler Zusammenarbeit bei den sog. 
modernen Erm ittlungsmethoden Rechnung getragen wurde. 
Ein weiterer Beleg dafür ist die deutsche Initiative zur Erweiterung der Be-
stimmungen des Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ). Das SDÜ 
enthä lt bislang keine speziellen Regelungen zur Zusammenarbeit im Bereich des 
grenzüberschreitenden VE-Einsatzes. In Ergänzung des o.g. Rechtshilfeüberein-
kommens der EU hat Deutschland vorgeschlagen, das SDÜ insoweit zu ergän-
zen, daß sowohl der grenzüberschreitende VE-Einsatz in präventiv-polizeilichen 
Angelegenheiten als auch in sog. Ei lfä ll en (bei kurzfristig unabdingbar er-
forder li chen Grenzüberschreitungen zur Wahrung der Legende) gerege lt wird . 

Unbeschadet dieser Initi ativen hat Deutschland zur Intensivierung der poli zeili-
chen und justiziellen Zusammenarbeit mit seinen Nachbarstaaten begonnen, 
Staatsverträge abzuschli eßen, die u.a. auch die gegenseitige Unterstützung im 
Bereich des VE-Einsatzes dezidiert regeln. So enthalten der Staatsvertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft in den Art. 17, 18 (am 27.04. 1999 unterzeichnet) und der Staatsvertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik in 
Art. 2 1 (unterzeichnet am 02.02.2000) Regelungen zu denjeweiligen Vorausset-
zungen, Rahmenbedingungen, Geschäftswegen, Genehmigungsverfahren und 
insbesondere zur Vorbereitung, Durchführung und Absicherung von VE-Ein-
sätzen einschließ lich der Möglichkeit des Grenzübertritts im sog. Ei lfall. Die 
Ratifi zierungsverfahren zu beiden Verträgen sind zur Zeit ebenfalls im Gange. 

Es ist das Ziel der Bundesregierung, gleich lautende bzw. ähnliche Verträge mit 
weiteren Nachbarstaaten abzusch li eßen (zunächst Österreich und Polen). 

Die jeweiligen nationalen Bestimmungen zum VE-Einsatz werden somit in 
rechtsstaatlich einwandfreier Weise in den internationalen Kontext überführt. 

Zusammenfassend kann festgeste llt werden, daß die angeführten positiven 
Entwicklungen im rechtlichen Bereich eine deutliche Verbesserung darstellen, 
die notwendige Handlungssicherheit herstellen und damit auch einen wesentli-
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chen Beitrag zur tatsächlichen Intensivierung der internationalen Kooperation 
leisten. 

4. Organisatorische Aspekte des internationalen Einsatzes und 
Austausches von VE 

Die Koordinierung der internationalen Zusammenarbeit im VE-Bereich erfolgt 
durch das BKA. Dies betrifft sowohl die Vertretung Deutschlands in interna-
tionalen polizeilichen Gremien zu Fragen der grundsätzlichen Zusammenarbeit 
als auch insbesondere die Koordinierung logistischer und operativer Angelegen-
heiten mit dem Ausland. Der Schwerpunkt dieser Tätigkeiten liegt in der Unter-
stützung grenzüberschreitender VE-Einsätze der LKÄ. 

Damit erfüllt das BKA auch aktuelle kriminalpolitische und kriminalstrategische 
Vorgaben. Sowohl die IMK (IMK-Aktionsprogramm zur Bekämpfung der 
Organisierten Kriminalität), der AK II (Ergebnisprotokoll der UAG „Standards 
zur Gewährleistung der Inneren Sicherheit in der EU") als auch die KOK (sog. 
,,Eltviller Empfehlungen" zur OK-Bekämpfung) haben den besonderen Stellen-
wert des länderübergreifenden, internationalen Einsatzes von Verdeckten 
Ermittlern für die OK-Bekämpfung betont. Dementsprechend soll die interna-
tionale Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehörden intensiviert und verdeck-
te Maßnahmen als Teil einer grenzüberschreitenden Strategie anerkannt werden . 
In diesem Zusammenhang wird ebenfalls eine Verbesserung der rechtlichen 
Voraussetzungen für den grenzüberschreitenden Einsatz von VE gefordert. 

Die Erfüllung der nationalen und internationalen rechtlichen Vorgaben zur 
internationalen Zusammenarbeit im VE-Bereich stellt lediglich einen, wenn auch 
herausragenden, Teilkomplex der insgesamt zu prüfenden und umzusetzenden 
Maßnahmen dar. Diese betreffen im weiteren insbesondere taktische, dienst- und 
haftungsrechtliche, finanzielle Aspekte sowie Sicherheitsaspekte. 

Es ist von besonderer Bedeutung, daß alle wesentlichen für einen internationalen 
VE-Einsatz relevanten polizeilichen Frageste llungen vor Einsatzbeginn geklärt 
sind. Sinnvoll ist es in diesem Zusammenhang, alle im jeweiligen Einzelfall 
relevanten Rahmenbedingungen schriftlich zu fixieren . Dies verhindert unnötige 
nachträgliche Diskussionen hinsichtlich unklarer Absprachen. 

Im Rahmen der Vorbereitung und Durchführung entsprechender Einsätze ist es 
zwingend erforderlich, sowohl über profunde Kenntnisse der jeweiligen auslän-
dischen rechtlichen Bestimmungen, organisatorischen Rahmenbedingungen und 
tatsächlichen polizeilichen Möglichkeiten als auch über verläßliche Ansprech-
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partner zu verfügen. Der Umfang und die inhaltliche Komplexität der abzuarbei-
tenden rechtlichen, dienstrechtlichen, fürsorgerischen, taktischen und tech-
nischen Fragestellungen bedingen somit eine intensive, enge und vertrauensvolle 
internationale Zusammenarbeit, die teilweise weit über das normale Maß hin-
ausgeht. 

In Ergänzung zu den im internationalen Bereich etablierten Kooperationsrahmen 
wie z.B. Interpol , Europol, Sehengen und aufgrund der Spezialität der zu-
grundeliegenden Materie und den dadurch bedingten besonderen Zusammen-
arbeitserfordernissen wurde im Jahre 1989 die INTERNATIONAL WORKJNG 
GROUP ON POLICE UNDERCOVER ACTIVITIES (IWG) eingerichtet. Bei 
der IWG handelt es sich um eine multilaterale, polizeiliche Arbeitsgruppe unter 
wechselndem Vorsitz (aktuell Deutschland/BKA) mit zwischenzeitlich 21 
Mitgliedstaaten (schwerpunktmäßig Westeuropa, Nordamerika). Es muß betont 
werden, daß in der I WG ausschließlich Staaten vertreten sind, die 

über demokratische und rechtsstaatliche verfassungsrechtliche Grundlagen 
verfügen, 

über gesetzliche Regelungen bzw. entsprechende nationale Richtlinien zum 
Einsatz verdeckt ermittelnder Polizeibeamter als Instrument der Strafverfol-
gung verfügen und 

internationale VE-Einsätze unter Beachtung der in diesem Bereich abge-
schlossenen Übereinkommen, Verträge durchführen; ein wesentlicher 
Aspekt ist die Wahrung der Souveränität. 

Regelmäßige Tagungen der !WG auf Führungsebene (Leiter der zentralen , 
nationalen polizeilichen VE-Dienststellen) sowie die daraus resultierenden 
vielfältigen bi- und multilateralen Formen der Zusammenarbeit gewährleisten 
einen intensiven Erfahrungsaustausch in allen Bereichen dieses polizeilichen 
Tätigkeitsfeldes. Insbesondere über die in diesem Rahmen geschaffenen Kontak-
te wird fall bezogen der internationale Einsatz und Austausch von VE gefördert 
und unter Beachtung der einschlägigen rechtlichen Vorgaben durchgeführt. 
Beachtenswert ist, daß bereits seit über 4 Jahren auch die in den Mitgliedstaaten 
für die Unterstützung der VE-Dienststellen zuständigen Psychologen in die 
IWG-Arbeit integriert sind. 

Abschließend festzustellen ist, daß sich die internationale Zusammenarbeit im 
VE-Bereich naturgemäß nicht auf die !WG-Mitgliedstaaten beschränkt, sondern 
darüber hinaus eine Vielzahl von Kontakten zu weiteren relevanten Staaten 
aufgebaut wurde. So hat das BKA bereits seit Anfang der neunziger Jahre 
Staaten des ehemaligen Ostblocks intensiv beim Aufbau von VE-Dienststellen 
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und der rechtsstaatlich gebotenen Systematik beim polizeilichen VE-Einsatz 
beraten. Die in diesem Zusammenhang entstandenen Kontakte können heute 
zum beiderseitigen Vortei I genutzt werden. 

5. Fazit 

Der Gesetzgeber hat im Jahre 1992 mit der gesetzlichen Regelung des VE-
Einsatzes im Strafverfahren(§§ l lüa ff. StPO) den geänderten Anforderungen 
an die Verbrechensbekämpfung in Deutschland Rechnung getragen . Die Ver-
ankerung korrespondierender Bestimmungen in internationalen Übereinkom-
men/Verträgen trägt den erhöhten Anforderungen an die Strafverfolgungs-
behörden zur Bekämpfung der international Organisierten Kriminalität g lei cher-
maßen Rechnung. National wie international wird somit die beim Einsatz 
Verdeckter Ermittler erforderliche rechtliche Handlungssicherheit hergestellt. 

Es ist Aufgabe der Polizei, die notwendigen personellen, organisatorischen und 
logistischen Vorkehrungen zur Umsetzung der rechtlichen Erfordernisse und 
zum persönlichen Schutz der in diesem oftmals gefährlichen Bereich eingesetz-
ten Mitarbeiter zu treffen. 

Der internationale Einsatz und Austausch von VE erfordert aufgrund der recht-
1 ichen und tatsächlichen Komplexität eine besonders enge, intensive und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit zwischen den jeweils national und international 
zuständigen Polizei- und Justizbehörden. Wie aufgezeigt, wurden hierzu in den 
letzten Jahren wesentliche Grund lagen gelegt. In diesem Sinne gi lt es, die 
rechtsstaatliche Anwendung des Einsatzmittels „ VE" gemeinsam fortzuentwik-
keln . 



Das Innenverhältnis zwischen 
V-Person und VP-Führer 

Michael Pfeil 

1. Einleitung 
Die Führung und der Einsatz von V-Personen sind elementare Bestandteile bei 
der Bekämpfung schwerer Kriminalität geworden. Gleichwohl stehen der all-
gemeinen Akzeptanz dieses Einsatzmittels die Vorkehrungen der Polizeibe-
hörden zur Geheimhaltung entgegen. 

Das Interesse der Justiz, alle Vorgänge im Zusammenhang mit einem Ermitt-
lungsverfahren erfassen und nachvollziehen zu wollen, wird hier oftmals von 
se iten der Poli zei nicht mehr in vollem Umfang akzeptiert. Der VP-Führer a ls 
Zeuge vor Gericht muß sich deswegen häufig den Vorwurf der „Geheimnis-
krämerei" gefallen lassen. 
Die V-Person an sich bleibt für alle Prozeßbeteiligten der Zeuge im Dunkeln , 
über den man sich kein Bild machen kann . Der VP-Führer mag sich bemühen, 
ein umfassendes Bild der V-Person zu ze ichnen, wird jedoch in aller Regel 
nicht den Erwartungen des Gerichts und insbesondere der Verteidigung ge-
recht werden können . So bleiben viele Fragen offen und die Darstellungen des 
VP-Führers als Zeuge vom Hörensagen wirken möglicherweise einseitig. 

Dabei wird jedoch verkannt, daß zwischen dem VP-Führer und seiner V-
Person in der Regel eine sehr intensive Interaktion besteht, deren Umfang und 
Gestaltung nicht nach außen getragen werden soll. Dieses enge Verhältnis 
macht es erst möglich , daß die VP als verlängerter Arm der Strafverfolgungs-
behörden in deren Sinn tätig werden kann. Der Umfang der Zusammenarbeit 
zwischen Poli zei und V-Person läßt sich aus den Gerichtsakten nur bruch-
stückhaft erkennen, da dort nur die verfahrensrelevanten VP-Informationen 
festgehalten werden . Die Aktenvermerke sind sachlich kurz gefaßt und be-
schränken sich auf Angaben zum Tatgeschehen . Darüber hinaus jedoch beste-
hen zwischen der V-Person und deren VP-Führer zahlreiche Kontakte. Ge-
meinsame, erfolgreiche Einsätze der Vergangenheit verbinden und schaffen 
Vertrauen in die Fähigkeiten des anderen. Familiäre oder persönliche Erleb-
nisse der V-Person bleiben dem VP-Führer nicht verborgen und führen zu ei-
ner Antei lnahme. 
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Trotzdem soll dieses Verhältnis nicht als freundschaftlich oder kollegial be-
zeichnet werden. Es ist und bleibt ein „Job", der beide verbindet. 

Über das „Innenverhältnis zwischen V-Person und VP-Führer" möchte ich 
heute berichten und hoffe, daß mein Vortrag auch als eine Art Plädoyer für 
mehr Verständnis und Anerkennung der Arbeit eines VP-Führers verstanden 
wird. 

Wegen der Vielfalt von VP-Typen können sich meine Ausführungen nicht auf 
alle Ausprägungen gleichermaßen beziehen . Daher will ich mich auf den Ty-
pus von V-Person beschränken, der aus meiner Sicht am häufigsten im Be-
reich der Organisierten Kriminalität eingesetzt wird. 

2. Zusammenarbeit ist Vertrauenssache 
Der Beginn einer Zusammenarbeit ist davon gekennzeichnet, daß sich beide 
Seiten, die V-Person wie auch der VP-Führer, fremd sind. Die Motivlage der 
VP, sowie deren Können und Nutzen für die Polizei wird zunächst sehr kri-
tisch eingeschätzt. Dies ist sicherlich nicht falsch, jedoch wird dabei verkannt, 
daß auch die V-Person auf einen ihr völlig unbekannten Gesprächspartner 
trifft , dem sie ad hoc das größtmögliche Vertrauen entgegenbringen soll und 
der mit einem lapidaren Satz Vertraulichkeit zugesichert hat. Würden uns an-
ste ll e der V-Person die kurzen und knappen Kommentare eines VP-Führers 
bezüglich der Geheimhaltung der Personalien oder der Verwertung von bri-
santen Informationen ausreichen? Sicherlich nicht. Deshalb erscheint es of-
fenkundig, daß sich beide Seiten erst kennenlernen müssen , um Vertrauen zu 
schöpfen . Schließlich möchte die V-Person sich darüber Klarheit verschaffen , 
ob der VP-Führer kompetent genug erscheint und ob sich die Zusammenarbeit 
für die V-Person lohnen könnte. 

Die Phase der Vertrauensfindung soll sich nicht auf reine Gesprächstermine 
beschränken, sondern kann natürlich kleinere Aufträge beinhalten, die über-
schaubar sind und geringe Anforderungen haben. In dieser Zeit bietet es sich 
an, die V-Person zu schu len. Sie muß mit den polizeilichen Bedürfnissen ver-
traut gemacht werden . So muß sie z.B. lernen , wie sie sich unter Observation 
stehend zu verhalten hat. Die VP muß wichtige von unrelevanten Erkenntnis-
sen unterscheiden können, muß wissen, welche Fakten einen Beweiswert in 
einer späteren Hauptverhandlung erlangen können. Nur so kann der Zweck 
des VP-Einsatzes erreicht werden. Mit diesem Wissen ausgestattet kann die 
V-Person vor Ort die richtigen Entscheidungen treffen . 

Die Grundkenntnisse einer durchschnittlichen V-Person über Kriminalitätsbe-
kämpfung resultieren aus einschlägigen TV-Krimis, aus den Erfahrungen ei-
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nes gegen sie selbst gerichteten Ermittlungsverfahrens oder aus den Erfahrun-
gen ihrer eigenen kriminellen Vergangenheit. Das darüber hinausgehende 
Wissen muß der V-Person erst vermittelt werden. Taktische Raffinessen, die 
Zusammenarbeit mit Verdeckten Ermittlern oder gar die Verwendung von 
Tarnpapieren erscheinen mir dabei nachrangig zu sein, und man sollte gerade 
in der Anfangszeit einer Zusammenarbeit sehr vorsichtig mit diesen sensiblen 
dienstinternen Vorgängen sein. Viel wichtiger dagegen ist, daß die V-Person 
bei der Darstellung des von ihr Erlebten zwischen Tatsachen und Ve1mutun-
gen unterscheiden kann. 

Eigentlich eine Selbstverständlichkeit, möchte man meinen , doch die Praxis 
zeigt, daß dies nicht immer so ist. 

Der VP-Führer sollte die VP sprachlich schulen , so daß Mißverständnisse 
ausgeschlossen werden können. Die Frage nach den tatsächlichen Wahrneh-
mungen der VP muß bereits in der Einsatzphase immer wieder gestellt wer-
den, Raum für Selbstverständlichkeiten bleibt hierbei nicht mehr. Ein stetes 
Nachfragen des VP-Führers zu bestimmten Formulierungen mag für die VP 
penetrant erscheinen und möglicherweise auch Zweifel an dessen Sachkunde 
hervorrufen , jedoch empfiehlt es sich, um dadurch den zwischen der VP und 
der Täterseite gesprochenen Kriminellen-Jargon juristisch einordnen zu kön-
nen. Dabei darf natürlich nicht verkannt werden, daß wortwörtliche Ge-
sprächswiedergaben, an der ri chtigen Stelle verwandt, e in Höchstmaß an Au-
thenti zität erbringen und deswegen bei der Beweiswürdi gun g von großer Be-
deutung sein können. VP und VP-Führer dienen keinem Selbstzweck , sondern 
arbeiten gezielt für eine Hauptverhandlung vor Gericht. 

Der VP-Führer muß sicher sein , daß zwischen der V-Person und der Täterseite 
keine Verständigungsschwierigkeiten oder Hemmnisse bestanden haben. Er 
muß darauf vertrauen könn en, daß die geschilderten Sachverhalte und Äuße-
rungen der Täterseite auch zutreffend von der VP wiedergegeben werden. Der 
VP-Führer steht für die Bekundungen der VP vor Gericht gerade . 

Genauso wichtig ist die Kommunikation zwischen V-Person und VP-Führer. 
Die sprachlichen Ebenen der Gesprächspartner werden oftmals nicht das glei-
che Niveau aufweisen , weshalb es dem VP-Führer obliegt, für eine unzwei-
deutige Kommunikation zu sorgen. Die Anweisungen des VP-Führers an die 
VP müssen ebenso unmißverständlich sein , wie die Ergebnismitteilungen der 
VP nach deren Täterkontakt. In welcher subkulturellen Umgangssprache dies 
gegebenenfalls geschieht, ist nebensächlich , solange sichergegangen werden 
kann , daß sich beide Seiten auch wirklich verstehen. 

Die Kommunikation zwischen V-Person und VP-Führer wird komplizierter, 
wenn es sich bei der VP um einen Ausländer ohne Deutschkenntnisse handelt 
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oder keiner der beiden seine eigene Muttersprache nutzen kann. Die Inan-
spruchnahme eines Dolmetschers birgt eine Fülle von Unwägbarkeiten in der 
Kommunikation, so daß sich der VP-Führer letztend li ch nicht mehr uneinge-
schränkt sicher sein kann, ob z. B. eine Auftragsbeschreibung in se inem Sinne 
an die VP übem1ittelt worden ist. 

Sprachliche Feinheiten, Wortwahl , Stimmungen und Emotionen, die bei Be-
richterstattung der VP nach ihrem Einsatz frei werden, können durch den Dol-
metscher gefiltert werden. Dem VP-Führer entgehen hier wichtige Indikato-
ren , um die VP hinsichtlich ihrer Streßresistenz u.ä. einschätzen zu können. 
Der Dolmetscher bildet eine Barriere, die es dem VP-Führer wesentlich 
schwieriger macht, seinen Probanden kennenzulernen. 

Der Aufbau eines Vertrauensverhältnisses zwischen V-Person und VP-Führer 
ist ganz wesentlich von gegenseitiger Akzeptanz abhängig. idea lerweise ak-
zeptiert die VP den Führungsanspruch des VP-Führers und sieht in ihm glei-
chermaßen die kompetente Entscheidungsautorität hinsichtli ch der VP-Ein-
sätze. Darüber hinaus wäre es sehr positiv, wenn die VP den VP-Führer auch 
auf persönlicher Ebene akzeptieren würde. In einigen Fällen führt dies jedoch 
dazu, daß der VP-Führer als „Trauzeuge" oder „Taufpate" vorgesehen wird. 

Um die notwendige Distanz zu wahren, ist ein solches Ansinnen kategorisch 
abzu lehnen, wobei man die Absage diplomatisch form ulieren sollte. 

Der VP-Führer sollte die V-Person als Helfer mit besonderem „Know-how" 
akzeptieren, mit der man gemeinsam Verbrechen bekämpft. Die VP wi ll als 
Spezia list angesehen werden, ohne den die Strafverfolgungsorgane schwerlich 
Fortschritte erzielen können. Darüber hinaus möchte die VP oftmals auch im 
persönlichen Bereich respektiert und akzept iert werden. 

Liegen Akzeptanzprobleme vor, man sagt landläufig „die Chemie stimmt 
nicht", hat dies unausweichlich Auswirkungen auf die Zusammenarbeit. Feh-
lende Akzeptanz bedeutet Vorbehalte gegenüber dem anderen zu haben. Man 
kann versuchen, die Zusammenarbeit auf eine rein sach lich geprägte Grundla-
ge zu ste ll en und jegliche Emotionen außen vor zu lassen. Beide Seiten ver-
fo lgen ihre Interessen : der VP-Führer möchte den Fall klären , die V-Person 
möchte Geld verdienen. Bei kleineren Einsätzen von geringer Dauer und ge-
ringem Umfang mag dies viell eicht noch durchführbar sein. Eine längere Zu-
sammenarbeit in dieser Form erscheint mir nicht praktikabel , da m.E. die not-
wendige, stabi le Vertrauensbasis feh lt, auf die sich der YP-Führer verlassen 
können muß. 

Je länger die Zusammenarbeit zwischen V-Person und VP-Führer andauert, 
desto größer ist i.d.R. deren Vertrauensverhältnis. Dennoch ist das Zusam-
menspiel zwischen ihnen nicht nur von positiven Momenten geprägt. Der VP-
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Führer ist immer wieder gezwungen mit resoluten Zurechtweisungen ein rol-
lenkonformes Verhalten der V-Person zu erwirken. Natürlich steht hier die 
sachgerechte Kritik im Vordergrund, und die V-Person wird nicht etwa durch 
unlautere Mittel zu ihrem Tätigwerden gezwungen. Trotzdem sind vehemente 
Worte zur Sanktionierung von Fehlverhalten erforderlich und sorgen i.d.R. 
auch für eine Klarstellung der Weisungsverhältnisse. 

3. Verantwortung des VP-Führers 
Eine V-Person zu führen, bedeutet in erster Linie bereit zu sein , Entscheidun -
gen zu treffen. Die VP benötigt klare Anweisungen, wie sie sich im Einsatz-
geschehen zu verhalten hat. Hierbei ist auch die Erörterung von verschiedenen 
Varianten eines Einsatzablaufes notwendig, um der V-Person die größtmögli-
che Handlungssicherheit zu geben. Der VP-Führer zeigt durch seine Instruk-
tionen der V-Person gegenüber, daß selbst bei unvorhergesehener Planände-
rung eine Fortführung des Einsatzes möglich ist, da die V-Person sich durch 
entsprechende Äußerungen dem Täter gegenüber der neuen Situation anpas-
sen kann. Eine entsprechend gut instruierte V-Person wird dadurch in der La-
ge sein , z.B. Terminabsprachen mit der Täterseite zur Durchführung eines 
Rauschgiftgeschäftes so zu treffen , daß sie polizeilicherseits auch gehalten 
werden können . 

Entscheidungsfreude, Sachkompetenz, Einfühlungsvermögen und Kommuni-
kationsgeschick sind wesent li che Eigenschaften eines VP-Führers, die benö-
tigt werden , um eine V-Person als verlängerten Arm der Strafverfolgungsor-
gane in deren Sinne tätig werden zu lassen. von der V-Person wird häufig er-
wartet, daß sie sich im Einsatz wie ein ausgebildeter Polizeibeamter mit etl i-
chen Jahren Diensterfahrung zu verhalten hat, obwohl sie als externer Mitar-
beiter diesen Anspruch von vornherein nicht erfüllen kann. Es liegt also am 
VP-Führer, daß die V-Person dem an sie gestellten Anspruch möglichst nahe 
kommt. 

Im Rahmen der Hauptverhandlung wird eventuell vorhandenes, nicht rollen-
konformes Verhalten der VP, insbesondere von seiten der Verteidigung, re-
gelmäßig angeprangert. Inwieweit es sich dabei um reine Prozeßstrategie han-
delt oder tatsächlicher Enttäuschung über die Erwartungen in einen VP-
Einsatz, läßt sich aus Sicht des VP-Führers nur schwer abschätzen. Dies ist 
insbesondere dann für den VP-Führer enttäuschend, wenn es sich aus seinem 
Blickwinkel um einen nicht nur rechtsstaatlich korrekten , sondern auch tak-
tisch gelungenen Einsatz gehandelt hat. 
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Die Beurteilung eines VP-Einsatzes wird erfa hrungsgemäß wohl nie dek-
kungsgleich ausfa ll en, da hierzu die Interessen der Prozeßbeteiligten zu unter-
schiedli ch sind. Von daher muß sich der VP-Führer gegenwärtig sein , daß sei-
ne Arbeit immer negati ver Kritik ausgesetzt sein wird. 

Der VP-Führer hat den Einsatz einer V ~Person zu verantworten. Er muß vor 
Einsatzbeginn von all en verfü gbaren V-Personen diejenige mit der größten 
Eignung auswählen . Trifft er die fa lsche Wahl , kann dies dazu führen, daß die 
V-Person im Einsatzgeschehen von der Situati on überfordert wird. Dies kann 
letztendlich ihre Enttarnung verursachen, mit der eine konkrete Gefährdung 
ihrer Person einhergehen kann. Eine weitere Spielart di eser Überlegung wäre 
z. B., daß die Überfo rderung der V-Person durch den VP-Führer zunächst 
nicht erkannt wird und auf der anderen Seite die V-Person die Situation mit 
un wahren Angaben über di e Täterseite zu retten versucht, da sie selbst nicht 
als überfo rdert angesehen werden möchte. Daraufhin wären durch den VP-
Führer eingeleitete Folgemaßnahmen denkbar, die ihrerseits wi ederum die 
Situation für die V-Person erschweren könnten. Ein Teufelskreis entsteht. 

Bei Eintreten eines Schadens zum Nachteil der V-Person werden haftungs-
rechtliche Fragen aufgeworfen und die Garantenstellung des VP-Führers the-
mati siert. 

Die Instruktion der VP über die Einsatzlage so llte so um fangreich wie mög-
lich sein . Unabdingbar ist hierbei wieder, daß zwischen VP und VP-Führer 
keine Sprachbarri eren bestehen und das Vorhandensein von Mißverständnis-
sen ausgeschl ossen werden kann . 

Im Einsatzgeschehen wird die V-Person durch den VP- Führer beglei tet, sofern 
sich di es aufgrund der ö11lichen Gegebenheiten verwirklichen läßt. Auch hi er 
weichen die Vorstellungen von Beteiligten einer späteren Hauptverhandlung 
von dem tatsächl ich Leistbaren teil weise erheblich ab. Sicherli ch wäre es ide-
al, könnte der VP-Führer der VP wie ein Schatten fo lgen und später vor Ge-
ri cht einen geschehensnahen Bericht abgeben. Doch die üblichen Treffpunkte 
krimineller Subkulturen lassen dies i.d. R. nicht zu. 

Unmittelbar nach dem Täti gwerden der VP wird deren Beri cht entgegenge-
nommen, um einen fri schen Eindruck vom Geschehen, aber auch von der Ver-
fassung der V-Person selbst zu erhalten. Der VP- Führer kann z. B. durch rote 
Flecken im Halsbereich feststell en, daß die V-Person besonders angespannt 
war. Hierdurch kann der VP-Führer die Erkenntnis erl angen, daß die V-Person 
mit einem solchen Einsatz entweder am Limit ihrer „Verwendbarkeit" ange-
kommen ist oder aber schon jetzt mit der Situation überfo rdert war. 

Der Schutz der VP steht fü r jeden VP-Führer an oberster Stelle seiner Interes-
sen. Neben der Erwirkung von Sperrerklärungen u. dgl. besteht der Schutz 
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einer VP darin, daß sie vor einer Selbstüberschätzung ihres Könnens bewahrt 
wird . Der VP-Führer ist gut beraten, zwischen Engagement einer VP und 
Draufgängertum zu differenzieren, und muß gleichermaßen den Mut und die 
Autorität besitzen, einer VP die Fortführung eines Einsatzes zu untersagen 
oder aber die VP entgegen ihrem Willen von Anfang an nicht einzusetzen. 

Gefährdungsmomente, die für eine V-Person entstehen, können leicht auch 
dritte Personen erfassen. Dies ist z.B. für einen Verdeckten Ermittler denkbar, 
der von einer V-Person an eine Tätergruppe herangeführt wird. Hat sich die 
VP unvorsichtig gezeigt und dadurch evtl. ihre eigene Enttarnung ausgelöst, 
so ist damit ebenfalls der Verdeckte Ermittler von einer Gefährdung betroffen. 
Der VP-Führer kann also indirekt für die Sicherheit dritter Personen verant-
wortlich sein. 

Der VP-Führer ist nicht nur für die Rechtsstaatlichkeit des VP-Einsatzes ver-
antwortlich, sondern trägt zudem die Konsequenzen für das Fehlverhalten der 
V-Person, welches außerhalb von konkreten Ermittlungsverfahren liegt. 
So können zwischen der VP und dem VP-Führer immer wieder zum Teil mas-
sive Konflikte auftreten, die zumeist ihren Grund in unterschiedlichen Auffas-
sungen bezüglich der Entlohnung der VP haben. Steigert sich der Konflikt 
zum offenen Disput, so ist mit der Inanspruchnahme von Rechtsanwälten und 
Pressemedien durch die V-Person zu rechnen. Die dadurch bewirkte Bloßstel-
lung der Polizei trifft letztendlich auch den VP-Führer, der sich sodann dienst-
intern rechtfertigen muß. 

Durch die Angaben der VP können Straf- und Disziplinarverfahren gegen den 
VP-Führer z.B. wegen Unterschlagung, Betrug, Meineid usw. erfolgen. Von 
daher zeigt sich, daß eine lückenlose Dokumentation der Zusammenarbeit 
sehr empfehlenswert ist, um damit die Vorwürfe zu widerlegen. 

In der sogenannten VP-Akte, die wegen ihres dienstinternen Charakters als 
Verschlußsache eingestuft wird und in Hauptverhandlungen nicht offenbart 
werden kann , befinden sich alle Unterlagen, die die Zusammenarbeit mit der 
VP dokumentieren. 

Der Aktenaufbau ist einfach gehalten und nicht an feste Regularien gebunden. 
Auf dem Erfassungsbogen sind alle persönlichen Daten der V-Person, wie 
z.B. Name, Geburtsdatum, Adressen, Erreichbarkeit, soziale Bindungen, Ver-
mögensverhältnisse usw. festgehalten . Durch den Belehrungsbogen wird die 
nach den Richtlinien erforderliche Belehrung der V-Person nachgewiesen, die 
durch die V-Person unterschrieben werden muß. 

Die V-Person wird darin u.a. über die Voraussetzungen zur Geheimhaltung 
ihrer Identität, möglicher Gefahren und die Verpflichtung zur Meldung erhal-
tener Belohnungen bei Finanz-, Sozial- oder Arbeitsämtern hingewiesen. 
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Des weiteren findet sich ein Nachweis über alle Informationen, die über die 
VP eingeholt wurden, so z.B. die Recherche in den Polizeirechnern, auslän-
derrechtliche Erkenntnisse, Bundeszentralregister, Einwohnermeldeämter usw. 
Unabdingbare Voraussetzung für eine Zusammenarbeit ist, daß kein soge-
nannter Warnhinweis zu dieser Person vorliegt. Bei diesen Erkenntnissen 
handelt es sich um Warnungen vor einer Zusammenarbeit mit bestimmten 
Personen, die zumeist schon in einem anderen Bundesland als VP gearbeitet 
haben, sich aber nicht als vertrauenswürdig erwiesen haben. Ferner befindet 
sich in der VP-Akte ein Bericht darüber, wie die V-Person in Kontakt mit dem 
zukünftigen VP-Führer gekommen ist, welchen Eindruck man von dem sich 
als VP Anbietenden erlangt hat und wie die Verwendungsmöglichkeiten ein-
geschätzt werden. 

Wichtig ist die Motivlage des sich Anbietenden . Zum großen Teil sind es fi -
nanzielle Interessen, die als Motiv eine Rolle spielen, aber auch Hilfe bei aus-
länderrechtlichen Angelegenheiten oder Fürsprachen der Polizei bei der Justi z 
wegen eines Strafverfahrens des sich Anbietenden können in Betracht kom-
men. 

Weiterer Bestandtei l der VP-Akte sind natürlich die Nachweise über die an 
die VP gezahlten Geldbeträge nebst den dazugehörenden Geldanträgen . Diese 
Materie ist durch weitere Dienstvorschriften geregelt . 

Der quantitativ größte Teil der VP-Akte besteht aus den VP-Berichten. Hier-
bei handelt es sich um zumeist kurze Noti zen über die Kontakte mit der VP, 
seien sie nun persön licher oder fernmündlicher Art . Die Gesprächsinhalte mit 
der VP werden dort festgehalten und getroffene Folgemaßnahmen erläutert . 
Wurden Vermerke für die Gerichtsakten gefertigt, so werden diese dem jewei-
ligen VP-Bericht in Kopie als Anlage beigefügt. Alle Unterlagen werden 
durch Dienstvorgesetzte zur Kenntnis genommen und abgezeichnet. 
Das Legalitätsprinzip erfährt auch hier volle Anwendung, denn jeder Hinweis 
einer V-Person auf eine strafbare Handlung führt zu Folgemaßnahmen, die in 
der VP-Akte dokumentiert werden. 
Eine nach diesen Grundsätzen geführte VP-Akte gibt dem Leser ein sehr um-
fassendes Bild der V-Person, welches nur noch durch persönliche Erläuterun-
gen des VP-Führers vervoll ständigt werden kann. Der VP-Führer ist für das 
korrekte Führen „seiner" VP-Akte verantwortlich. Er sollte sich darüber be-
wußt sein, daß er durch seine Dokumentation ungerechtfertigte Vorwürfe der 
V-Person oder dritter Personen abwehren kann. Durch die Abzeichnung der 
Dienstvorgesetzten wird ausgeschlossen, daß nachträglich Berichte verfälscht 
oder hinzugefügt werden. 
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Unabhängig von konkreten Anlässen üben die Dienstvorgesetzten die Fach-
aufsicht über die mit der Führung von V-Personen betrauten Beamten aus. So 
findet zeitnah eine permanente Kontrolle der Arbeit statt, die ein rechtzeitiges 
Einschreiten bei Fehlentscheidungen des VP-Führers ermöglicht. Durch die 
Ansiedlung der VP-Führung z. B. in der Inspektion für Organisierte Kriminali-
tät kommt es zu einer Häufung von VP-Sachkomplexen, die wiederum zu ei-
nem Spezialisierungseffekt bei den Vorgesetzten führt , so daß auch dort die 
zur Ausübung der Fachaufsicht notwendige Fachkompetenz vorhanden ist. 
Letztend lich unterliegt die VP-Arbeit, die ein VP-Führer vor Gericht zu ver-
treten hat, bereits im Vorfeld einer strengen Kontrolle. 

4. Tatprovokation 
Überspitzt formuliert könnte man behaupten: Im Grunde genommen besitzt 
die Tatprovokation nur nachgeordnete Bedeutung, denn die Polizei ist mit der 
Bekämpfung der Rechtsbrecher ausgelastet, die auch ohne Einwirkung eines 
polizeilichen Lockspitzels eine Straftat vollenden wollen. 

Dennoch sind Fälle denkbar, in denen die Tatprovokation sinnvoll und gebo-
ten erscheint. Dann ist die enge Führung und Kontrolle der eingesetzten VP 
besonders bedeutsam. Das bereits angesprochene Urteil des EGMR zeigt, daß 
eine Tatprovokation bereits im Vorfeld eines Ermittlungsverfahrens ohne 
Kenntnis des VP-Führers stattfinden kann. Deshalb sind alle Hinweise auf 
Straftäter und Straftaten, die ihren Ursprung in VP-Angaben haben , besonders 
kritisch zu prüfen. Wenn die Provokation einer Straftat schon geboten er-
scheint, dann sollte sie zumindest unter der voll ständigen Kontrolle der Straf-
verfolgungsorgane stehen und nicht im Ermessen einer V-Person . 

Als Kontrollmechanismen bieten sich z.B. an, daß der VP-Führer die V-
Person auf überwachten Telefonanschlüssen anrufen läßt oder daß Anrufe der 
V-Person in Gegenwart des VP-Führers stattfinden. Bei persönlichen Treffen 
zwischen V-Person und Täterseite kann eine Kontrolle der V-Person und ihrer 
Einwirkung auf den Täter kaum stattfinden, es sei denn die V-Person ließe 
sich durch die erkennbare Anwesenheit des VP-Führers z.B. in einer Hotel-
lobby in ihrem Tatendrang bremsen. 

Am wirkungsvollsten erscheint jedoch ein grundlegend gleiches Selbstver-
ständnis von V-Person und VP-Führer über die Art und Weise zu sein, wie ein 
Täter zu überführen ist. 

Hat der VP-Führer die V-Person lange genug geschult, welche taktischen 
Maßnahmen legitim sind, so wird sie von unlauteren Mitteln, die sie dann 
schließlich als solche erkennen kann, Abstand nehmen. 
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Die V-Person muß sich gegenwärtig sein, daß die Polizei viele Möglichkeiten 
besitzt, das Verhalten der V-Person und ihr Einwirken auf den Täter festzu-
stellen, auch wenn dies teilweise erst nach Ende des Einsatzes in vollem Um-
fang geschehen kann. Am Ende des Einsatzes wird dessen Qualität bewertet. 
Dabei spielen Beschuldigtenangaben eine große Rolle. Warum sollte ein in 
allen Detailfragen geständiger Täter ausgerechnet bei Fragen zur Tatprovoka-
tion der V-Person lügen? Auch Protokolle von Telefonüberwachungen, z.B. 
wenn ein Täter einer dritten Person über sein Gespräch mit der V-Person be-
richtet, können im Nachhinein die Einwirkung der V-Person auf den Täter 
dokumentieren . 

Hat man der V-Person die Kontroll- und Bewertungsmöglichkeiten ihres Ein-
satzes deutlich gemacht, empfiehlt sich die Thematisierung des Vertrauens-
verhältnisses. Erweisen sich die Angaben der V-Person als unzutreffend, wird 
dadurch das Vertrauen des VP-Führers in die V-Person zerstört. Besteht keine 
Vertrauensbasis mehr, ist die Zusammenarbeit erloschen. Ohne Zusammenar-
beit sind keine Geldzahlungen möglich. 

Diese Kausalkette wird i.d.R. von allen V-Personen verstanden und kann ins-
besondere bei V-Leuten mit ausgeprägtem Ehrenkodex leicht nachvollzogen 
werden. Nicht unerheblich ist dabei der abschließende Hinweis des VP-
Führers auf ausbleibende Geldzahlungen. 

Erfahrungsgemäß liegt gerade hierin die größte und häufigste Motivation für 
die Zusammenarbeit mit der Poli zei. Das angesprochene Urteil zeigt m .E. sehr 
deutlich, daß der VP-Führer stets aufgefordert bleibt, sich mit den justiti ellen 
Anforderungen auseinanderzusetzen . Es genügt eben nicht immer, sich auf 
den Grundsatz zu beschränken, wonach die VP-Angaben lediglich durch einen 
Sachbeweis zu stützen sind, um eine angemessene Verurteilung zu erreichen. 
Der VP-Führer muß in jedem Einzelfall eine kriti sche Bewertung der Anga-
ben der V-Person vornehmen und sollte schon bei Beginn eines Verfahrens 
den Blick fest auf die spätere Hauptverhandlung gerichtet haben . Auch wenn 
sich viele VP-Einsätze im Ablauf und in taktischer Hinsicht gleichen, sollte 
der VP-Führer auch den Mut aufbringen können , von den althergebrachten 
Ermittlungsmethoden und Vorgehensweisen einmal abzuweichen und zusätz-
liche Beweisanforderungen von sich aus zu stellen oder Kontrollmechanismen 
gegenüber der V-Person zu verstärken und deren Führung enger zu gestalten. 
Der Einsatz eines poli zeilichen Lockspitzels zur Tatprovokation ist legitim 
und das ist auch gut so. Damit diese Einsatzmöglichkeit für die Zukunft erhal-
ten bleibt, ist ein sehr vorsichtiger und subtiler Umgang damit erforderlich. 
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5. Schlußbemerkungen 
Hinter den Kulissen eines nach außen scheinbar sachlich-steril gehaltenen VP-
Einsatzes, finden vielfältige zwischenmenschliche Prozesse statt. Ein Krimi-
nalbeamter und ein behördenexterner Anonymus sollen nach den Regeln der 
Rechtsprechung zusammenarbeiten und dadurch die Überführung von Rechts-
brechern bewirken. Der Weg dorthin ist keineswegs so unproblematisch , wie 
es möglicherweise aus der Gerichtsakte erscheinen mag. Eine V-Person in ei-
nem Ermittlungsverfahren einzusetzen und als verlängerten Arm der Strafver-
folgungsbehörden zu steuern, ohne daß es hierbei zu Fehlverhalten kommt, ist 
eine - kriminalpolizeilich gesehen - sehr anspruchsvolle Aufgabe. Die Polizei 
ist aufgefordert, sich stetig weiterzuentwickeln. Durch die bundesweit immer 
weiter voranschreitende Installation von zentralen VP-Führer-Dienststellen 
werden die Grundlagen für eine Spezialisierung und Professionalisierung von 
VP-Führern gelegt, die dadurch letztendlich in der Lage sind, qualitativ hoch-
wertige Arbeitsergebnisse zu präsentieren. 

Bitte bedenken Sie, daß sich meine Ausführungen lediglich auf das Innenver-
hältnis von V-Person und VP-Führer beschränkt haben. Hierbei handelt es 
sich nur um einen Aspekt des komplexen Aufgabenfeldes der VP-Führung. 





Der Einsatz von Verdeckten Ermittlern und 
V-Personen aus staatsanwaltlicher Sicht' 

Peter Köhler 

1. Vorbemerkung 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

zunächst möchte ich mich vorstellen : Ich bin Abteilungsleiter der OK-
Abteilung bei der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Frankfu11 seit nun-
mehr rund 10 Jahren. Wir waren in Frankfurt/Main 1972 die ersten, die eine 
solche Abteilung gegründet haben, unter meiner, ich möchte fast sagen, ,,l e-
gendären" Vorgängerin , Frau Adelheid Werner, genannt „Baby Doll", die da-
mals diese Abteilung ohne ideelle Unterstützung der Poli zei - das ist ganz 
wichtig - aufgebaut hat. Auch wenn wir die OK in Frankfurt nicht erfunden 
haben, so waren wir doch die ersten, die sie bekämpft haben. 

Heute bea rbeiten wir Kriminalitätsfelder, die sich in den letzten Jahren natür-
li ch etwas gewandelt haben. Wir haben den Menschenhandel, wir haben Ver-
brechen gegen das Kriegswaffenkontro llgesetz und damit einhergehend Zoll-
vergehen. Wir haben den Kreditkartendiebstahl und damit verbunden den 
Kreditkartenbetrug. Wir haben die Schleuserverfahren, und ich erinnere noch 
- wie mei n Vorredner - an die 58 Leichen in Dover, so daß wir also auch hier, 
wahrscheinlich aufgrund der erhöhten Medienaufmerksamkeit, in weitere Ver-
fahren gedrängt werden. 

Sie wissen, meine sehr verehrten Damen und Herren, daß die Justi z und die 
Polizei sich bei der Auswahl der Verfa hren sehr leicht von den Medien beein-
flussen lassen. Wir bearbeiten in der Abteilung zudem Kapitaldelikte, die mit 
dem Milieu in Zusammenhang stehen - ich erinnere an den sog. ,,Kettenhof-
weg-Fall" vor nunmehr fast 6 Jahren, der auch in meiner Abteilung bearbeitet 
worden ist. Es ging damals um die Ermordung von sechs überwiegend aus 
Rußland stammenden Prostituierten und deren Arbeitgeber. 

Wir bearbeiten in der Abteilung we iterhin Betäubungsmittelkriminalität, al-
lerdings nur in dem Umfa ng, in dem bereits täterbezogen ermittelt wird. Wir 

1 Der Vo11 ragsstil wurde in der Schriftfassung beibehalten. 
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verfügen in Frankfurt/Main über eine Sonderabteilung für organisierte Betäu-
bungsmittelkriminalität. 

Geregelt sind in meiner Abteilung gewisse „ethnische Sonderzuständigkei-
ten": So beispielsweise für Beschuldigte aus Rumänien , Rußland, der Türkei 
oder aus Italien. Dies hat sich in der Praxis als sehr vorteilhaft erwiesen, weil 
meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich auf entsprechende berufliche Er-
fahrungen mit den verschiedenen Landsmannschaften stützen können. 

2. Zur Notwendigkeit verdeckter Ermittlungen 
Verdeckte Ermittlungen sind aus meiner Sicht - und das haben wir gestern und 
auch heute schon einmal gehört - ein notwendiges, aber nicht bei allen ein be-
liebtes Instrumentarium der Verbrechensbekämpfung. Ich erinnere an die 
Ausführungen von Herrn Prof. Widmaier. Natürlich haben Strafverteidiger 
ganz andere Interessen. Ich darf etwas „flapsig" anmerken: Würde ich in 
Frankfurt - wenn ich das wegen des Legalitätsprinzips überhaupt könnte - we-
niger arbeiten bzw. arbeiten lassen, würde das der eine oder andere Strafver-
teidiger in Frankfurt/Main schon merken. Das sind nun einmal die Spielre-
geln. 

Aber ich muß auch, vorsichtig formuliert, folgendes sagen: Die verdeckten 
Ermittlungen haben in der Vergangenheit nicht immer das Wohlwollen mei-
ner Vorgesetzten gefunden. Hier in diesem Hause war jemand mein unmittel-
barer Dienstvorgesetzter, der als Strafverteidiger kam und inzwischen wieder 
Strafverteidiger ist. Ich sage das ganz vorsichtig. Wir wissen es aus den Medi-
en, daß tatsächlich verdeckte Ermittlungen, wenn sie denn zum Erfolg führen , 
dann auch entsprechend gutgeheißen werden. In mißlungenen Fällen kann da-
von jedoch nicht die Rede sein. Ich darf in diesem Zusammenhang an Begriffe 
erinnern, die gestern Prof. Widmaier in seiner Rede gebrauchte: ,,Spitzel", 
,,Geisterprozesse" - das sind Formulierungen, die uns doch auch bei der tägli-
chen Arbeit Schwierigkeiten bereiten. 

Wir haben es in Frankfurt so eingerichtet, daß verdeckte Ermittlungen grund-
sätzlich nur in den beiden Abteilungen, die ich schon erwähnt habe (Rausch-
gift und OK) geführt werden. Nur dann werden auch die Vertraulichkeitszu-
sagen und Genehmigungen zum Einsatz von V-Personen gemäß den Richtli-
nien durchgeführt. 

Mein Kollege Dr. leistner, der die Sonderabteilung für Organisierte Betäu-
bungsmittelkriminalität leitet, hat mir zu Ihrer Orientierung und Information 
eine Übersicht mitgegeben. 
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In den beiden Rauschgiftabteilungen (wir haben noch eine zweite Rauschgift-
abteilung, in der aber nicht die organisierte Rauschgiftkriminalität, sondern 
der Klein- und mittlere Handel bearbeitet werden) sind im Jahre 1999 insge-
samt 129 verdeckte Ermittlungen durchgeführt worden . Das sind im Vergleich 
zum Jahre 1998 fünf weniger. Anläßlich dieser verdeckten Ermittlungen wa-
ren 26 Verdeckte Ermittler eingesetzt. Das ist eine Erhöhung gegenüber 1998 
von fünf VE-Einsätzen. Dabei waren im Ausland im vergangenen Jahr sechs 
Verdeckte Ermittler eingesetzt worden, 1998 waren es lediglich vier. 

Die VP-Einsätze, d.h. Einsätze von Vertrauenspersonen im Jahre 1999, betru-
gen 119. Im Vergleich zum Vorjahr sind das drei Einsätze mehr. Die Vertrau-
enspersonen im Ausland betrugen im vergangenen Jahr 23 , 1998 lediglich 17. 
Für dieses Jahr bis Ende Mai kann ich sagen, ohne Sie jetzt weiter mit Zah-
lenmaterial belasten zu wollen , daß sich die Zahlen sehr wahrscheinlich noch 
leicht erhöhen werden gegenüber den Ei nsätzen im vergangenen Jahr. 
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3. Das Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei 
Wichtig ist die Entscheidung, die uns von der Polizei aufgrund einer Sachver-
haltsschilderung vorgegeben wird, ob nämlich ein VP-Einsatz möglich ist, ob 
er genehmigt und die Zusage der Vertraulichkeit für die VP erteilt werden 
kann. Weiterhin wichtig ist die Genehmigung des VE-Einsatzes, also die Zu-
stimmung durch den Staatsanwalt oder durch den Richter. Dies setzt jeweils 
eine Dokumentation aussagekräftig nachvoll ziehbarer Sachverhaltsschi lde-
rungen voraus. Im Hinblick auf den gestern von Herrn Dr. Maul angesproche-
nen Punkt der Begründung eines Anfangsverdachts, möchte ich dabei anmer-
ken , daß dies in den mir bekannten Fällen und auch in denen , welche in den 
beiden Rauschgiftabteilungen gelaufen sind, nie Schwierigkeiten bereitet hat. 

Auch die Problematik mit den sogenannten „g1ünen Blättern" ist etwas, was 
meines Erachtens eher der Vergangenheit angehört. Mein Vorredner, Herr 
Pfeil, der schon sehr lange in diesem Geschäft ist, hat dies ausgeführt. Die Zu-
sammenarbeit mit den Kriminalbeamten in den Kommissariaten K 62 und 
K 63 währt zum Teil schon über 20 Jahre. In dieser Zeit hat sich ein Vertrau-
ensverhältnis gebi ldet. Auch aufseiten der Polizei weiß man , welche Voraus-
setzungen für den Staatsanwalt wichtig sind. Folglich können mögliche 
Schwierigkeiten bezüglich einer VP oder im Zusammenhang mit einem VE-
Einsatz besprochen werden. 

Wir müssen zunächst einmal den Ermittlungsrichter überzeugen , insbesonde-
re, wenn man eine Zustimmung nach § 1 00b Absatz 2 StPO benötigt. Es ist 
sehr wichtig, daß im Frühstadium der Ermittlungsrichter auch überzeugt ist, 
denn wir benötigen ihn dann später - nach dem VE-Beschluß - für Beschlüsse 
im Bereich von Telefonüberwachungen, Lauschangriffen und ähnlichen ver-
deckten Maßnahmen sowie für Durchsuchungen und Haftbefehle. 

Wir akzeptieren seitens der Staatsanwaltschaft das oberste Gebot der Polizei: 
absolute Geheimhaltung. Es ist für uns wichtig, diesen Aspekt immer wieder 
besonders hervorzuheben. Denn wir haben gelernt und wir können nachvoll-
ziehen, daß die Polizei natürlich ein großes Interesse daran haben muß, daß 
weder die Identität des VE noch der des VP nach außen dringt. Anderenfalls 
wären sehr erhebliche (negative) Fo lgewirkungen im Hinblick auf die zukünf-
tige Rekrutierung von Vertrauenspersonen zu erwarten. 

Der Staatsanwalt befindet sich in einem ständigen Spannungsverhältnis. Er ist 
als Herr des Ermittlungsverfahrens mit der Sachleitungsbefugnis betraut. Ich 
würde hier die Aussage wagen, daß wir bei dem Einsatz von Verdeckten Er-
mittlern auch eine gewisse Fachaufsicht mitzutragen haben. Mir liegt es dabei 
fern, irgendwelche elitären Gesinnungen in den Raum hineintragen zu wollen . 
Doch zeigt die Erfahrung, daß Staatsanwälte als Volljuristen besser einschät-
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zen können, was für das Gericht wichtig ist, und was gerade die Rechtspre-
chung dieses Spruchkörpers von uns verlangt. So wissen wir sehr oft schon 
bei Karnrneranklagen, die bevorstehen, welche Strafkammer für den Beschul-
digten zuständig ist. Dieses Wissen haben wir dann natürlich einzubringen 
und können es auch der Polizei vermitteln. 

Der VE-Einsatz ist eigentlich - unabhängig vorn OrgKG vorn 15.7.1992, ich 
darf das Datum noch einmal in Erinnerung rufen - aufgrund der entsprechen-
den Richtlinien in Hessen seit 1987 geregelt. Der VE-Einsatz ist auch immer 
wieder in meiner Abteilung durchgeführt worden. Wir hatten damals natürlich 
auch eine gewisse Legitimation, uns in die Diskussion um das OrgKG einzu-
bringen . Die Beratungen haben sich aufgrund großer Auseinandersetzungen 
sehr lange hingezogen. Man war damals doch sehr gespannt, wie das Ergebnis 
aussehen werde. Eine Regelung haben wir dabei etwas verunsichert aufge-
nommen : Warum hat der Gesetzgeber in den §§ l !0a ff. StPO nur den VE 
geregelt, warum nicht die VP? Können wir diese Regelungen etwa analog an-
wenden? Die Frage ist inzwischen geklärt. 

Ein weiterer Aspekt, an den ich mich erinnere, soll hier ebenfalls kurz erwähnt 
werden: der Lauschangriff. Zunächst waren eigentlich alle dagegen. Dann wa-
ren einige dafür. Diese Diskussion durchlief die gesamten politischen Abtei-
lungen. Die Polizei wollte natürlich ein OrgKG, das an den polizeilichen 
Notwendigkeiten ausgerichtet ist, und hatte - ganz legitim - massiv versucht, 
dies auszurichten. Es ist ein bißchen anders gekommen. Es wurde rn.E. durch 
das OrgKG zunehmend die Verantwortung der Staatsanwaltschaft gestärkt. 
Dies hat einen einfachen Hintergrund: Die Entscheidungen fallen nun einmal 
im Gerichtssaal. Da steht der Staatsanwalt in eigener Verantwortung. Und die-
jenigen, die Entscheidungsträger bei der Poli zei sind, sind ganz weit weg. Es 
gibt den ermittelnden Beamten, der aber auch nicht alleine die Entscheidung 
treffen kann, so daß letztendlich tatsächlich die Verantwortung dem Staatsan-
walt obliegt und dann dem Gericht aufgrund der Anträge im Gerichtssaal. 

Wir wissen, daß die verdeckten Ermittlungen in den vergangenen 10 Jahren 
sehr stark zugenommen haben. Das hat den Vorteil, daß sie inzwischen al 1-
seits anerkannt werden - in der Rechtsprechung und, ich denke, auch im Be-
wußtsein anderer. Wir haben Routine, aber wir haben lange an der Routine 
gearbeitet. Jetzt haben wir sie. Problematische Einzelfälle kommen immer 
wieder vor. Das ist selbstverständlich. Aber man kann, je mehr Erfahrungen 
man hat, zumeist die Probleme lösen. Und dafür ist es wichtig, daß gerade 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, die auf diesem Gebiet arbeiten , dann 
auch einen langen Atem haben und länger eingesetzt werden, damit der Erfah-
rungsschatz wachsen kann. 
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Wir wissen zudem die Ermittlungskonzepte der Polizei einzuschätzen. Wir 
können dabei unsere Meinung und unsere Ansichten mit einbringen. Und wir 
haben demnach die Möglichkeit, in der konkreten Zusammenarbeit dafür Sor-
ge zu tragen, daß das Ganze in rechtsstaatlichen Bahnen verläuft. 

4. Spannungsfelder beim Einsatz des Verdeckten Ermittlers 
Bei einer Veranstaltung in Hiltrup 1993, auf der die ersten Erfahrungen mit 
dem OrgKG ausgetauscht wurden, kristallisierte sich ein Punkt heraus, der der 
Polizei damals sehr große Probleme bereitete. Dies war die Möglichkeit, die 
der Gesetzgeber der Staatsanwaltschaft und auch dem Gericht eingeräumt hat, 
nämlich die Identität eines Verdeckten Ermittlers zu überptiifen. Hier war die 
Polizei äußerst skeptisch: ,,Das kann doch wohl nicht sein, daß wir dem 
Staatsanwalt unseren Verdeckten Ermittler präsentieren müssen." Mir sind 
freilich keine Fälle bekannt, in denen das tatsächlich praktiziert worden ist, 
daß also aufgrund gewisser Umstände - ob das nun Mißtrauen, Neugier oder 
sonst etwas war - entweder der Staatsanwalt oder auch der Richter ein persön-
liches Gespräch mit dem Verdeckten Ermittler führen wollte. 

In meiner Abteilung kommt es allerdings immer wieder mal vor, daß der tat-
sächlich ermittelnde Staatsanwalt mit einem Verdeckten Ermittler Kontakt 
aufnimmt, den Verdeckten Ermittler vernimmt und mit ihm ein Gespräch dar-
über führt , was denn im Sinne der späteren Anklagevertretung Notwendiges 
an Beweisen, und zwar beweisverwertbar, zusammenzutragen ist. Das kann 
aufgrund der Belastung der Staatsanwälte freilich nur der Einzelfall sein. 

Es muß dabei , was schon Herr Pfeil gesagt hat, die „Chemie stimmen". Ein 
gegenseitiges Vertrauensverhältnis ist von zentraler Bedeutung. Denn der 
Staatsanwalt kann die Rechtslage einschätzen, er kennt die Beweiserfordernis-
se, er weiß auch , daß ein mittelbarer Beweis allein nicht ausreicht. Er kennt, 
wie bereits erwähnt, die Rechtsprechung des Spruchkörpers. Ich denke, daß 
dies von Vorteil ist. 

Aber noch einmal: Der Regelfall ist, daß der Staatsanwalt den Verdeckten 
Ermittler nicht sehen will. Das ist eine Einstellung, die auch ich habe. Denn es 
besteht immer die Gefahr, wenn man nähere Erkenntnisse hat, daß man viel-
leicht in einem unbedachten Augenblick etwas sagt oder eventuell selbst als 
Zeuge präsentiert werden soll. Es gibt dann nur Schwierigkeiten. Man müßte 
selbst als Zeuge gesperrt werden, wenn man weitergehendes Wissen hat. 

Ein anderer wichtiger Punkt ist dabei: Hat der Staatsanwalt eine aussichtsrei-
che Möglichkeit, den Dienstherrn davon zu überzeugen , daß ihm ein Verdeck-
ter Ermittler mit der entsprechenden Legende zur Verfügung gestellt wird, die 
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er für sein Ermittlungsverfahren braucht, und der dann später freigegeben 
werden kann? Das ist ein Punkt, bei dem man tatsächlich schon sehr aufpas-
sen muß, daß man keine überzogenen Forderungen stellt. Ich habe es selbst in 
einem Fall erlebt, daß die Polizei , d.h. in diesem Falle das BKA, sehr bemüht 
war. Es ist auch gelungen, einen Verdeckten Ermittler zu finden , der zum ei-
nen mit der passenden Legende versehen und zum anderen auch präsentiert 
werden konnte, da seine Dienstzeit schon abgelaufen oder am Ablaufen war 
(so daß man ihn „aus dem Geschäft ziehen konnte"). Nur so war es möglich , 
daß er dann in einem anderen Verfahren eben doch noch mal gebraucht wor-
den ist. 

5. Die Vertrauensperson und der Informant 
Einige Anmerkungen zur Vertrauensperson: Bei meiner Vorbereitung ist mir 
ein wunderbarer Terminus aufgefallen: ,,Die V-Person als freier Mitarbeiter 
der Poli zei". Die Vertrauensperson war schon immer etwas heikel: Wenn wir 
uns nur an Herrn Maus erinnern; der wurde lange als „Angestellter des BKA" 
bezeichnet, bis er dann in Ungnade fiel. Es ist schon ein ganz großes Problem, 
wen zum Beispiel Herr Pfeil als Vertrauensperson auswählt. Wir können bei 
den Vertrauenspersonen - und das muß man sehr deutlich sehen - nur auf 
ehemals Beschuldigte, Angeklagte und Verurteilte zurückgreifen. Auch wenn 
Ausnahmen hier die Regel bestätigen, so verfügen diese Leute natürlich über 
die besten Kenntnisse, so daß wir auf sie angewiesen sind und deswegen gut 
mit ihnen zusammenarbeiten können. Ob immer das Geld die große Rolle 
spielt, ist die Frage. Ich hatte einige Fälle, in denen es darum ging, sich ge-
genüber der Justi z auf gewisse Weise erkenntlich zu zeigen , da man doch et-
was „gnädiger als erwartet" davongekommen war. 

Einige Sätze noch zum Informanten : Heute ist es so, daß aufgrund meiner Er-
fahrung eigentlich In format ionen aus allen Bevölkerungssch ichten für al le 
Kriminalitätsbereiche kommen , wenn nur die Vertraulichkeit zugesichert 
wird . Der aus eigener Initiative tätig werdende Hinweisgeber im Einzelfall 
kann nicht Vertrauensperson sein. Aber wir kennen auch Fälle, in denen zu-
nächst ein Informant zu einem späteren Zeitpunkt tatsächlich noch mal für 
eine weitere Information eingesetzt wird. Dann wird er nach meiner Einschät-
zung wohl nicht mehr In formant sein. 

Wobei dann natürlich noch etwas ganz Besonderes hinzukommt, was jetzt 
wegen der knappen Zeit nur in einem Schlagwort angesprochen werden kann: 
der Strafgefangene als Vertrauensperson. Auch eine Vertrauensperson muß 
nun einmal ihre Strafe zunächst absitzen und ist in dieser Zeit Gefangener. 
Dann stellt sich die Frage, ob sie eingesetzt werden kann. Auch hier sind wir 
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von unseren vorgesetzten Behörden angewiesen, von dieser Möglichkeit nur 
äußerst sparsam, nämlich allenfalls bei ganz wichtigen und sehr dringenden 
Straftaten Gebrauch zu machen. 

6. Schlußbemerkung 

Etwas noch abschließend, was mir ein sehr großes persönliches Bedürfnis ist. 
So mußte ich leider erfahren, daß es offiziell in Hessen etwas nicht gibt, was 
in den südlichen Bundesländern (Bayern und Baden-Württemberg) vorhanden 
ist: den NoeP (n icht offen ermittelnden Polizeibeamten). Die Hessen stel len 
sich, wenn ich das so formulieren darf, auf den Standpunkt, ,,das kann auch 
der VE", und einiges spricht dafür. Nur habe ich noch eine besondere Zustän-
digkeit, die ich im allgemeinen gerne verschweige; ich denke aber, daß ich das 
hier in vertraulicher Runde eröffnen kann, dem einen oder anderen dürfte sie 
sowieso bekannt sein: Ich befasse mich schon seit 20 Jahren mit dem Jugend-
Medien-Schutz, also mit der Bekämpfung gewaltverherrlichender, pornogra-
phischer und sonstiger jugendgefährdender Schriften. Und wir wissen alle, 
daß gerade die Kinderpornographie im Internet uns sehr viele große Probleme 
bereitet. Ich versuche nunmehr seit einem Jahr, die zuständigen Polizeidienst-
stellen bis hoch zum Landeskriminalamt davon zu überzeugen, daß ich für 
eine Internet-Recherche, bei der es darum geht, die Verbreitung von Kinder-
pornographie nachzuweisen, die Kreditkarte eines NoeP benötige, um Beweis 
führen zu können . Leider konnte mir bislang von der Polizei nicht geholfen 
werden. Es gibt für den NoeP natürlich die auch hier schon erörterten Proble-
me, insbesondere das Fürsorgeproblem, auch das Einsatzproblem, wenn zum 
Beispiel ein Wohnungsbesuch stattzufinden hat. Ich könnte natürlich für eine 
Internet-Recherche im Einzelfall von dem Ermittlungsrichter eine VE-
Zustimmung ertrotzen; sie ist meines Erachtens aber rechtlich nicht möglich . 
Seit Ink rafttreten des OrgKG, stellt sich immer wieder die Frage nach Strafta-
ten von Vertrauenspersonen. Ich habe in der Praxis von dieser Problematik 
eigentlich nichts erfahren. Es wird immer wieder mal andiskutiert. Was natür-
li ch nicht akzeptabel ist, daß Straftaten von vornherein irgendwie gutgeheißen 
werden. Die oft zitierte „Keuschheitsprobe" hat sich meines Wissens als doch 
nicht so problematisch erwiesen, wie es immer wieder in Polizeikreisen disku-
tiert wurde. Allerdings muß gesagt werden : Es ist natürlich selbstverständ li ch 
- ich hätte schon beinahe gesagt: ein nobile officium -, auch die Straftat eines 
Verdeckten Ermittlers so zu behandeln, wie es das Legalitätsprinzip verlangt. 
Aber dann ist zu beachten, ob tatsächlich neben der Verwirklichung des Tat-
bestands auch die Rechtswidrigkeit und die Schuld vorl iegen. Nicht selten 
wird man nach Abwägung all er Umstände von einem rechtfertigenden Not-
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stand (§ 34 StGB) ausgehen müssen . Dies gilt jedenfalls dann , wenn die Straf-
tat des Verdeckten Ermitt lers noch im „Yergehensbereich" liegt. Ich denke 
aber, daß auch außerhalb Hessens diese Problematik nicht so virulent ist, wie 
sie denn - zumindest noch vor Jahren - dargestellt wurde. 

Ich mußte mich kurz fassen , ich hoffe, daß ich mich nicht zu kurz gefaßt habe, 
und darf mich für Ihre Aufmerksamkeit bedanken. 





Rückblick und Ausblick 

Christoph Sowada 

ln einem Berliner Theater wird zur Zeit das Stück „Shakespeares sämtliche 
Werke (in 90 Minuten)" aufgeführt. Die in diesem Titel enthaltene Ankündi-
gung ist natürlich nicht ganz ernst gemeint. Mein (durchaus ernst gemeintes) 
Anliegen kann freilich nicht darauf gerichtet sein, am Ende der Veranstaltung 
in wenigen Sätzen ein vollständiges Abbild der (überdies veröffentlichten) 
Referate sowie der hierauf bezogenen Diskussionsbeiträge zu liefern . Viel-
mehr sollen in der Rückschau auf die Tagung einige zentrale Übereinstim-
mungen oder Gegensätze schlaglichtartig beleuchtet werden. Ebenso sind zu 
der mit dem Terminus „Ausblick" umrissenen Themenstellung weder kühn e 
Visionen noch wilde Spekulationen gefragt, sondern es kann lediglich darum 
gehen , auf der Grundlage einer Momentaufnahme mögliche Entwicklungsten-
denzen anzudeuten. In Anbetracht dieser thematischen Beschränkung lassen 
sich di e nac hfolgenden Überlegungen in drei Teile untergliede rn: Zun ächst 
möchte ich eine a ll gemeine (und notwendigerweise subjektive) Situationsbe-
schreibung geben; im Anschluß hieran soll für zwe i Teilbereiche - die ver-
deckte Befragung und den Einsatz polizeilicher Lockspitzel - versucht wer-
den , die Konturen der aktuellen Diskussion ein wenig schärfer hervortreten zu 
lassen. 

I. Allgemeine Einschätzung: Die Phase der Unsicherheit ist 
noch nicht vorbei 

Allgemein läßt sich der gegenwärtige Zustand bezüglich des Einsatzes von 
Verdeckten Ermittlern und V-Personen dahingehend charakterisieren, daß die 
Phase der Unsicherheit noch nicht vorbei ist. Das Ziel dieser Fachtagung kann 
daher nicht darin bestehen, ges icherte Erkenntnisse zu verkünden , die sich 
künftig im Maßstab 1: 1 in den Justi za ll tag umsetzen ließen. Der Wert dieses 
Zusammentreffens ist vielmehr gerade darin zu sehen, in einem noch nicht 
abgeschlossenen Entwicklungsprozeß Justiz- und Polizeipraktikern ein Forum 
zum Austausch von Erfahrungen und Meinungen, darüber hinaus vielfach 
auch Einblick in die tatsächlichen Verhältnisse und Schwierigkeiten zu bieten. 
Auch der Zeitpunkt für diese Tagung ist gut gewählt, da mehrere aktuel le 
Leitentscheidungen höchster Gerichte wichtiges Material für die Diskussion 
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liefern. freilich bieten nicht zuletzt diese Judikate die Grundlage für die These 
einer fortbestehenden Unsicherheit. 

1. Symptome einer fortbestehenden Unsicherheit 

In diesem Zusammenhang läßt sich exemplarisch auf die „Hörfallen-
Entscheidung" des Großen Senats für Strafsachen I verweisen. In diesem Be-
schluß wird zunächst ausführlich ein Gesetzes- oder Verfassungsverstoß ver-
neint, sodann jedoch unter Hinweis auf die Verletzungsnähe eine Abwägungs-
lösung implementiert. Durch diese auf einen „Beinahe-Verstoß" abzielende 
Argumentation erfährt die Entscheidung einen „e igenartigen methodischen 
Bruch"2

, der seine Erk lärung wohl darin findet , daß der BGH s ich bewußt a ll e 
Wege offen halten (oder zumindest eine apodiktische Festlegung verme iden) 
wollte, indem er dem Schritt in die eine Richtung eine halbe Kehrtwendung 
hinzufügte3

. Doch nicht nur der BGH fährt - wie Herr Geisler es in seinen 
einleitenden Ausführungen anschaulich formuliert hat - gleichsam „auf 
Sicht". Auch die neuere Rechtsprechung des BVerfG mutet diffus an. So wur-
den Verfassungsbeschwerden in sog. ,,Zweithörer-Fällen"4 und im Fall Serl!-
may r5 (nach mehreren Jahren) nicht zur Entscheidung angenommen, weil sie 
mangels ausreichender Substantiierung der Verletzung von Verfassungsrecht 
den an die Begründung einer Verfassungsbeschwerde zu stellenden Anforde-
rungen6 nicht genügten. Zugleich stellte die Kammer allerdings in einem (mit 
der bisherigen Judikatur des Senats nicht ohne weiteres übereinstimmenden 7) 

obi ter dictum fest, daß die heimliche Befragung e iner zur Zeugnisverweige-
rung berechtigten Aussageperson durch V -Leute ohne spezielle gesetz liche 
Ermächtigungsgrundlage unzulässig sei .8 Ferner wird darauf hingewiesen, daß 
es feste verfassungsrechtliche Maßstäbe für die Frage, ob und unter welchen 
Voraussetzungen von Verfassungs wegen ein Beweisverbot im Strafverfahren 
in Betracht komme, in der verfassungsrechtlichen Rechtsprechung noch nicht 
gebe.9 Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte als dritte Komponen-
te des höchstrichterlichen Machtdreiecks hat mit seiner restriktiven Judikatur 

1 BGHSt. 42, 139 ff. 
2 Rieß, NStZ 1995 . 505. 
3 Roxi11 , NStZ 1997 , 18 (21 ). 
4 BVerfG (3 . Kamme r des 2. Senats), StV 2000 , 467 111. Anm. Weß!au = JR 2000 , 467 111. An m. 

Franke; NStZ 2000. 488 sowie di e Entscheidung derselben Kammer, NStZ 2000 , 489 = StV 
2000, 472. 

5 BVerfG (3. Kamm er des 2. Senats) , NStZ 2000, 489 m. Anm. Roga/1 = St V 2000, 486 m. Anm 
Weßlau (aaü. S. 468 IT.) = JR 2000, 333 m. Anm. l esch. 

6 Vgl. hierzu Eschelbacl,/Gieg!Sch11/z, NStZ 2000, 565 ff 
7 Kriti sch hierzu Roga/1, NStZ 2000, 49 L 
8 BVerfG (3. Kammer des 2. Senats), NStZ 2000 , 489 (490) = St V 2000, 466 f. 
9 Aaü. 
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zum Lockspitzeleinsatz 10 den Druck auf die nationalen Gerichte verstärkt, 
wenngleich darüber gestritten wird , inwieweit bei der Umsetzung in die jewei-
ligen nationalen Rechtsordnungen Spielräume verbleiben.11 

Auch die Wissenschaft kann bislang nicht mit Patentrezepten aufwa11en. 12 

Während im allgemeinen versucht wird, aus anerkannten Grundsätzen Lösun-
gen für einzelne Probleme zu entwickeln, geraten im vorliegenden Kontext 
die Grundprinzipien selbst (insbesondere die Fragen nach dem Sinngehalt des 
Grundsatzes „nemo tenetur se ipsum accusare", nach der Bedeutung des 
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung im Strafverfahren oder nach der 
Reichweite des Gesetzesvorbehalts) in den Strudel der Auseinandersetzung. 
Schließlich stehen weithin auch klare gesetzgeberische Direktiven noch aus . 
Im Jahre 1992 erfuhren lediglich die Verdeckten Ermittler in den §§ 11 0a ff. 
StPO eine gesetzliche Regelung; Normierungen über die Tätigkeit von V-
Leuten und nicht offen ermittelnden Polizeibeamten (sog. ,,NoePs") fehlen 
hingegen. Auch die durch das Strafverfahrensänderungsgesetz (St V ÄG) 1999 
vorgenommene Erweiterung der §§ 161, 163 StPO von einer bloßen Aufga-
benbeschreibung zu einer allgemeinen „Generalermittlungsklausel" hat dieses 
Problem nur teilweise entschärft, da sich auf diese Grundlage lediglich Maß-
nahmen mit einer vergleichsweise geringen Eingriffstiefe stützen lassen. 13 

2. Ursachen dieses Befundes 

Fragt man nach den Gründen für die zu konstatierende Unsicherheit, so lassen 
sich gerade auch unter dem Eindruck der zu Ende gehenden Tagung drei Ge-
sichtspunkte festhalten : Als erster, in der Natur der Sache liegender Aspekt ist 
die hohe Komplexität der Problemfälle zu nennen. Die einschlägigen Sach-
verhalte können Fälle der Organisierten Kriminalität betreffen oder der Auf-
klärung der allgemeinen Kriminalität dienen . Die Grenzen zwischen den ein-
zelnen Formen der dem Staat zurechenbaren Ermittlungstätigkeit durch Ver-
deckte Ermittler und durch nicht offen ermittelnde Polizeibeamte sind biswei-

10 EGMR. EuGRZ 1999. 660 (Teixeira de Castro I Portuga l) ; teilweiser Abdruck in StV 1999, 
127 m. Anm. Kempfund NStZ 1999, 4 7 m. Anm. Sommer; vg l. ferner Kinzig. St V 1999, 288 ff. ; 
Weige11rl, St V 2000, 384 ff. sowie das Referat von Bank/Krisch. 

11 S. hierzu BGHSt. 45 , 321 = NStZ 2000, 269 m. Anm. E11dnß/Kinzig = StV 2000, 57 m. Anm. 
Sinner/Kreuzer, St V 2000, 114 ff = JZ 2000, 363 m. Anm. Roxin = JR 2000, 432 m. Anm. 
Lesch; s. auc h Maul, FS 50 Jahre BGH (2000), 569 (572 ff.) und Kur/lieh , JuS 2000, 95 1 ff. 

12 Wie sehr auch hi er die Entwicklung im Fluß ist, belegen die zahlreichen Anmerkungen zu den 
aktuell en höchstrichterlichen Entscheidungen. Vgl. außerdem Eschelbach, St V 2000, 390 ff. ; 
Morre/Bru11s, FS 50 Jahre BGH (2000), 581 ff. 

13 Vgl. Hilger, NStZ 2000, 561 (563 f.) ; s. auch Lesch, JA 2000, 725 (726 f.); Roga/1, NStZ 2000, 
490 (492 f.). 
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len schwer zu ziehen 14, zumal der Kontakt mit den Tätern einen dynamischen 
Prozeß darstellt, in dessen Verl auf oftmals eine Ste igerung der Mitwir-
kungsintensität des Beamten erforderli ch wird. 15 Es kommt hinzu, daß es 
,,den" Verdeckten Ermittler bzw. ,,den" V-Mann all enfa lls als rechtliche Ka-
tego rie gibt, während es sich in der Lebenswirklichkeit vielfach durchaus um 
schillernde Personen handeln kann , von denen sich das Gericht sowie die üb-
rigen Verfahrensbeteiligten überdies regelmäßi g keinen eigenen unmittelbaren 
Eindruck verschaffen können.16 Die Intensität des Verhaltens des Ermitt-
lers/Ermittlungsgehil fen ist ebenso vielfä ltigen Abstufungen zugänglich17 wie 
die Schwere der aufzuklärenden (oder auch provozierten) Tat, das Maß des 
bestehenden Tatverdachts und die Reaktion des von der Maßnahme Bet roffe-
nen. Auch auf der Rechtsfolgenseite kommen zum Tei l unterschiedliche Kon-
sequenzen (Verfahrenshindernis, Beweisverwertungsverbot, Beweiswürdi -
gun g1 8, Strafmilderung) in Betracht. 19 

Mi t diesen (gewiß nicht neuen20
) Schwierigkeiten hängt der zweite Grund für 

das Fortbestehen der Unsicherheit zusammen: Es ist bislang nicht ge lungen, 
einen stabilen rechtspoliti schen Grundkonsens in diesem Problembereich zu 
erzielen. Die allgemeine Feststellung, daß der Einsatz von Verdeckten Erm itt-
lern und V-Leuten ein unverz ichtbares Instrument einer effekti ven Bekämp-
fung moderner (insbesondere Organisierter) Kriminalität darstelle, erl edigt das 
Prob lem ebensowenig wie der nicht minder pauschale gegenläufige Hinweis, 
daß hiermit natürli ch nicht jede Form staatli ch gesteuerter ( oder dem Staat 
zurechenbarer) Tatbegehung oder In fo rmationserl angung legitimiert sei. Weil 
die Teilnehmer dieser Tagung in unterschiedli cher Funktion in das System der 
Strafverfo lgung eingebunden sind, war zu erwarten, daß hier auch divergie-
rende Grundeinstellungen zum Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-
Leuten zutage treten. In der Tat sind so lche Unterschiede gestern deutli ch er-
kennbar geworden. Auf der einen Seite wies Herr Wid111aier darauf hin , der 
Staat sei die „Selbstbindung der Fairneß" eingegangen mit der Fo lge, daß es 
ke ine „doppelte Rechtsordnung" geben dürfe, di e neben der „Schönwetter-
StPO" noch die prozessuale „Trickkiste" bereithalte. Diese skepti sche Grund-

14 Vgl. hierzu BG HSt. 4 1, 64 sowie f-lilger. Hanack-FS (1999), 207 ff. (mw ). 
15 Vgl. näher hi erzu das Referat von Maul. 
16 Vgl. hierzu ausführlich das Referat von Pfeil. 
17 Zur Veranschaulichung seien nur die Fragen angefü h11 , ob einem lediglich als Scheinaufkäufer 

täti gen Verdeckten E1111ittl er das Betreten e iner Wo hnung gestattet ist (vgl. BG H, NJW 1997, 
15 16 ff.) oder ob d ie Po li zei für e in überwachtes Geschäft Betäubungsm itte l zur Verfügung ste l-
len darf (vgl. dazu den von Maul in seinem Referat geschilderten Fa ll ; s. fe rner zu einem Fall 
des Ziga rettenschmuggels BG H, JR 2000, 423 mil Anm. Krack). 

18 S. hi erzu jüngst BGH , S1V 2000, 603 sowie (zu § 11 2 StPO) LG Kob lenz, S1V 2000, 508. 
19 Vg l. Eschelbac/1 , StV 2000, 390 (395 ff.). 
20 Zu Vergleichszwecken sei lediglich auf die im von liidersse11 herausgegebenen Sammelband 

.,V-Leute. Die Fa lle im Rechtsstaat'· ( 1985) enthaltenen Beiträge hin gewiesen. 
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haltung erinnert unwillkürlich an das (beinahe zum geflügelten Wort avan-
cierten) Diktum des BGH, es sei „kein Grundsatz der Strafprozeßordnung, daß 
die Wahrheit um jeden Preis erforscht werden müßte".2 1 Den rechtspolitischen 
Kontrapunkt hierzu bilden die Ausführungen von Herrn Staatssekretär Lan-
dau , der - freilich mit der Maßgabe der staatsanwaltschaftlichen Leitungsbe-
fugnis - für eine Optimierung der polizeilichen Mittel bei der Bekämpfung 
der Organisierten Kriminalität plädierte und sich bei einer Verfahrensherr-
schaft der Staatsanwaltschaft auch den Einsatz des Verfassungsschutzes im 
Rahmen der Verbrechensbekämpfung vorstellen könnte. Zugleich beklagte 
Herr Landau eine Hypertrophie der formalen Sicherung; vorzugswürdig sei 
demgegenüber ein „personales Vertrauen" in die Sicherung des Rechtsstaates. 
Mit dieser zuletzt genannten Äußerung ist das Tor aufgestoßen zu einer Dis-
kussion, die das Tagungsthema weit übersteigt und an die Fundamente des 
Rechtsstaatsverständnisses rührt. Obwohl sich der Grundkonflikt zwischen 
formaler Strenge und dem tendenziell gegenläufigen Streben nach einer mög-
lichst effi zienten (und damit flexiblen) funktionstüchtigen Strafrechtspflege 
nicht en passant lösen läßt, ist doch darauf hinzuweisen, daß das Mißtrauen in 
die Ausübung staatlicher Macht die „Mutter des liberalen Rechtsstaates"22 ist. 
Selbst der Gedanke der Gewaltenteilung drohe in letzter Konsequenz über-
flü ssig zu werden, wenn man sich von der Vorstellung leiten ließe, im Rechts-
staat verdienten alle staatlichen Instanzen ein Mindestmaß an Vertrauen in die 
Rechtmäßigkeit ihres Handelns. Nicht von ungefähr läßt sich die Strafprozeß-
ordnung geradezu als „Kompendium des Mißtrauens" begreifen, dessen Wir-
kungsmechanismus darin besteht, institutionalisierte Sicherheitsvorkehrungen 
zu insta llieren , um gar nicht erst von der Charakterfestigkeit des jeweiligen 
Amtsträgers abhängig zu sein. Gerade in einer von staatlicher Finanznot und 
anhaltendem Personalmangel geprägten Zeit, in der das Streben nach einem 
effizienten Einsatz der knappen Ressourcen und die Praxis der Absprachen im 
Strafprozeß einen massiven Druck auf die Entformalisierung des Strafverfah-
rens ausüben, besteht verstärkter Anlaß, an den Wert der „schützenden For-
men" im Strafverfahren zu erinnern. Das Beschwören der Lauterkeit der han-
delnden Amtsträger und der sie leitenden Motive führt sehr leicht zu der dem 
Rechtsstaat abträglichen Maxime, daß der Zweck die Mittel heiligt. Diese zu-
gegebenermaßen sehr abstrakten Überlegungen mögen manchem von Ihnen 
allzu akademisch und ohne hinreichenden Bezug zum Alltagsgeschäft der 
Strafjustiz erscheinen, und gewiß läßt sich über den Ei nsatz von Verdeckten 
Ermittlern und V-Personen auch ohne eine explizite Offenlegung des jeweili-
gen Rechtsstaatsverständnisses diskutieren. Andererseits ist es inzwischen ei-
ne geläufige Erkenntnis, daß die Beurteilung konkreter Rechtsfragen auch 

21 BGHSt 14, 35 8 (365). 
22 Zippelius, in: Merlen (Hrsg. ), Gewaltentrennung im Rechtsstaat ( 1989), S. 27 (28). 
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vom jeweiligen Vorverständnis abhängt23
, das seine Bedeutung nicht bereits 

deshalb verliert, weil es unreflektiert bleibt und nicht ausdrucklich themati-
siert wird. 

Als dritte bemerkenswerte Erkenntnis der Tagung ist die auf den ersten Blick 
paradox erscheinende Beobachtung zu notieren, daß auch eine Stärkung 
rechtsstaatlicher Positionen durch die Rechtsprechung zu einer Verschärfung 
der hier diskutierten Problematik beitragen kann. Das gilt zunächst in fakti-
scher Hin sicht. Hier hat Herr Widmaier in seinen Ausführungen darauf hin-
gewiesen, daß der Druck, einen Ausgleich durch informelle Strategien zur 
Durchführung effizienter Ermittlungen zu schaffen , um so höher ist, je rechts-
staatlicher das „offiz ielle" Verfahren ist. Und naturgemäß - so ließe sich er-
gänzend hinzufügen - bietet sich die Grauzone der Verdeckten Ermittler, der 
,,NoePs" bzw. der V -Leute als Experimentierfeld für derartige informelle Stra-
tegien in besonderer Weise an. Neben dieser tatsächlichen Wechselwirkung 
läßt sich der angesprochene Zusammenhang auch unter rein normativen Ge-
sichtspunkten aufzeigen. Zutreffend hat Herr Geister in seinem Referat die im 
Jahre 1992 vom BGH24 vollzogene Rechtsprechungskorrektur, nach welcher 
das Unterbleiben einer gemäß §§ 136 1 2, 163a IV 2 StPO gebotenen Beleh-
rung grundsätzlich ein Verwertungsverbot zur Folge hat, zu den Gründen ge-
zählt, aus denen die Problematik der Verdeckten Ermittler bzw. V-Leute heute 
,,brodelt" . In der Tat: Solange selbst in offenen Vernehmungen das Unterlas-
sen einer Belehrung folgenlos war, mußte bezüglich der nur „vernehmungs-
ähnlichen" Situation die Welt der Ermittler noch in Ordnung erscheinen. So-
bald die Belehrungspflicht aber nicht mehr eine bloße !ex imperfecta war, ge-
wann auch die Frage an Bedeutung, ob die Verheimlichung des Ermittlungs-
zwecks bei Befragungen durch Verdeckte Ermittler oder V-Leute rechtlich 
akzeptabel ist. 

II. Überlegungen zur verdeckten Befragung durch V-Leute 
und Verdeckte Ermittler 

Zum Sachproblem selbst sei an dieser Stelle lediglich folgendes angemerkt: In 
den diskutierten Fallgestaltungen sind die §§ 136, 136a StPO nicht unmittel-
bar anwendbar; denn diesen Vorschriften liegt nach der (im Schrifttum aller-
dings zum Teil kritisierten) Ansicht der Rechtsprechung25 ein formeller Ver-
nehmungsbegriff zugrunde. Hiernach erfassen diese Regelungen nur solche 
Sachverhalte, in denen der Vernehmende der Auskunftsperson in amtlicher 

23 Speziell zur heimlichen Beweisgewinnung Rothfi,ß, StraFo 1998, 289 (293) . 
24 BGHSt. 38, 214 ff. 
25 BGH(GS)St. 42 , 139 ( 145 f. [mwN]). 
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Funktion gegenübertritt und in dieser Eigenschaft eine Auskunft verlangt. 26 

Damit spitzt sich die Problematik auf die Frage nach dem Sinngehalt des 
,,nemo-tenetur"-Grundsatzes zu. Interpretiert man diese Gewährleistung aus-
schließlich als Schutz vor staatlichem Zwang zur (selbstbelastenden) Aussage, 
so ist dieser Grundsatz bei freiwilligen Äußerungen gegenüber Privatpersonen 
(auch wenn diese mit dem Staat kooperieren) von vornherein nicht betroffen. 
Legt man hingegen ein weitergehendes Verständnis dieses Prinzips zugrunde, 
wonach der „nemo-tenetur"-Grundsatz auch vor staatlich veranlaßter irrtums-
bedingter Selbstbelastung schützen wi ll , so bezeichnet § 136 StPO nur einen 
Ausschnitt aus diesem dogmatischen Gebilde, das eigentlich jede heimliche 
Befragung des Beschuldigten als unzulässig erscheinen läßt. Für diese exten-
sive Deutung des „nemo-tenetur"-Prinzips wird angeführt, daß der Beschul-
digte mangels der gegenüber offenen Vernehmungen bestehenden „natürli-
chen Abwehrbereitschaft" in erhöhtem Maße schutzbedürftig sei27; umgekehrt 
läßt sich mit Blick auf die Person des Fragenden durchaus die Ansicht vertre-
ten , das täuschende Hereinlegen sei rechtsstaatlich noch bedenklicher als das 
bloße Unterlassen einer Belehrung.28 Auch der Hinweis, mittels verdeckter 
Befragungen könnten die strafprozessualen Belehrungsvorschriften in Einzel-
fällen umgangen werden , ist nicht völlig von der Hand zu weisen. Auf der an-
deren Seite ist nicht zu übersehen, daß eine solch rigorose Lesart des „nemo-
tenetur"-Prinzips unannehmbare Konsequenzen heraufbeschwören würde. Ein 
Verdeckter Ermittler oder ein V-Mann, der lediglich zuhören, aber (ohne vor-
herige Belehrung seines Gesprächspartners) keine Fragen stellen dürfte29, wä-
re - um eine Formulierung von Herrn Schn eider aufzugreifen - in der Tat als 
„Eunuch" zu bezeichnen, von dem ein effektiver Beitrag zur Strafverfolgung 
kaum ernsthaft zu erwarten wäre. Ebenso ist der Aspekt des Schützbedürfnis-
ses des Betroffenen dahin gehend zu relativieren , daß z. B. im Bereich der or-
ganisierten Rauschgiftkriminalität die Gefahr, an einen Scheinaufkäufer zu 
geraten , von den Tätern durchaus in Rechnung gestellt wird . 

Das (auch bezüglich anderer Fallgestaltungen) im Rahmen dieser Tagung 
mehrfach gefallene Schlagwort vom „al lgemeinen Lebensrisiko" mag im vor-
liegenden Zusammenhang durchaus eine zutreffende Beschreibung liefern, 
doch ist davor zu warnen, diesen schillernden Begriff in einem allgemeinen 

26 Vgl. Weßlau , ZStW 110 (1998), 1 (6 ff); Franke, JR 2000, 468 (4 70); zur Gegenposition s. Ren-
zikowski, JZ 1997, 7 10 (712 ff.) ; zur Problematik ferner Fezer, NStZ 1996, 289 f. ; Roxin , NStZ 
1995 , 465 ff 

27 Vgl. Renziko>i·ski, JZ 1997, 7 10 (715); s. auch Hilger, Hanack-FS ( 1999), 207 (213 ff.). 
28 Roxin , NStZ 1995 , 465 (467). 
29 In dieser Richtung Hi/ger, Hanack-FS ( 1999), 207 (215 , s.a. aaü. S. 217 ff.) ; vgl. ferner Fezer, 

NStZ 1996, 289 (290) ; sowie Nack, in: Karlsruher Kommentar zur StPO, 3. Aufl. ( 1993), § 11 Oe 
Rdn. 8 (grundsätzlich auf der von BGH[GS]St. 42 , 139 ff. eingeschlagenen Linie hingegen ders. 
aaü. 4 . Aufl. [1999], § 1 !Oe Rdn. 18 ff.). 
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Sinne als taugliches Abgrenzungskriterium auszugeben. Denn was als schein-
barer Wertungsmaßstab daherkommt, ist angesichts der Vagheit dieser Chiffre 
kaum mehr als ein Kürzel zu r Bezeichnung eines zu Lasten des betroffenen 
Individuums ausfallenden Wertungsvorgangs, dessen eigentliche Grundlagen 
weitgehend dunkel bleiben. Zwar ist von Herrn Schneider (im Rahmen der 
Diskussion in Erwiderung auf Herrn Widmaier) der Gedanke vorgetragen 
worden , ,,Fairneß" betreffe die Verteilung von Risiken und sei hierdurch auf 
die Vorhersehbarkeit von Gefahrenlagen bezogen. Auch ersche int die Wer-
tung nachvollziehbar, ein Beschuldigter, der sich durch scheinbar private Äu-
ßerungen unvorsichtigerweise „um Kopf und Kragen" geredet habe, könne 
nicht erwarten , im Nachhinein von den Konsequenzen seiner Redseligkeit 
verschont zu bleiben . Dennoch vermögen auch die Hilfskriterien der Vorher-
sehbarkeit der Gefahrenlage und der mangelnden Schutzwürdigkeit die Be-
denken nicht voll ständig zu zerstreuen, daß das „allgemeine Lebensrisiko" 
weniger abgeleitet als zugeschrieben wird. Zum einen besteht die Gefahr, daß 
der Beschuldigte, dessen Täterschaft sich im Zuge der Ermittlungen heraus-
stellt, schon aus diesem Grunde per se als wenig schutzwürdig erscheint, so 
daß die Vorgehensweise eine nachträgliche Rechtfertigung durch das Unter-
suchungsergebnis erfährt. Zum anderen ist zu bedenken, daß die Komponente 
der Vorhersehbarkeit in der Lebenswirklichkeit in unterschiedlichen Abstu-
fungen auftritt. Wird der Drogendealer die Möglichkeit, daß sein Geschäfts-
partner ein polizeilicher Scheinaufl<äufer ist, regelmäßig ernsthaft vor Augen 
haben, so dürfte die von einem Verdächtigen (oder sogar von einem Zeugen) 
gehegte Gefahr, mit e inem in der Sphäre der Strafverfolger verwurzelten Ge-
sprächspartner zu kommunizieren, jedenfalls außerhalb des Bereichs der Or-
ganis ierten Kriminalität ungleich schwächer ausgeprägt se in , und das generel-
le Wissen um die technische Möglichkeit des Mithörens eines Telefonge-
sprächs ist nicht gleichbedeutend mit der Gefahrenkenntnis, daß der Anrufer 
von der Polizei instruiert sein kann und die eigenen Äußerungen gleichsam 
auch ins „Ohr" der Ennittlungsorgane gesprochen werden. In Wahrheit ist die 
Vorhersehbarkeit bestimmter Gefahren zwar eine notwendige, aber keine hin-
reichende Bedingung für eine entsprechende Risikoverteilung. Im Fußball 
verliert die „Notbremse" des Abwehrspielers ihre Bewertung als (schweres) 
Foul nicht dadurch, daß der auf das gegnerische Tor zueilende Stürmer mit 
einem so lchen Verhalten gerechnet hat. In ähnlicher Weise enthebt der fakti-
sche Umstand, daß der Bürger mit bestimmten Verfolgungsmaßnahmen rech-
nen konnte , nicht von der normativen Frage, ob er mit solchen Ermittlungs-
formen auch rechnen (und sein eigenes Verhalten hierauf einrichten) mußte.30 

In letzter Konsequenz liefe eine von der Vorhersehbarkeit gesteuerte Festle-

30 Vgl. auc h kritisch zum Argumentationstopas des allgemeinen Lebensrisikos Fezer, NStZ 1996, 
289 (290); Renzikowski, JZ 1997, 710 (715). 
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gung des „allgemeinen Lebensrisikos" auf die Anerkennung der normativen 
Kraft des Faktischen hinaus . Das Aushorchen eines Untersuchungsgefangenen 
durch einen auf seine Zelle gelegten Kammeragenten muß aber auch dann un-
zulässig sein, wenn ein solches Verhalten - durch eine einschlägige Entschei-
dung des BGH 3 1 belegt - tatsächlich vorgekommen und damit für die Zukunft 
prinzipiell vorhersehbar ist. Selbst für einen so engen Teilbereich wie die ver-
deckten Ermittlungen im Justizvollzug sind - wie das heutige Referat von 
Herrn Schneider gezeigt hat - vielfältige Überlegungen in die Beurteilung 
einzustellen. Interessant erscheint mir insoweit auch der Ansatz, die aus dem 
materiellen Recht geläufigen Instrumente des Ptlichtwidrigkeits- und Schutz-
zweckzusammenhangs für den vorliegenden Kontext fruchtbar zu machen. 
Vermutlich bildet überdies eine fallgruppenbezogene Diskussion, die ein hö-
heres Abstraktionsniveau als der konkrete Einzelfall aufweist, ohne sich ins 
„Transzendentale" zu verflüchtigen, ganz allgemein die besten Aussichten für 
die Herausarbeitung weitgehend anerkannter Lösungsansätze. 

III. Gedanken zum Lockspitzeleinsatz 
Abschließend möchte ich den Blick noch kurz auf die Problematik des Lock-
spitzeleinsatzes lenken, die gestern in mehreren Referaten angesprochen wur-
de. So hat insbesondere Herr Bundesrichter Maul die Entwicklung der höchst-
richterlichen Rechtsprechung dargestellt32

, die bekanntlich dadurch gekenn-
zeichnet ist, daß die zunächst vom 2. Strafsenat des BGH in Erwägung gezo-
gene Annahme eines Verfahrenshindernisses33 sich nicht hat durchsetzen kön-
nen und in der Folgezeit schließlich zugunsten einer reinen Strafzumessungs-
lösung aufgegeben worden ist.34 An dieser Linie hat unlängst auch der 
1. Strafsenat des BGH35 (ohne Mitwirkung von Herrn Maul) grundsätzlich 
festgehalten, hierbei jedoch unter dem Eindruck der aktuellen Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte im Fall de Castro36 drei 
wichtige Aspekte hinzugefügt. Erstens wurde explizit ausgesprochen, daß die 
staatliche Straftatverleitung einer unverdächtigen , zunächst nicht tatgeneigten 
Person durch die von einem Amtsträger geführte Vertrauensperson einen Ver-
stoß gegen den Grundsatz des fairen Verfahrens (Art . 6 I I EMRK) darstellt. 

3 1 BGHSt. 34 , 362. S. ferner die Zusammenstellung der Judikatur zu verdec kten Ern1ittlungen in 
der Untersuchungshaft bei Lesch, GA 2000, 355 ff. sowie Jahn , JuS 2000, 441 ff. 

32 Vgl. ferner Maul, FS 50 Jahre BGH (2000) , 569 ff. 
33 BGH, NJW 1981, 1626; NStZ 1984, 78. 
34 BGHSt. 32, 345 (348 ff) ; BGH(GS)St. 33 , 356 (362). 
35 BGHSt. 45, 321 (s. oben Fn. 11 ). S. auch BGH (4. StS) , St V 1999, 63 1 111. Anm. Taschke (aaO. 

S. 632 ff) = NSt Z 1999, 501 sowie zu den Rügeanforderungen BGH (3. StS), NStZ 2001 , 53 = 
St V 2000, 604. 

36 EGMR, EuGRZ 1999, 660 (s. oben Fn. 10). 
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Dieser Verstoß ist - zweitens - vom Tatgericht in den Urteilsgründen festzu-
stellen und bei der Rechtsfolgenfestsetzung durch die Annahme eines beson-
deren , gewichtigen und schuldunabhängigen Strafmilderungsgrundes zu kom-
pensieren. Hierbei ist - drittens - das Maß der Kompensation im Urteil ge-
sondert zum Ausdruck zu bringen. 

Bezüglich dieser Entscheidung hat sich meine Beurteilung durch die gestrigen 
Ausführungen teilweise verändert. Meine ursprüngliche Position kann ich mit 
einem Zitat von Schiinemann37 umreißen, der bereits Mitte der 80er Jahre zur 
höchstrichterlichen Abkehr von der Konzeption eines Verfahrenshindernisses 
kritisch angemerkt hatte, daß eine in ihrem Effekt marginale und unkontrol-
lierbare reine Strafzumessungslösung in ihren Auswirkungen geeignet sei , 
„ein für das rechtsstaatliche Profil der deutschen Strafrechtspflege zentrales 
Thema einfach von der Bildfläche verschwinden zu lassen" . In Übereinstim-
mung mit dieser grundsätzlichen Skepsis erschien mir das Urteil des 1. Senats 
zunächst vor allem als Bemühen, die bisherige Leitlinie der höchstrichterli-
chen Rechtsprechung „EMRK-fest" zu machen , in der Sache hingegen im we-
sentlichen alles beim Alten zu belassen. Heute wäre ich deutlich vorsichtiger, 
die Entscheidung des BGH als bloße Verteidigungsstrategie zu deuten. Der 
von Herrn Maul konstatierte Umstand, daß sich kaum ein Landgericht an die 
Strafzumessungslösung gehalten hatte, bestätigt nicht nur die Kritik Schiine-
111anns , sondern er erklärt zugleich das höchstrichterliche Anliegen, die für 
vorzugswürdig gehaltene Konzeption in einem weiteren Anlauf auf den Weg 
zu den Tatgerichten zu bringen. Angesichts der mannigfaltigen Unterschiede 
bezüglich der Ausgangslage des Lockspitzeleinsatzes, der Intensität der Pro-
vokation und dem Verhalten des Verleiteten ist auch einzuräumen, daß die 
Strafzumessungslösung eine flexiblere Reaktion ermöglicht als die dem 
schneidigen „Alles-oder-Nichts"-Prinzip folgende Alternative eines Strafver-
fahrenshindernisses. 

Mit der Abmilderung der Vorbehalte ist zwar einer puristischen Sichtweise 
eine Absage erteilt, die jede dem Staat zurechenbare Verleitung zur Tat auto-
matisch mit einem Verfolgungshindernis belegt.38 Hieraus folgt aber weder 
allgemein , daß umgekehrt jedes Lockspitzel verhalten ausschließlich im Rah-
men der Strafzumessung zu berücksichtigen ist, noch ist hiermit im besonde-
ren gesagt, daß speziell der vom 1. Strafsenat des BGH im Anschluß an das 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte entschiedene Fall 
zu Recht der Strafzumessungslösung unterstellt wurde. Sowohl im Schrift-

37 StY 1985, 424 (426); zustimmend Ki11zig, St V 1999, 288 (290). 
38 Vgl. Trö11rlle/Fischer, StGB (50. Aun. , 2001), § 46 Rdn . 68. 
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tum39 als auch im Rahmen der gestrigen Tagung (insbesondere im Referat von 
Herrn Bank) ist die Auffassung vertreten worden, daß der BGH die Vorgaben 
aus Straßburg verfeh lt hat bzw. daß er - wie es Herr Körner in der Diskussion 
formulierte - seine prinzipiell zustimmungswürdige Strafzumessungslösung 
am „fa lschen" Fall entwickelt habe. Noch wichtiger als die fa llbezogene Kri-
tik ist jedoch der Umstand, daß - wenn mich mein Eindruck nicht trügt - ge-
stern die wohl einhell ige Auffassung dahin ging, (jedenfalls) in außergewöhn-
lichen Fällen einer besonders massiven Straftatverleitung einen bloßen Straf-
rabatt als eine unzureichende Kompensation anzusehen und (zumindest) für 
derartige „Extremfä lle"40 einen völligen Strafverfolgungsverzicht für ange-
messen zu erachten. Neben dieser über den augenblicklichen Status quo der 
Rechtsprechung des BGH hinausgehenden grundsätzlichen Übereinstimmung 
treten die Differenzen über die vorzugswürdige dogmatische Konstruktion 
eher in den Hintergrund. Hier erscheint mir al lerdings der von Herrn Maul 
unterbreitete Vorschlag, in derartigen „von Anfang an faulen Verfahren" ei-
nen Anfangsverdacht im Sinne des § 152 11 StPO zu verneinen, eher zweife l-
haft; denn der Korrumpierte hat die tatbestandsmäßige Handlung ja durchaus 
begangen und ist deshalb einer solchen Tat auch verdächtig. Näher liegt m.E. 
der von Herrn Widmaier eingeschlagene Weg, ein Strafverfolgungshindernis 
aus der Überlegung abzuleiten, daß der Staat die Legitimation zur Strafe ein-
büßt, wenn er in besonders anstößiger Weise auf die Tatbegehung hingewirkt 
hat.41 

Mit einem Konsens darüber, daß ein Lockspitzeleinsatz nicht nur als Strafmi l-
derungsgrund zu berücksichtigen ist, sondern gegebenenfalls auch weiterge-
hend der Durchführung eines Strafverfahrens überhaupt entgegenstehen 
kann42

, erlangt die Frage zentrale Bedeutung, von welchem Punkt an die rein 
quantitative Strafzumessungslösung umschlagen und die qualitativ anders ge-
artete Rechtsfolge eines Verfahrenshindernisses auslösen so ll. In diesem Kon-
text bedürften zahlreiche Punkte einer eingehenden Betrachtung. Zum einen 

39 Roxin. Jl 2000, 369; Sinner/Kreuzer, St V 2000 , 114 (11 6 f.); s. auch Endriß/Kinzig , NStZ 2000, 
271 (272 ) sowie (der St rafzumessungs lösung im Ergebn is j edoch we itgehend zustimmend) 
Lesch, JR 2000, 434 (4 36). 

40 Vg l. BayübLG, JR 2000, 256 (257) m. Anm. Kiipper = St V 1999, 63 1 rn. Anm. Taschke unter 
Hin we is au f BVerfG (3. Kammer des 2. Senats), NJW 1987, 1874 f. ; s. auch den Besc hluß der-
selben Kammer, N StZ 1995, 95 (96: .,Ausnahmefälle'·). 

4 1 A uc h hier griffe es übrigens zu kurz, unter Hin weis auf die Eigen verant wort lichke it des Verle i-
teten d ie staatliche Tatprovokation zum Bestandteil des „allgemeine n Lebensris ikos" erklären 
(und a ll enfalls al s marginalen Stra fzumessun gsfaktor anerkennen) zu wo ll en. Vgl. zu den Gren-
zen de r Zuläss igke it staatlicher Tatprovo kation auch Kin zig, St V 1999, 288 (29 1 f.). 

42 Ausgeklamm ert bl e iben soll hier die Frage nach einem möglichen Verwertungsverbot; vgl. hie r-
zu aber (zur Frage eines Geständni sses des An geklagten) Kiipper, JR 2000, 257 (25 8) und 
Taschke, St V 1999, 632 (633) - jeweil s in krit. Anm . zu BayObLG. JR 2000, 256 = St V 1999, 
63 1 
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wäre genere ll zu erörtern, wie die Gewichte zwischen den beiden Rechtsfol-
genmodellen verteilt werden sollen. Man könnte entweder die Strafzumes-
sungslösung eng halten und auf die Fälle beschränken, in denen der Lockspit-
zeleinsatz noch keinen Verstoß gegen Art. 6 I I EMRK darstellt43

, oder aber 
umgekehrt - in prinzipieller Übereinstimmung mit der neueren Judikatur des 
BGH - auch Verstöße gegen das fair-trial-Prinzip grundsätzlich allein auf der 
Strafzumessungsebene kompensieren und lediglich - die Rechtsprechungsli-
nie insoweit ergänzend - für wenige Ausnahmefälle mit extremer Korrumpie-
rung ein Strafverfahrenshindernis annehmen. Ferner wäre unter methodischen 
Aspekten zu überlegen, ob der Spurwechsel zum Verfahrenshindernis vom 
Vorliegen konkreter (gegebenenfalls auch kombinierter) Einzelmerkmale44 

abhängen oder aufgrund einer allgemeinen Schwerebeurteilung im Rahmen 
einer alle Umstände des Einzelfalles berücksichtigenden Gesamtwürdigung45 

erfolgen soll. Im Interesse der rechtsstaatlichen Klarheit und der größeren 
edukativen Wirkung auf die Strafverfolgungsorgane sollte das primäre Stre-
ben darauf gerichtet sein , den Bereich einer schlechthin unzulässigen Tatpro-
vokation möglichst präzise zu umschreiben.46 Das schließt nicht aus, daß es 
jenseits so lcher „absoluten" Verwirkungsgründe Fälle geben könnte, in denen 
erst eine Gesamtabwägung zur Bejahung eines Verfolgungshindernisses führt. 
Die Gesichtspunkte, die einem Lockspitze leinsatz den Stempel der eindeuti-
gen Rechtsstaatswidrigkeit aufdrücken, können sowohl in der Sphäre des Ver-
leiteten (ursprüngliches Fehlen eines Verdachts, zur Tatbegehung bereit zu 
sein; anfängliches Zurückweisen der angesonnenen Tat; keine über die 
Fremdsteuerung hinausgehende Aktivität) angesiedelt sein als auch die Art 
und Intensität der Provokation47 (z.B. Ausüben eines - wenngleich nicht zur 
Straflosigkeit gemäß §§ 34, 35 StGB führenden - Drucks, Anbahnen oder 
Ausnutzen von Freundschafts- oder Liebesbeziehungen, besondere Hartnäk-
kigkeit wiederholter Anläufe) betreffen. 

Die angemessene Erö11erung der hier angerissenen Fragen würde ein eigen-
ständiges Referat erfordern und muß deshalb an dieser Stelle unterbleiben . Im 
Kontext von „Rückblick und Ausblick" bestärken die Eindrücke dieser Ta-

43 Zur Strafmi lderung auch bei e inem noch keinen Verstoß gegen Art. 6 I I EMRK darstellenden 
Lockspitzeleinsatz vgl. BGH, St V 2000, 555. 

44 Diesbezüglich nennt Kud/ich (JuS 2000, 95 1 [954] ; s. auch Eschelbach, St V 2000, 390 [395] 
und Ki11zig, StV 1999, 288 [289 f. , 29 1 f]) die Provokation eines zuvor Unverdächtigen , gegebe-
nenfall s mit der ergänzenden Beschränkung: .,der auf die erste Provokation hin noc h keine Ei-
geninitiati ve zeigt". 

45 In dieser Richtung BayübLG, JR 2000, 256 f. (s.a. Fn. 40). 
46 Vgl. auch Roxin, JZ 2000, 369 (370); K11d/ich, JuS 2000, 951 (954). 
4 7 Vgl. die Z usammenstellung exzess iver Provokationsfä lle bei Eschelbach, St V 2000, 390 (39 1 ); 

s. auc h Kiipper, JR 2000, 257 (259 f.). 
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gung jedenfalls die auch im Schrifttum48 geäußerte Vermutung, daß das Urtei l 
des 1. Strafsenats des BGH wohl noch nicht das letzte Wort zur Lockspitzel-
problematik gewesen sein wird. Allerdings werden etwaige Hoffnungen auf 
einen grundlegenden Ku rswechsel durch die Tatsache gedämpft, daß in den 
aktuellen Entscheidungen die Strafzumessungslösung auch für Sachverhalte 
herangezogen wurde, in denen gute Gründe für die Annahme eines Verfol-
gungshindernisses sprachen. Wenn der BGH in der Zukunft se ine Judikatur 
nicht partiell revidiert, sondern ledigli ch um eine Entscheidung zu ganz atyp i-
schen „Ausre ißern" ergänzt, wird der Anwendungsbereich für eine mögliche 
Straflosigkeitslösung sehr schmal bleiben. 

48 Vgl. Kudlich, JuS 2000. 95 1 (955); Si1111er/Kre1cer, St V 2000, 114 ( 117); s.a. Roxin, JZ 2000, 
369 (37 1 ). 





Auswahlbibliographie zum Tagungsthema 

Michael Dolfmann 

1. Bibliothek und Dokumentation der Kriminologischen 
Zentralstelle 

Die Kriminolog ische Zentral stell e befaßt sich se it Beginn ihrer Tätigkeit im 
Jahre 1986 mit dem Aufbau einer computergestützten Literaturdokumentation 
auf dem Gebiet der deutsc hsprachigen Krirninologie 1

• Das Fundament di eser 
Dokumentation bildet e ine Präsenzbibliothek mit einem Bestand von zur Zeit 
etwa 18.000 Monographien und ca . 80 laufend gehaltenen Ze itsc hriften . 

Angesichts der Vielzahl und themati schen Breite kriminologi sch relevanter 
Publikationen ist die Zusammenarbeit mit anderen Facheinrichtungen wesentli-
che Bedingung für eine kriminologische Literaturdokumentation. So kooperiert 
die KrimZ seit über 10 Jahren mit dem Juri sti schen Informationssystem (Juris 
GmbH), Saarbrücken. Durch den im Rahmen dieser Kooperation bestehenden 
Datenaustausch konnten der Umfan g der kriminologischen Dokumentationen 
und wichtiger Serviceleistungen im Laufe der Jahre erheb] ich erweite11 werden. 

Schwerpunkte der Krim Z-Dokumentation und -Bibliothek s ind Erscheinungs-
formen der Krimina lität, Strafverfolgung, Strafvoll zug und Straffalligenhilfe, 
Täterforschung, theoreti sche und histori sche Fragen , sozial e Probleme und 
abweichendes Verhalten. 

Der Hauptteil der Daten der vorliegenden Literaturrecherche stammt aus den 
Beständen der Kriminologischen Zentralstelle. Für Beiträge aus allgemeinen 
juri stischen Zeitschriften wurden ergänzend Werke aus der Fachbereichsbiblio-
thek des Fachbereiches Recht und Wirtschaft der Johannes Gutenberg-Uni-
vers ität, Mainz herangezogen. 

Im Rahmen der Auswahlbibliographie zum Tagungsthema wurden auch ältere 
Aufsätze und Bücher berücksichtigt. Der Einteilung der Literatur liegt der 
Versuch zugrunde, das Thema aus versc hiedenen Blickwinkeln zu beleuchten. 
Der erste Abschnitt soll den gedanklichen Rahmen ziehen, in welchem sich die 

Sohn. Wem er ( 1989). Literatursammlung und -dokumentation in der Kriminologischen Zen-
tral stelle. In : Recht. Bibliothek. Dokumentation, 19 ( \ ). 5- 13. 
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Diskussion bewegt. Die beiden fol genden Abschnitte sind dem Einfluß der 
Europäischen Menschenrechtskonvention, sowie der Behandlung der V-Mann-
Probl ematik in fremden Rechtskrei sen gewidmet. Der vi erte Abschnitt be-
schäfti gt sich mit der Problematik der Begehung von Straftaten durch Verdeckte 
Ermittl er. Außerdem w ird das aktue lle Problemfeld der rechtsstaatswidrigen 
Tatprovokation behandelt. Im fün ften Abschnitt schließlich s ind verschiedene 
Problemste llungen gesammelt, die sich aber auf zwei grundlegende Fragen 
zurückführen lassen: Unter we lchen Voraussetzungen dürfen Verdeckte Ermitt-
ler e ingesetzt werden, und unter welchen Umständen dürfen ihre Erkenntni sse 
prozessua l verwertet werden? 

2. Grundlagen des Einsatzes Verdeckter Ermittler und der 
strafprozessualen Beweisverwertungsverbote 

Amelung. Knut ( 199 7). Subj ektive Rechte in der Lehre von den stra fprozessua-
len Beweisverboten. In : Schulz, Joachim et a l. (Hrsg.), Festschri ft für G ünter 
Bemmann zum 70. Geburtstag (505-523). Baden-Baden: Nomos Verl.-G es . 

Amelung. Knut ( 1990). In form ationsbeherrschungsrechte im Stra fprozeß: dog-
mati sche Grundlagen indi vidua lrechtli cher Beweisverbote . Berlin: Duncker 
und Humblot 

Arbeitsgemeinschaft Strafi'echt des Deutschen Anwaltvereins ( 1988). Wahr-
heits findung und ihre Schranken: [11. Strafve rte idiger-Frühj ahrssy mpos ium 
1988] Essen: Deutscher Anwaltverl. 

Bockemühl, Jan ( 1996) . Private Ermittlungen im Strafprozeß. Baden-Baden: 
Nomos Verl.-Ges. 

Cauthier, Jean ( 1991 ). Die Beweisve rbote. Ze itschrift für di e gesamte Straf-
rechtswissenschaft , 103 (3 ), 796-8 16 

Grünwald, Cerald ( 1966). Beweisverbote und Verwertungsverbote im Straf-
verfa hren. Juri stenze itung, 21 ( 15/16 ), 489-501 

Hassemer, Winfi'ied ( 1982). Die „ Funktionstüchtigkeit der Strafrechtspfl ege" -
ein neuer Rechtsbegriff? Strafverteidiger, 2 (6), 275-280 

Köhler, Michael ( 1995). Prozeßrechtsverhä ltni sse und Ermittlungseingri ffe. 
Ze itschrift für di e gesamte Strafrechtswi ssenscha ft , 107 ( 1 ), 10-4 7 
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Neumann, Ulfried (1989). Materiale und strafprozedurale Gerechtigkeit im 
Strafverfahren. Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, 101 ( 1 ), 
52-74 

Öztiirk, Bahri ( 1992). Grundlagen der Beweisverbote im türkischen und deut-
schen Strafverfahrensrecht. Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen-
schaft, 104 (3), 667-687 

Pelz, Christian ( 1993). Beweisverwertungsverbote und hypothetische Ermitt-
lungsverläufe. München: VVF 

Reiche, Felix ( 1999). Das Täuschungsverbot des § 136a StPO - e in objektiv-
überindividueller Bestandteil des Beweisrechts. Kiel , Univ. , Diss. 

Rieß, Peter ( 1999). Gedanken zum gegenwärtigen Zustand und zur Zukunft der 
Revision in Strafsachen. In: Ebert, Udo et al. (Hrsg.), Festschrift für Ernst-
Walter Hanack zum 70. Geburtstag am 30.8.1999 (397-421). Berlin: de 
Gruyter 

Rogall. Klaus ( 1999). Zur Lehre von den Beweisverboten. In: Samson, Erich et 
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Baden-Baden: Nomos Verl.-Ges. 

Roga/1, Klaus ( 1999). ,,Abwägungen im Recht der Beweisverbote". In : Ebert, 
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Untersuchung über die Strukturen strafprozessua ler Verwe11ungsverbote 
unter dem Einfluß der Verfassung und der Grundsätze des öffentlichen 
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3. Zur Europäischen Menschenrechtskonvention 

Bank, Roland (2000). Das Verfahren der Indi vidualbeschwerde vor dem Euro-
päi schen Gerichtshof für Menschenrechte nach der Reform durch das 1 1. 
Protokoll zur EMRK. In : 23. Strafverte idigertag vom 12. - 14. März 1999 in 
Bremen: 50 Jahre Gru ndgesetz - kritische Würdigung, europäische Bezüge 
in der Strafgerichtsbarkeit (67-87). Köln : Ed, der andere Buchladen 
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Staat sanwalt 
Staatsanwa lt scha ti Mainz 

Pfe il , Michael 
Kri111in alhauptkom111i ssa r 
Poli zeipräsidiu111 Frankfurt am Main 

Redder. Holger 
Staatsanwalt 
Staatsanwa ltscha li Hamburg. Barsbüttel 

Rohn felder, Dr. Dieter 
Oberstaatsanwalt 
Staatsanwaltscha ft bei dem 
Oberl andesgericht Frankfurt am Main 

Rothstein , Ulrike 
Staatsanwältin 
Justi zmini sterium Nordrhein-Westfalen. 
Düsse ldorf 
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Schade, Detlef 
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Leiter VE/V P-Dienststel le, 
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Kriminalobe1Tat 
Bundeskriminalamt , Abt. OA. 
Wiesbaden 
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Ri chter am Bundesgeric htshof, 
Karl sruhe 

Schmidt , Rüdiger 
Oberstaatsanwa lt. Hau ptabteilungsleiter 
Staatsanwa lt schati Berlin 

Schmit1- Fa lckcnberg. lsabel 
Bu ndeskriminalamt 
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Schmidt-Sommerfeld. Christian 
Oberstaatsanwalt 
Staatsanwa lt sc hali München 1 

Schneider, Dr. Hartmut 
Staatsanwa lt (G L) 
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Wiesbaden 

Sinn. Arndt 
Wiss. Mitarbe iter 
Justus-Liebig-Universität Gießen, 
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Sohn, Werner 
Wiss. Mitarbeiter 
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Ruhr-Uni versität Bochum 

Thiel. Dr. Achi m 
Oberstaatsanwalt 
Staatsanwaltschaft bei dem 
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Staatsanwalt 
Staatsanwaltsc hati Wiesbaden 

Voge l. Susan 
Rechtsreterendarin 
Kammergericht Berlin 

Weiß, Lienhard 
Richter am Amtsgericht 
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Widmaier, Prof. Dr. Gu nter 
Recht sanwalt 
Vors itzender des Strafrechtsausschusses 
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Würger, Michael 
Wissenschaft !. Mitarbe it er 
Max- Planck-Inst itut für Strafrecht. 
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Band 30: Rudolf Egg / Claudius Ge isler (Hrsg.): 
Alkohol. S1rafrech1 und Kriminaliläl 
2000 . ISBN 3-92637 1-49-8 

Band 32: Sab ine Nowara: 
Sexualstraftäter und !vfa/Jregelroll=ug : Eine empirische Untersuchung 
:::u Legalbewährunq und kriminellen Karrieren 
200 1. ISBN 3-9260 7 1-5 1-X 
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Werner Sohn (Bearb.): 
Refera1ediens1 Kriminologie. -Ausgabe /996 · Folge 6. 
Schwerpunkt Kriminalprävention. 
1996. ISBN 3-92637 1-30-7 

Werner Sohn (Bearb.): 
Refera1ediens1 Kriminologie. - Ausgabe /99 7 · Folge 7. 
Schwerpunkt Kriminalprävention. 
1997. ISBN 3-92637 1-35-8 

Martin Kurze: 
Tä1er-Opfer-Au.1-gleich und Al/gemeines S1raf,-ech1. 
1997. ISBN 3-92637 1-37-4 . 

Werner Sohn (Bearb.) : 
Refera1ediens1 Kriminologie. -Ausgabe 1998 · Folge 8. 
Schu·erpunkt Kriminafprth'ention. 
1998. ISBN 3-92637 1-38-2 

Rudolf Egg (Hrsg.): 
Drogenm!ßhrauch und Delinquen: . kriminologische 
Perspektil'e11 und praktische Konsequen:::en. 
1999. ISBN 3-926371-43-9 

Martin Kurze & Wolfgang Feuerhelm: 
So:::iale Dienste =1t'iscfien Bewahrung und /m10 ,·atio 11 . 
Die Erprobung der ße11·ähru11gs- und Gerich1shilfe.fiir den 
La11dgeric/11she::.irk Flenshurg bei dem Generalstaatsanwalt. 
1999. ISBN 3-92637 1-46-3 

Werner Sohn (Bearb.): 
R4era1ediens1 Kri111i110/ogie. -Ausgahe /999 · Folge 9. 
Sclrn·erpunkf },:rimi11alprä \·en1ion. 
1999. ISBN 3-92637 1-47- 1 
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Susanne A ulinger: 
Rechtsgleichheit und Rech1swirklichkei1 hei der S1rofre1:/0lgu11g \'O ll Dro5;enkrmsumel1fe11. 
Die Amrendung ran .,~· 3 /a Bt.MG im Kome.rf anderer Einstel/1111gs,·orschr{ften. 
Endhericht eines For~·c(wngsprojekls der Kri1!1inologischen Ze111ralstelle e. V 
!Hrsg .. Das_ Bundes1111111 stenum für Gesundhenl . 
Schnftenre,he des Bundesrnin, stenums für Gesundheit; Band 89. 
1997. - ISBN 3-7890-5 11 6-0 

Marcus Rautenberg: 
Zusammenhänge : wischen De\:ian: bereitschaft. kriminellem Verhalten und 
Drogenmißbrauch. Eine E.xper1ise der Kriminologischen Ze111ra/s1elle e. 1' 
(Hrsg .. Das Bundesministeri um für Gesundheit) 
Schriftenreihe des Bu ndesmini steriums für Gesundheit ; Band 103. 
1998 . - ISBN 3-7890-5442-9 

Mart in Kurze (Bea rb .): 
So=ia/1herapie im S1raji-oll=ug 2000: Ergebnisübersichl zur S1ic/11agserheb11ng 
\"0111 31 .3.2000 
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Veröffentlichungen 
der Kriminologischen Zentralstelle e.V. . 

Im Eigenver lag der Kriminologischen Zentra lste ll e, Wiesbaden. sind se it 1996 erschienen: 

1. Schriftenreih e „K riminologie und Prax is" (KUP) 
Band 17: Jörg-Manin Jehle (Hrsg.): 

Kriminalprä,·ention und Strofjusti:. 
1996. ISBN 3-92637 1-27-7 

Band 18: 

Band 19: 

Band 20 : 

Band 2 1: 

Rudo lf Egg (Hrsg.): 
Der A ujbau des Maßregeh-alb1ges in den neuen 
Bundesländern : Cfwncen und Probleme. 
1996. ISBN 3-92637 1-29-3 

Axe l Dessecker: 
Suchthehandlung als stra/i·echtliche Sanktion : eine empirische 
Untersuchung :ur Anordiumg und t'ollstreckung der A1aßregel 
nach § 6-1 StGB. 
1996. ISBN 3-92637 1-28-5 

Rudolf Egg / Jörg-Manin Jehle / Erich Marks (Hrsg.): 
Aktuelle Entwick7ungen in den So:ialen Diensten der .Justi: . 
Strukturen, Sfe: ialisierung, Qualifi:ierung. 
1996. ISBN J-92637 1-3 1-5 

Axe l Dessecker: 
Strajiäter und Psychiatrie : eine empirische Untersuclumf!, :ur 
l'rmis der Ma/Jregel nach § 63 StGB im Vergleich mit der 
Maßregel nac/1 f 6./ StCJB und sanktionslosen l 'er/ähren. 
19~7. ISBN 3-91637 1-32-3 

Band 22: Wolfga ng Feuerhelm : 
Stellung und Ausgestaltung der gemeinniit:igen Arheit. 
1997. ISBN 3-92637 1-36-6 

Band 23: Jehle, Jörg- Manin ; Hoch. Petra (Hrsg.): 
Ober/andi!sgerichtliche Kon1rolle langer Untersuchungshcrft-
Erfahrungen. l'rohleme, l'erspektiren. 
1 <198. ISBN 3-92637 1-40-4 

Band 24: Rudo lf Egg (Hrsg.): 
Strafvo/1:.ug in den neuen 81mdesländern : 
Besta11d'iaz~f11ahme und Entwicklung 
1999. ISBN 3-92637 1-4 1-2 

Band 25: Claud ius Geisler (Hrsg. ): 
Zur Rechtsll'irklichkeit nach Wegfall der .,.fnrtgeset: ten Tat .. _ 
Bestandscwfnahme. E,jahrungsaustausch und Perspektiven. 
1998. ISB 3-926371-39-0 

Band 26: Man in Kurze: 
Sn:iale Arheit und Stra/justi:. Eine Untersuchung :ur Arbeit 
ran Gericht.vhil/e. Bell'ährungshilfe. Führungsaulsicht. 
1999. ISBN 3-92637 1-42-0 

Band 27: Rudolf Egg (Hrsg.): 
Sex ueller Mißhrauch von Kindern : Täter und Opfer. 
1999. ISBN 3-92637 1-44-7 

Band 28: Claudi us Geisler (Hrsg.): 
Das Ermi11lungs1•erhalten der Polizei und die Einstellungspra<is der 
Staatsanwaltschaften: Bestandsaufnahme. Erfährungen und Perspektiven 
1999. ISBN 3-92637 1-45-5 

Band 29: Rudolf Egg (Hrsg.): 
Behandlung von Sexualstraftätern im .Justi: vo/1: ug · Fo/genmgen aus 
den Geset:esänderungen 
2000. ISBN 3-926371 -48-X 

• Verzeichni s aller Publikationen se it 1986 siehe unter http://www.krimz.de 
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